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Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
 

 
OESTRICH-WINKEL 

IM RHEINGAU 
 

 
 

Bekanntmachung 
 
zur 38. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
am Donnerstag, 07.03.2024 um 19:00 Uhr 
im Bürgerzentrum, Paul-Gerhardt-Weg 1, Raum 222 - Magistratszimmer  
 
 
Tagesordnung 
 

TOP Betreff 
Vorlagen-Nr. 

Öffentliche Sitzung 
 

1. Wahl der/des Vorsitzenden 
 

2. Projekt SWAN1628 - Vorstellung Herr Jörg Krick (Jay Square) 
 

3. Abwägung zur grundsätzlichen Entscheidung über die Frage der zukünftigen Trägerschaft der 
Kita Kunterbunt 
BV-27/2024 

 

4. Ausschreibung und Besetzung der Stelle „Jugendarbeit“ 
BV-47/2024 

 

5. Hausmeister: Aufhebung der Stellenbesetzungssperre, Wiederbesetzung und Ausschreibung 
BV-44/2024 

 

6. Zusammenführung der Eigenbetriebe Stadtwerke, Baubetriebshof und Kultur und Freizeit (mit 
den Betriebszweigen Freibad Hallgarten und Brentanoscheune) 
BV-33/2024 

 

7. 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielgeräte und auf das 
Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Stadt Oestrich-Winkel (SpAppStS) 
BV-29/2024 

 

8. Satzung für die Bestellung und die Aufgaben eines Behindertenbeauftragten (m/w/d) der Stadt 
Oestrich-Winkel 
BV-40/2024 

 

9. Ausübung eines Vorkaufsrechts 
BV-50/2024 

 



Einladung zur 38. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 2 von 2 

10. Machbarkeitsstudie zur Prüfung der Option für eine enge Zusammenarbeit mit anderen 
Kommunen des Zweckverbands Rheingau 
BV-39/2024 

 

11. Antrag B90/GRÜNE: Unterstützung für die Bürgersolarberatung 
AT-52/2024 

 

12. Verschiedenes 
 

 
 
 
Oestrich-Winkel, 28.02.2024 
 
 
 
Thomas Wieczorek 
Ausschussvorsitzender 
 



 

Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 

 
OESTRICH-WINKEL 

IM RHEINGAU 
 

 
 

Bekanntmachung 
 
zur 38. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
am Donnerstag, 07.03.2024 um 19:00 Uhr 
im Bürgerzentrum, Paul-Gerhardt-Weg 1, Raum 222 - Magistratszimmer  
 
 
1. Erweiterung der Tagesordnung 
 

TOP Betreff 
Vorlagen-Nr. 

 

Öffentliche Sitzung 
 

11. Bürgerbegehren und Entscheidung über die Zulassung eines Bürgerentscheides nach § 8b Hess. 
Gemeindeordnung (HGO); Festsetzung des Termins und Festlegung der Wahlbezirke 
BV-60/2024 

 

12. Schulbezirksgrenzen; Schreiben des RTK vom 27.02.2024 
 

 
 
Erweiterte Tagesordnung 
 

TOP Betreff 
Vorlagen-Nr. 

 

Öffentliche Sitzung 
 

1. Wahl der/des Vorsitzenden  
 

2. Projekt SWAN1628 - Vorstellung Herr Jörg Krick (Jay Square)  
 

3. Abwägung zur grundsätzlichen Entscheidung über die Frage der zukünftigen Trägerschaft der 
Kita Kunterbunt 
BV-27/2024 1. Ergänzung 

 

4. Ausschreibung und Besetzung der Stelle „Jugendarbeit“ 
BV-47/2024 

 

5. Hausmeister: Aufhebung der Stellenbesetzungssperre, Wiederbesetzung und Ausschreibung 
BV-44/2024 

 



1. Nachtrag zur 38. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 2 von 2 

6. Zusammenführung der Eigenbetriebe Stadtwerke, Baubetriebshof und Kultur und Freizeit (mit 
den Betriebszweigen Freibad Hallgarten und Brentanoscheune) 
BV-33/2024 

 

7. 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielgeräte und auf das 
Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Stadt Oestrich-Winkel (SpAppStS) 
BV-29/2024 1. Ergänzung 

 

8. Satzung für die Bestellung und die Aufgaben eines Behindertenbeauftragten (m/w/d) der Stadt 
Oestrich-Winkel 
BV-40/2024 

 

9. Ausübung eines Vorkaufsrechts 
BV-50/2024 

 

10. Machbarkeitsstudie zur Prüfung der Option für eine enge Zusammenarbeit mit anderen 
Kommunen des Zweckverbands Rheingau 
BV-39/2024 

 

11. Bürgerbegehren und Entscheidung über die Zulassung eines Bürgerentscheides nach § 8b Hess. 
Gemeindeordnung (HGO); Festsetzung des Termins und Festlegung der Wahlbezirke 
BV-60/2024 

 

12. Schulbezirksgrenzen; Schreiben des RTK vom 27.02.2024  
 

13. Antrag B90/GRÜNE: Unterstützung für die Bürgersolarberatung 
AT-52/2024 

 

14. Verschiedenes  
 

 
 
Oestrich-Winkel, 04.03.2024 
 
 
 
Ausschussvorsitzender 
Thomas Wieczorek 
 



 

Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 

Sitzungsprotokoll 
 
 

 

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 

Gremium Haupt- und Finanzausschuss 

Sitzungsdatum 07.03.2024 

Uhrzeit 19:00 Uhr bis 21:00 Uhr 

Sitzungsort Raum 222 - Magistratszimmer im Bürgerzentrum, 
 
Anwesend 
 
Vorsitzender: 
Pavlos Stavridis (CDU) 
 
Mitglieder: 
Dominic Dillmann (SPD) 
Almut Hammer (CDU) 
Jutta Mehrlein (SPD) 
Dr. Dieter Möller (GRÜNE) 
Andreas Orth (CDU) 
Ingrid Reichbauer (GRÜNE) 
Marius Schäfer (FDP) 
Thomas Wieczorek (SPD) 
 
Magistrat: 
Erster Stadtrat Björn Sommer  
 
 
Schriftführer: 
Patrik Krummeich  
 
 

 
Ausschussvorsitzender Thomas Wieczorek eröffnet die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses um 19:01 
Uhr und stellt fest, dass die Einladung form- und fristgerecht erfolgt und das Gremium beschlussfähig ist. 
 
Das Schreiben des RTK (TOP 12) soll im Anschluss an den TOP 3 behandelt werden. TOP 1 und TOP 2 
werden getauscht. 
 
 

1. Wahl der/des Vorsitzenden 
 
Ausschussvorsitzender Wieczorek fragt nach weiteren Kandidaten. Diese gibt es nicht. Es wird offen 
abgestimmt. Einziger Kandidat ist SV Pavlos Stavridis. Dieser wird einstimmig zum neuen 
Ausschussvorsitzenden gewählt und übernimmt fortan Vorsitz des HFA. 
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2. Projekt SWAN1628 - Vorstellung Herr Jörg Krick (Jay Square) 

 
Herr Krick stellt das Projekt zum Hotel Schwan vor und beantworten im Nachgang Fragen.  
Die Präsentation wird dem Protokoll angehängt. 
 

 
3. Abwägung zur grundsätzlichen Entscheidung über die Frage der zukünftigen Trägerschaft der Kita 

Kunterbunt 
BV-27/2024 1. Ergänzung 

 
Bürgermeister Sinß erläutert (telefonisch zugeschaltet) die Beschlussvorlage. SV Orth verlässt um 20:00 Uhr 
die Sitzung. 
Wortbeiträge SV Schäfer, Frau Niegel, SV Reichbauer, SV Hammer, SV Wieczorek, SR Bleuel, Bürgermeister 
Sinß, Ausschussvorsitzender Stavridis. Es wird einstimmig entschieden in der heutigen Sitzung keinen 
Beschluss zu fassen. 
 
Beschluss 
kein Beschluss 
 
Abstimmung 
keine Abstimmung 
 
4. Ausschreibung und Besetzung der Stelle „Jugendarbeit“ 

BV-47/2024 
 
Wortbeiträge SR Bleuel, SV Möller 
 
Beschluss 
Der sofortigen Ausschreibung und Besetzung ab ca. 01.06.2024 der befristet freiwerdenden Stelle (20 
Wochenstunden/Teilzeit) aufgrund eines geplanten Ausfalls der Stelleninhaberin wird zugestimmt. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
5. Hausmeister: Aufhebung der Stellenbesetzungssperre, Wiederbesetzung und Ausschreibung 

BV-44/2024 
 
Beschluss 
Der direkten Aufhebung der Stellenbesetzungssperre aufgrund Eigenkündigung des Beschäftigten sowie der 
schnellstmöglichen Ausschreibung und Wiederbesetzung wird zugestimmt.    
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
 

6. Zusammenführung der Eigenbetriebe Stadtwerke, Baubetriebshof und Kultur und Freizeit (mit 
den Betriebszweigen Freibad Hallgarten und Brentanoscheune) 
BV-33/2024 

 
SR Bleuel erläutert die Beschlussvorlage. 
Wortbeiträge SV Wieczorek, Vorsitzender Stavridis, SV Hammer 
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Beschluss 
1. Die Eigenbetriebe Stadtwerke, Baubetriebshof und Kultur und Freizeit mit den Betriebszweigen Freibad 
Hallgarten und Brentanoscheune werden zu einem noch zu benennenden neuen Eigenbetrieb zum 
01.01.2025 zusammengeschlossen. 
2. Der Magistrat/die Verwaltung wird damit beauftragt, alle erforderlichen Schritte (Benennung, 
Eigenbetriebssatzung, Bestellung der Betriebsleiter etc.) vorzunehmen. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
7. 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielgeräte und auf das 

Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Stadt Oestrich-Winkel (SpAppStS) 
BV-29/2024 1. Ergänzung 

 
SR Bleuel erläutert die Vorlage. 
Wortbeitrag SV Dillmann, Vorsitzender Stavridis, SV Reichbauer 
 
Beschluss 
Dem vorliegenden Entwurf der 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung einer Steuer auf 
Spielgeräte und auf das Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Stadt Oestrich-Winkel (SpAppStS) 
wird aufgrund neuer Erkenntnisse nicht zugestimmt. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
8. Satzung für die Bestellung und die Aufgaben eines Behindertenbeauftragten (m/w/d) der Stadt 

Oestrich-Winkel 
BV-40/2024 

 
SV Müller, tätig im Seniorenbeitrag, erläutert die Vorlage und Satzung im Rahmen und legt 
Änderungsvorschläge von Herrn Soukup, Beauftragten des RTK für Menschen mit Behinderung, dar. 
 
Beschluss 
Die Satzung für die Bestellung und die Aufgaben eines Behindertenbeauftragten (m/w/d) der Stadt 
Oestrich-Winkel wird mit den vorgelegten Änderungen beschlossen. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
9. Ausübung eines Vorkaufsrechts 

BV-50/2024 
 
SR Bleuel erläutert die Vorlage. 
 
Beschluss 
Das Vorkaufsrecht nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 BauGB für das Grundstück Gemarkung Oestrich, Flur 35, Flurstück 
159/1, Verkehrsfläche Hallgartener Straße, wird ausgeübt. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 



Niederschrift der 38. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 4 von 5 

10. Machbarkeitsstudie zur Prüfung der Option für eine enge Zusammenarbeit mit anderen 
Kommunen des Zweckverbands Rheingau 
BV-39/2024 

 
SR Bleuel erläutert die Vorlage. 
Wortbeiträge SV Möller, SV Reichbauer, SV Hammer, Vorsitzender Stavridis 
 
Beschluss 
1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Beauftragung einer Machbarkeitsstudie zur Prüfung 
der Optionen für eine enge Zusammenarbeit von einer einfachen Interkommunalen Zusammenarbeit 
(bereichsweise IKZ) bis zu einem Gemeindeverwaltungsverband mit anderen Kommunen des 
Zweckverbandes Rheingau. 

Diese Studie soll die sich aus einer bereichsweisen IKZ und insbesondere die sich aus einem 
Gemeindeverwaltungsverband ergebenden Vor- und Nachteile für die Kommunen darstellen. 
Diese Studie soll als vertiefende Diskussions- und ggfs. Entscheidungs-grundlage für die Gemeindegremien 
dienen. 
 
2. Der Magistrat der Stadt Oestrich-Winkel erteilt dem Vorstand des Zweckverbandes Rheingau das Recht, 
den Förderantrag stellvertretend beim Hessischen Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz 
(HMdI) für die o.g. Machbarkeitsstudie zu stellen, nachdem in allen Rheingauer Nachbarkommunen der 
positive Beschluss gefasst wurde. 
 
Abstimmung 
Einstimmig. 
 
11. Bürgerbegehren und Entscheidung über die Zulassung eines Bürgerentscheides nach § 8b Hess. 

Gemeindeordnung (HGO); Festsetzung des Termins und Festlegung der Wahlbezirke 
BV-60/2024 

 
SR Bleuel legt dar, dass es derzeit noch keine neue Rückmeldung gibt. Daher wird der TOP im HFA belassen 
 
Beschluss 
kein Beschluss 
 
Abstimmung 
keine Abstimmung 
 
12. Schulbezirksgrenzen; Schreiben des RTK vom 27.02.2024 

 
 
Bürgermeister Sinß (telefonisch zugeschaltet) erläutert hierzu ein Schreiben des RTK und eine Mitteilung 
des HKM. Ebenso soll es ein Treffen von Bürgermeister Sinß, Landrat Zehner, dem Hessischen 
Kultusministerium sowie Vertretern der Fraktionen geben. 
Wortbeiträge SV Wieczorek, Vorsitzender Stavridis, SV Reichbauer 
 

 
13. Antrag B90/GRÜNE: Unterstützung für die Bürgersolarberatung 

AT-52/2024 
 
SV Reichbauer erläutert den Antrag 
Wortbeiträge von SV Hammer, SV Reichbauer, SV Schäfer, SV Dillmann 
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Beschluss 
Der Magistrat wird gebeten, ein jährliches Budget für die Bürgersolarberatung in Höhe von insgesamt 1.000 
Euro für entstandenen Kosten bei den ehrenamtlich tätigen Solarberatern bereitzustellen. Kosten entstehen 
den Beratern durch Fahrtkosten im Ort, um sich Dächer anzuschauen und Beratungstermine wahrzunehmen. 
Außerdem entstehen Strom-, Papier und Kommunikationskosten um erforderliche Unterlagen für die 
Interessenten bereit zu stellen. 
Im Jahr 2024 kann die Finanzierung aus dem Budget Wettbewerb für energetische Sanierungen genommen 
werden. 
 
Abstimmung 
Einstimmig bei 1 Enthaltung 
 
14. Verschiedenes 

 
- SR Bleuel gibt den Quartalsbericht für das vierte Quartal 2023 zur Kenntnis 

Herr Wieczorek fragt für die Nächste Sitzung nach den Auswirkungen des neuen KFA und den 
beschlossenen Kreis- und Schulumlagen. Weiterer Wortbeitrag durch SV Reichbauer. 
Protokollnotiz: Die Erträge aus Schlüsselzuweisungen steigen gegenüber dem Planansatz um rd. 92.000 
€. Die Aufwendungen für die Kreis- und Schulumlage erhöhen sich nach Kreistagsbeschluss um rd. 
259.000 €. In Summe entsteht eine Verschlechterung gegenüber dem Plan von rd. 167.000 €. 
 

- SV Müller spricht eine mögliche Fusion von EAW und AVR an und bietet an Fragen diesbezüglich mit in 
die Verbandsversammlung zu nehmen. 

 
 

 
 
 
Oestrich-Winkel, 08.03.2024 
 
 
 

Ausschussvorsitzender 
Pavlos Stavridis 

 Schriftführer 
Patrik Krummeich 

 
 
 



Planungen SWAN1628

SWAN1628
living at its best

Hotel Schwan & EBS Universität

Welcome to SWAN1628. 

@ Hotel Schwan Betriebs GmbH 2024



Hotel Schwan - Gebäude

Geschichte:

Das 1628 errichtete Hauptgebäude diente ursprünglich der Unterbringung von 

Schleppern und ihren Pferden. Im Laufe der Jahrhunderte wurde es erweitert 

und diente schließlich als renommiertes Hotel Schwan. Im 20. Jahrhundert 

erlangte das Swan den Ruf als bestes Hotel der Region.

Highlights:

• Erhaltenes Fachwerk aus der Zeit vor dem 30-jährigen Krieg.

• Eine hölzerne Wendeltreppe, mit geschnitztem Männerkopf am Fuß.

• Gastgeber internationaler Berühmtheiten, darunter namhafte 

Persönlichkeiten wie Sean Connery.

Haupthaus - Hotel Schwan (Denkmalschutzgebäude):

• 45 Zimmer auf den Etagen 1 bis 3. 

• 1.000m² Gemeinschaftsflächen im Erdgeschoss, Innenhof, Terrasse.

• Hauptzugang mit Rezeptionen, drei Treppenhäusern und einem Aufzug.

• Ausgestattet mit Brandmeldesystem.

Gästehaus – Ilse:

• 13 Zimmer auf drei Etagen.

• Ein Treppenhaus und Aufzug.

• 13 Parkplätze.

SWAN1628
living at its best

Hotel Schwan & EBS Universität

@ Hotel Schwan Betriebs GmbH 2024



Hotel Schwan - Status

• Der Gebäudekomplex Schwan wurde 2012 von Investoren aus der Region gekauft 

und seitdem sukzessive saniert und modernisiert.

• Aktuell läuft die größte Umbauphase auf Basis eines neuen genehmigten 

Bauantrags bis ca. Ende 2024. Hauptaktivitäten:
• Sanierung von 22 Zimmer (=> dann 59 Zimmer modernisiert)

• Moderne Brandmeldeanlage und vielfältige Brandschutzmaßnahmen

• Modernisierte Gast und Meetingräume

• Durch das neue Konzept SWAN1628 soll der Hotel-Betrieb mit neuen Angeboten 

erweitert werden:

• > 40 Zimmer werden als Serviced Apartments ab 1.8.2024 angeboten

• Fokus: Kooperation mit EBS als Angebot für Studenten

• Zweitvermarktung: Geschäftsreisende oder Familien (Semesterpause)

• Die Gasträume sollen als SWAN Space ab 1.1.2025 genutzt werden.

• Co-Living Area zur Nutzung aller Gäste

• Networking-Events für Studenten, Unternehmen und Einwohner

• Co-Working Area in Ausarbeitung

SWAN1628
living at its best

Hotel Schwan & EBS Universität

@ Hotel Schwan Betriebs GmbH 2024



SWAN1628 – Kooperation mit EBS Universität

• Im Dezember haben die EBS Universität und die Hotel Schwan Betriebs GmbH 

vereinbart ein gemeinsames Angebot für Studenten unter dem Namen SWAN1628 zu 

entwickeln

• Der Umfang des Angebots ist in einem Flyer und auf einer Webseite dargestellt 

(www.swan1628.com). 

• Die Vermarktung der Apartments erfolgt schwerpunktmäßig über die EBS, 

insbesondere bei der Akquise neuer Studierender (Recruiting).

• Apartment Verfügbarkeiten:

• Musterapartment verfügbar

• ab spätestens 1.8.2024 circa 15 Apartments im Ostflügel

• ab 1.1.2025 bis zu 46 Apartments im Haupthaus

• Neben der Vermietung der Apartments sollen Studenten auch den Space ab 1.1.2025 

als Arbeitsplatz oder Veranstaltungsort nutzen können. 

SWAN1628
living at its best

Hotel Schwan & EBS Universität

http://www.swan1628.com/


Serviced Apartments
SWAN1628

living at its best

Hotel Schwan & EBS Universität

@ Hotel Schwan Betriebs GmbH 2024

• Ausstattung der Apartments in 3 Kategorien:

• Moderne Bäder, teilweise 2 Räume

• Küche und Bar Bereich

• Arbeitsplatz mit Schreibtisch

• Sofa mit Internet TV

• Bett (200*140) plus Kleiderschrank

• Ein Musterzimmer ist verfügbar. 

• Der Wochenpreis startet bei 190,00 EUR und  

beinhaltet:

• wöchentliche Reinigung

• Betreuung

• Nutzung des Space 



• Die Space Fläche erschreckt sich über 

• 445m² im Erdgeschoss, verteilt auf 10 Räume

• 2 Meetingräume (je 60m²)

• Rheinterrasse (415m²) und Innenhof (130m²)

• Das geplante Angebot:

• Kostenfrei Nutzung der Räume durch die Gäste

• Tasting- und Dinner-Events

• Marktübliche Co-Working Nutzung

• Flex und Fix Desk 

• Meetingräume

• Firmenadresse

• Speisen- und Getränkeservices (über Automaten oder Vor-

Bestellung)

Konzeption Space
SWAN1628

living at its best

Hotel Schwan & EBS Universität

@ Hotel Schwan Betriebs GmbH 2024



Zusammenfassung

• Entlastung des Wohnungsmarktes -> Studenten nutzen die Apartments statt 

Wohnungen im Ort

• Besseres Onboarding internationaler Studenten -> Koordination der 

Behördengänge für unsere ausländischen Gäste

• Vernetzung der Studenten mit den Unternehmern und Einwohnern durch geplante 

Events und den Space.

• Services für Homeoffices und Start-Ups durch neues Co-Working Angebot. 

• Klarstellung:

• Kein neues Studentenwohnheim, sondern Hotel erweitert sein gewerbliches 

Angebot

• Weiterhin Kurzzeitübernachtungen

SWAN1628
living at its best

Hotel Schwan & EBS Universität

@ Hotel Schwan Betriebs GmbH 2024



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-27/2024 1. Ergänzung 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Bauen  

Vorlagenerstellung Joerg Waldmann 
 
Verfahrensgang Termin 

Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales und Kultur 06.03.2024 

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2024 

Stadtverordnetenversammlung 18.03.2024 

Haupt- und Finanzausschuss 16.05.2024 

Stadtverordnetenversammlung 27.05.2024 
 
 
 
Abwägung zur grundsätzlichen Entscheidung über die Frage der zukünftigen Trägerschaft der Kita 
Kunterbunt 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Die Stadt Oestrich-Winkel bleibt Träger der Kita Kunterbunt. Die Ausschreibung von Planung und Bau des 
Kita-Neubaus werden schnellstmöglich vorbereitet und in die Wege geleitet. 
 
 

Sachverhalt  

Um die grundsätzliche Entscheidung über die Trägerschaft der Kita Kunterbunt durch die städtischen 
Gremien vorzubereiten und diesen eine angemessene Entscheidungsgrundlage zu bieten, wurde im 
Rahmen einer fachbereichsübergreifenden Arbeitsgruppe innerhalb der Verwaltung beigefügte Abwägung 
erarbeitet, die die wesentlichen Entscheidungsparameter (finanzielle Abwägung, pädagogische Abwägung, 
personalkapazitäre Abwägung, bauliche Abwägung) beinhaltet. Die Entscheidung über die Trägerschaft ist 
der nächste und zwingend notwendige Schritt, um im weiteren Prozess des Neubaus weiterzukommen. 
Dieser Beschluss soll auf jeden Fall vor der Sommerpause getroffen werden, im Idealfall in der 
Sitzungsrunde im Mai. 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 

Die erforderlichen Mittel für den Bau sind über den Haushalt 2024 (Inv. Nr. 3651 – 2013), egal in welcher 
Variante, zunächst abgesichert. 
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Nach Fertigstellung und Inbetriebnahme der 4-gruppigen Kita muss mit Mehrkosten gegenüber dem 
Betrieb des derzeitigen „Provisoriums“ ab dem Jahr 2026 in einer Bandbreite von 700.000 bis 900.000 Euro 
gerechnet werden (u.a. höhere Personal- und Sachkosten, Abschreibungen und Finanzierungskosten). 
 
 
Anlage(n) 

1. Neue Entscheidungen Vergaberecht - Kita Kunterbunt 
2. Abwägung Grundsatzentscheidung Trägerschaft Kita Kunterbunt 
3. Stellungnahme Kita Kunterbunt Team 
4. Stellungnahme Kita Kunterbunt Elternbeirat 
5. Stellungnahmen der städtischen Kitas 
6. Praxisbeispiele 
 
 
Oestrich – Winkel, 29.02.2024 
 
 
Dezernatsleiter  



1

Riedel, Nadja

Von: Sitzungsdienst
Betreff: WG: 23/00376: Oestrich-Winkel/ Beratung VI (Vergaberecht – Kita nördlich des 

Bürgerzentrums in Oestrich) – Neue Entscheidungen
Anlagen: 7_L_1857_23_DA_EILBESCHLUSS_18B45B08FF68444D94EA68338AC597C4_anonym.pdf; 

Hessischer_Verwaltungsgerichtshof_8_B_1502-23_LARE240000041.pdf; Scan_HSGB.pdf; 23_
00376_Aktenvermerk_SZK_07022024.pdf

Von: "Sinß, Carsten" <carsten.sinss@oestrich‐winkel.de> 
Datum: 2. März 2024 um 16:00:59 MEZ 
An: Thomas Wieczorek <thomas.wieczorek89@gmail.com>, marius@fdp‐rtk.de, Ingrid Reichbauer 
<ingrid.reichbauer@yahoo.de>, almut‐hammer@t‐online.de, "Busch, Sebastian" <sebastianbusch@outlook.de> 
Betreff: Wtr: 23/00376: Oestrich‐Winkel/ Beratung VI (Vergaberecht – Kita nördlich des Bürgerzentrums in 
Oestrich) – Neue Entscheidungen 

  
Verteiler 
Fraktionsvorsitzende, SVV 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
bitte nehmen Sie für Ihre Beratungen betr. 
 TOP Kita Kunterbunt noch unten stehenden Schriftverkehr zur Kenntnis und leiten ihn ggf. auch 
vorab an Ihre Fraktionen weiter. Ich werde Frau Riedel bitten ihn am Montag auch ergänzend ins 
RIM einzustellen. 
 
Beste Grüße  
 
Carsten Sinß  
 
 
Anfang der weitergeleiteten Nachricht: 

Von: "Sinß, Carsten" <carsten.sinss@oestrich‐winkel.de> 
Datum: 14. Februar 2024 um 17:19:00 MEZ 
An: "Björn Sommer (bjoern.sommer@oestrich‐winkel.de)" 
<bjoern.sommer@oestrich‐winkel.de>, Erich Herbst 
<Erich.Herbst@erlenbacher.de>, "Laube, Roland" <laube@notarlaube.de>, Thomas 
Speth <thomas.speth@gmail.com>, Stefan Englert <stefan@englert.net>, Karlheinz 
Winkel <ritakarlheinz_winkel@gmx.de>, "Mielke, Renate" 
<hdmrm69@familiekaeser.de>, Felix Bleuel <bleuel.felix@posteo.de>, Franz Miltner 
<franz_miltner@outlook.com> 
Betreff: WG: 23/00376: Oestrich‐Winkel/ Beratung VI (Vergaberecht – Kita 
nördlich des Bürgerzentrums in Oestrich) – Neue Entscheidungen 

  
Liebe Magistratskollegen, 
  
ich möchte Ihnen unten stehende Mitteilung des städtischen Rechtsbeistands, der 
auch die zwei Gutachten zur rechtlichen Bewertung der Ausschreibung zu 
verantworten hat, zur Kenntnis weiterleiten. 
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Im Wesentlichen besagt diese, dass aufgrund zweier aktueller gerichtlicher 
Entscheidungen nun doch die grundsätzliche Möglichkeit besteht, auf eine 
Ausschreibung der Trägerschaft zu verzichten. Die Stadt, würde sie sich zum 
Wechsel der Trägerschaft entscheiden, kann/darf dann aber keinen Einfluss darauf 
nehmen, in welcher Form der Kita‐Bau zu erfolgen hat und hat, auch zu einem 
späteren Zeitpunkt, keinen einklagbaren Anspruch diesbezüglich.  
  
Wir haben den Sachverhalt heute in der fachbereichsübergreifenden Arbeitsgruppe 
bewertet und sind zu dem Entschluss gekommen, dass es an unserer 
grundsätzlichen Einschätzung nichts ändert, weil mögliche Vorteile des 
Trägerwechsels die damit verbundenen Risiken wie auch insgesamt die Vorteile 
einer städtischen Trägerschaft nicht überwiegen, wir Ihnen dies aber gleichwohl 
nicht vorenthalten wollen. Mehr dazu dann am 26. Februar. 
  
  
Beste Grüße 
  
Carsten Sinß 
Bürgermeister 
  
Telefon: 06723 992 111 
E‐Mail: carsten.sinss@oestrich‐winkel.de  
web:   www.oestrich‐winkel.de  
  

  

Magistrat der Stadt 
Oestrich‐Winkel im Rheingau 
Paul‐Gerhardt‐Weg 1 
65375 Oestrich‐Winkel 
  
Informationen zur Datenverarbeitung 
Informationen zum Schutz personenbezogener Daten bei deren Verarbeitung durch die Stadt Oestrich‐Winkel nach 
Artikel 13 und 14 der Europäischen Datenschutz‐Grundverordnung finden sich auf der Internetseite der Stadt 

Oestrich‐Winkel unter https://www.oestrich‐winkel.de/datenschutz. Auf Wunsch betroffener Personen 

übersenden wir diese Information auch in Papierform. 
  
Immer was los in Oestrich‐Winkel: https://www.oestrich‐winkel.de/tourismus‐
freizeit/veranstaltungen/ 
Öffentliche Sitzungstermine der städtischen Gremien: 
https://rim.ekom21.de/oestrich‐winkel/termine  
  

  

Von: Waldmann, Joerg <joerg.waldmann@oestrich‐winkel.de>  
Gesendet: Donnerstag, 8. Februar 2024 06:34 
An: Sinß, Carsten <carsten.sinss@oestrich‐winkel.de> 
Betreff: WG: 23/00376: Oestrich‐Winkel/ Beratung VI (Vergaberecht – Kita nördlich 
des Bürgerzentrums in Oestrich) – Neue Entscheidungen 
Priorität: Hoch 
  
z.K. 
  

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Joerg Waldmann 
Fachbereichsleiter Bauen 
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Magistrat der Stadt 
Oestrich‐Winkel im Rheingau 
Paul‐Gerhardt‐Weg 1 
65375 Oestrich‐Winkel 
  

Telefon 06723 992 127  
Telefax  06723 992 129 

Email: joerg.waldmann@oestrich‐winkel.de 
Web: www.oestrich‐winkel.de 
  
Informationen zur Datenverarbeitung 
Informationen zum Schutz personenbezogener Daten bei deren Verarbeitung durch die Stadt Oestrich‐Winkel nach 
Artikel 13 und 14 der Europäischen Datenschutz‐Grundverordnung finden sich auf der Internetseite der Stadt 
Oestrich‐Winkel unter https://www.oestrich‐winkel.de/datenschutz 
Auf Wunsch betroffener Personen übersenden wir diese Information auch in Papierform. 
  

Von: Jochen Zweschper <zweschper@rechtsanwaelteszk.de>  
Gesendet: Mittwoch, 7. Februar 2024 18:38 
An: Kappenberger, Michael <michael.kappenberger@oestrich‐winkel.de> 
Cc: Waldmann, Joerg <joerg.waldmann@oestrich‐winkel.de>; Luisa Ehrmann 
<ehrmann@rechtsanwaelteszk.de> 
Betreff: AW: 23/00376: Oestrich‐Winkel/ Beratung VI (Vergaberecht – Kita nördlich 
des Bürgerzentrums in Oestrich) – Neue Entscheidungen 
Priorität: Hoch 
  
Sehr geehrter Herr Kappenberger, 
sehr geehrter Herr Waldmann, 
  
ich möchte Sie heute auf 2 aktuelle Entscheidungen und eine damit einhergehende geänderte 
Rechtslage in Hessen bezüglich der Ausschreibung von (reinen) Kita-Betreiberleistungen 
hinweisen. Ich übersende Ihnen in den 4 Anhängen den aktuellen Beschluss des 
Verwaltungsgerichts Darmstadt vom 13.10.2023, den Beschluss des Hessischen 
Verwaltungsgerichtshofs vom 29.11.2023, die Einschätzung des HSGB zu diesen 
Entscheidungen mit Datum vom 09.01.2024 sowie den heutigen Aktenvermerk meiner 
Kollegin, Frau Rechtsanwältin Ehrmann (siehe in CC), zu Ihrer weiteren Beachtung 
(Hintergrund ist, dass wir derzeit mehrere gleichgelagerte Kita-Vergabesachen bearbeiten, 
sodass sich Frau Ehrmann in diese aktuellen Entscheidungen und in die zugrunde liegende 
rechtliche Problematik eingearbeitet hat, sodass auch Sie hiervon nun profitieren). 
  
Wie Sie diesen Anlagen entnehmen können, gehen das VG Darmstadt und der Hessische 
VGH (nunmehr) davon aus, dass die Betriebsführung für einen Kindergarten nicht dem 
Vergaberecht unterliege und die Durchführung eines diesbezüglichen Vergabeverfahrens 
unzulässig sei. Es handelt sich zwar lediglich um eine Eilentscheidung (d. h. die Hauptsache 
ist noch nicht entschieden; insoweit ist unklar, wann dies der Fall sein wird). Allerdings wurde 
die Sach- und Rechtslage von den Gerichten mehr als nur summarisch geprüft. 
  
Gemäß der Einschätzung des HSGB (3. Anhang, dort Seite 2) gehe die 
verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung zwar trotzdem davon aus, dass in den Fällen, in 
denen sich mehrere freie Träger um die Durchführung von Jugendhilfe-Maßnahmen bemühen, 
diese einen Anspruch auf fehlerfreie Ermessensausübung und chancengleiche Teilnahme an 
einem Bewerbungsverfahren hätten. Unserer Ansicht nach wird ein solcher Anspruch durch 
die Durchführung eines Vergabeverfahrens gerade gewährleistet. Gleichwohl bleibt es dabei, 
dass das VG Darmstadt und der Hessische VGH ausdrücklich die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens in diesen Fällen sogar für unzulässig halten. Nach der Einschätzung der 
Geschäftsstelle des HSGB (3. Anhang, dort ebenfalls auf Seite 2) sei eine andere Ansicht (wie 
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die des OLG Jena) gerade im Hinblick auf den Vorrang des EU-Vergaberechts zumindest 
vertretbar. Auch wird die Empfehlung gegeben (dort auf Seite 3), die Absicht der Kommune, 
einen Kita-Betreibervertrag schließen zu wollen, auf der städtischen Homepage zu publizieren, 
um dem Transparenzgrundsatz Genüge zu tun. Gemäß den dortigen Ausführungen stehe 
zwar die höchstrichterliche Klärung dieser Rechtsfrage noch aus. Allerdings sei (nach 
derzeitiger Rechtslage) in Hessen davon auszugehen, dass die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens für die Ausschreibung von (bloßen) Kita-Betreiberleistungen eben 
unzulässig sei. 
  
Aufgrund dieser aktuellen (und gegenüber unseren früheren Einschätzungen geänderten) 
Rechtslage können Sie sich bei Ihrer im Betreff genannten Angelegenheit sowie auch bei 
sämtlichen weiteren Kita-Sachen Ihrer Kommune, bei denen ausschließlich 
Betreiberleistungen „vergeben“ werden sollen, auf die vorgenannte Rechtsprechung des VG 
Darmstadt und des Hessischen VGH berufen, ohne ein Vergabeverfahren über die Kita-
Betreiberleistungen durchzuführen. Aufgrund der vorgenannten Entscheidungen wären auch 
meine Ausführungen in meinem Kurzgutachten vom 20.10.2023 sowie aus meiner 
Stellungnahme vom 02.06.2023, soweit hiervon die (reinen) Kita-Betreiberleistungen betroffen 
sind, hinfällig (da der reine Kita-Betrieb aufgrund der beiden vorgenannten aktuellen 
Entscheidungen nicht mehr als öffentlicher Dienstleistungsauftrag im Sinne des Vergaberechts 
zu qualifizieren wäre). Ob Sie zuvor ein beschränktes „Bekundungsverfahren“ durchführen 
und noch 2 weitere Bieter anschreiben, wie dies noch aus Ihrem Grundsatzbeschluss vom 
16.03.2023 hervorging, bliebe Ihnen überlassen. Jedenfalls folgt keine solche Verpflichtung 
aus dem Vergaberecht (sondern allenfalls aus dem Haushaltsrecht und seinen Grundsätzen 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit). 
  
Allerdings gilt es zu beachten, dass Sie aufgrund dieser aktuellen Entscheidungen eben nur 
kein Vergabeverfahren für die Findung eines geeigneten Trägers für die Kita-
Betreiberleistungen durchführen müssen. Damit würde zwar der bisherige 
Schwerpunkt/Hauptgegenstand Ihres Gesamtauftrags in vergaberechtlicher Hinsicht entfallen. 
Grundsätzlich blieben jedoch die notwendigen Planungs- und Bauleistungen „übrig“. Mit dem 
Träger kann dann zwar auch ein Betreibervertrag (ohne Vergabeverfahren) geschlossen 
werden, der auch beinhalten kann, dass der Träger sich die notwendigen Planungs- und 
Bauleistungen für die Errichtung der Kita selbst „einkauft“. Wenn hierbei dem Betreiber keine 
strikten Vorgaben seitens Ihrer Stadt gemacht werden, wie die Planung und der Bau der Kita 
auszusehen hat, wären die Planungs- und Bauleistungen von Ihnen ebenfalls nicht 
auszuschreiben, zumal Auftraggeber dieser Planungs- und Bauleistungen stattdessen der 
Träger selbst (und nicht Ihre Kommune) wird.  
  
Um bezüglich der Planung und des Baus der Kita tatsächlich kein Vergabeverfahren 
durchführen zu müssen, wären allerdings nach wie vor die weiteren Vorgaben aus meiner an 
Sie gerichteten Stellungnahme vom 02.06.2023 (soweit sich diese nicht auf den Kita-Betrieb 
beziehen) zu beachten, d. h. die Stadt dürfte dem Träger keine verbindlichen Vorgaben für die 
Planung und dem Bau der Kita machen und die Stadt dürfte keinen entscheidenden Einfluss 
auf Art und Planung sowie auf den Bau der Kita nehmen (siehe insbesondere die Seiten 5-10 
meiner Stellungnahme vom 02.06.2023). Ob allerdings solche lediglich unverbindliche 
Vorgaben der Stadt in Ihrem Interesse liegen (bei denen es sich um keine einklagbaren 
Verpflichtungen des Trägers handeln würde), wäre vorher noch zu entscheiden. 
  
Sollten demgegenüber verbindliche Verpflichtungen des Trägers im Verhältnis der Stadt zur 
Planung und zum Bau der Kita gewünscht sein, würde dagegen ein sogenannter „Bestellbau“ 
und damit ein öffentlicher Bauauftrag nach dem Vergaberecht vorliegen (siehe insbesondere 
Seite 10 oben meiner Stellungnahme vom 02.06.2023). In diesem Fall wäre dann doch Ihre 
Kommune als Auftraggeber der notwendigen Planungs- und Bauleistungen für die Errichtung 
der Kita anzusehen. Es würde dann jedoch gegebenenfalls keine GU-Vergabe durchgeführt 
werden müssen, wenn tatsächlich sämtliche erforderlichen Planerleistungen vom Träger 
gestellt werden (siehe oben). Sofern dies nicht der Fall wäre, dürften die Planung und der Bau 
der Kita wohl (ausnahmsweise) zusammen – als Bauvergabe – ausgeschrieben werden, da 
die von Ihnen gewünschte Modulbauweise eine große Chance für die Zulässigkeit einer 
solchen Gesamtvergabe bietet (siehe mein Kurzgutachten vom 20.10.2023, welches insoweit 
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noch immer aktuell wäre). Da der aktuelle EU-Schwellenwert für Bauleistungen derzeit (seit 
dem 01.01.2024) bei 5,538 Mio. € netto liegt und gemäß Ihren Schätzungen dieser 
Schwellenwert nicht erreicht werden würde (voraussichtlicher Auftragswert für Planung und 
Bau: 4,728 Mio. €), wäre demnach lediglich eine nationale Bauvergabe von Ihnen 
durchzuführen (möglicherweise auch erst, nachdem die (Ausführungs-)Planung – 
gegebenenfalls: Funktionalausschreibung – des Planers Ihres Trägers vorliegt).  
  
Aufgrund der erheblichen Auswirkungen der beiden vorgenannten aktuellen Entscheidungen 
auf Ihr hiesiges Projekt war es mir wichtig, Ihnen diese Informationen schnellstmöglich an die 
Hand zu geben. Wir bitten allerdings um Verständnis, dass die vorgenannten Entscheidungen 
teilweise noch gar nicht veröffentlicht waren, sodass wir diese erst beschaffen und sodann 
auch prüfen und rechtlich bewerten mussten. 
  
Zwar hatten Sie mitgeteilt, dass die Beratungen Ihres HFA bereits Ende Januar durchgeführt 
werden sollten. Auch muss von Ihren Gremien ja erst noch eine Entscheidung über die 
Auslagerung der Kita-Trägerschaft getroffen werden. Jedoch war eine frühere Information 
Ihrerseits durch uns eben leider nicht möglich, sodass ich Ihnen empfehlen möchte, Ihren 
Gremien sowie auch der ZVS unsere aktuellen Informationen nochmals zukommen zu lassen. 
  
Ich lege die Akte nun zunächst auf (erneute) Wiedervorlage. Bitte lassen Sie uns zu 
gegebener Zeit die Beschlüsse bzw. die Ergebnisse der Beratungen Ihrer Gremien zukommen 
und teilen Sie mir bitte auch mit, ob Ihre Zentrale Vergabestelle sich zwischenzeitlich zum 
hiesigen Projekt geäußert hat. 
  
Abschließend sei noch mitgeteilt, dass selbst wenn komplett auf die Durchführung eines 
Vergabeverfahrens verzichtet werden würde, noch immer Gespräche mit dem bzw. den in 
Betracht kommenden Träger zu führen wären. Hierbei müsste auch ein Betreibervertrag 
(einschließlich der „Verpflichtung“ des Trägers zur Erbringung bzw. zum „Einkauf“ der 
Planungs- und Bauleistungen) mit dem Träger geschlossen werden. Daher gehe ich davon 
aus, dass in Ihrem hiesigen Projekt nach wie vor Bedarf für unsere weitere anwaltliche 
Unterstützung bestehen wird. 
  
Für Rückfragen bzw. zur Rücksprache stehen Frau Ehrmann und ich gerne zur Verfügung. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
  

Jochen Zweschper 
Rechtsanwalt / Partner 
Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht 
  

rechtsanwälteszk      
  
Büro Wiesbaden (Hauptsitz): Bahnhofstraße 38, 65185 Wiesbaden  
Fon: +49 (0)611 50 40 63-40 | Fax +49 (0)611 50 40 63-41 
  
Büro Darmstadt (Zweigstelle): Bad Nauheimer Straße 4, 64289 Darmstadt 
Fon: +49 (0)6151 734 75-940 | Fax +49 (0)6151 734 75-150 
  
E-Mail: zweschper@rechtsanwaelteszk.de 
Internet: www.rechtsanwaelteszk.de 
  
Rechtsanwälte SZK - Stapelfeldt Zweschper Krumb - Partnerschaft mbB 
Registergericht: Amtsgericht Frankfurt a. M., PR 1530 
  









Gericht: Hessischer Verwaltungsgerichtshof 8. Senat
Entscheidungsdatum: 29.11.2023
Aktenzeichen: 8 B 1502/23
ECLI: ECLI:DE:VGHHE:2023:1129.8B1502.23.00
Dokumenttyp: Beschluss
Quelle:

 
Verfahrensgang

vorgehend VG Darmstadt, 13. Oktober 2023, 7 L 1857/23.DA, Beschluss

Tenor

Die Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Beschluss des Verwaltungsge-
richts Darmstadt vom 13. Oktober 2023 - 7 L 1857/23.DA - wird verworfen.

Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu tragen.

Der Streitwert wird auch für die Beschwerdeinstanz auf 5.000,- € festgesetzt.

Gründe

1 Die Beschwerde, der das Begehren der Antragstellerin zugrunde liegt, die Fortführung
eines von der Antragsgegnerin bereits begonnenen Vergabeverfahrens zu unterbinden,
bleibt ohne Erfolg. Die Beschwerde ist zwar fristgerecht eingelegt und gemessen an
§§ 173 Satz 1 VwGO, § 222 Abs. 1 und 2 ZPO, 187 Abs. 1, 188 Abs. 2, 1. Alt. BGB auch
fristgerecht begründet.

2 Sie ist aber nach § 146 Abs. 4 Satz 2, 2. Alt., Satz 3 VwGO zu verwerfen, denn ihr man-
gelt es an der Darlegung der Gründe, aus denen die erstinstanzliche Entscheidung abzu-
ändern oder aufzuheben ist. Das Darlegungserfordernis in § 146 Abs. 4 Satz 3 VwGO ver-
langt von dem Beschwerdeführer, konkret zu erläutern, aus welchen Gründen der ange-
griffene Beschluss fehlerhaft und daher abzuändern oder aufzuheben ist. Die Beschwer-
debegründung hat sich mit der Argumentation des Verwaltungsgerichts auseinanderzu-
setzen.

3 Diesen Anforderungen genügt der Vortrag der Antragsgegnerin nicht. Sie hat es nicht
vermocht darzulegen, dass das Verwaltungsgericht zu Unrecht von einem im Wege der
einstweiligen Anordnung sicherungsfähigen Anspruch der Antragstellerin auf Unterlassen
des von der Antragsgegnerin durchgeführten Vergabeverfahrens ausgegangen ist.

4 Soweit die Antragsgegnerin ausführt, das Verwaltungsgericht habe zu Unrecht nicht be-
rücksichtigt, dass die Antragstellerin keine Zugriffsrechte auf das im Eigentum der An-
tragsgegnerin stehende Kindertagesstättengebäude im X...weg ... besitze und weite-
re ihrer Ansicht nach unzureichende Tatsachenfeststellungen des Verwaltungsgerichts
rügt, legt sie nicht dar, inwiefern daraus ihre eigene Berechtigung zur Durchführung ei-
nes Vergabeverfahrens folgen sollte. Streitgegenstand ist vorliegend nicht etwa ein Be-
sitz- oder Eigentumsanspruch der Antragstellerin hinsichtlich des von der Antragsgegne-
rin errichteten Kindertagesstättengebäudes, sondern der von der Antragstellerin geltend
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gemachte Unterlassungsanspruch hinsichtlich des auf die Betreiberleitungen gerichteten
Vergabeverfahrens.

5 Auch der Hinweis, dass die Antragstellerin nicht in der Lage sei, Räumlichkeiten für eine
Kindertagesstätte zur Verfügung zu stellen, verkennt den Gegenstand dieses Verfahrens.
Die Antragstellerin begehrt vorliegend nicht etwa die Berechtigung, eine eigene Kinder-
tagesstätte eröffnen zu dürfen oder eine ihrer bislang im Gemeindegebiet der Antrags-
gegnerin betriebene Kindertagesstätten in das Gebäude im X...weg zu verlegen. Sie be-
gehrt vielmehr, das bereits begonnene Vergabeverfahren vorläufig zu unterlassen.

6 Für die Entscheidung des Rechtstreits kann dahinstehen, dass - so die Ansicht der An-
tragsgegnerin - kein vorrangiges Betätigungsrecht der Antragstellerin verletzt sei, da sie
(zumindest ab 2024) kein eigenes Gebäude zum Betrieb einer Kindertagesstätte zur Ver-
fügung hat. Gegenstand des vorliegenden Verfahrens ist ausschließlich der geltend ge-
machte Unterlassungsanspruch der Antragstellerin, der die Rechtswidrigkeit des Verga-
beverfahrens voraussetzt. Dass aus dem nach Ansicht der Antragsgegnerin fehlenden
Betätigungsrecht der Antragstellerin die Rechtmäßigkeit des Vergabeverfahrens folgt,
hat die Antragsgegnerin nicht dargelegt.

7 Die Antragsgegnerin vertritt weiter die Ansicht, der Antragstellerin stehe entgegen der
erstinstanzlichen Entscheidung kein Rechtschutzinteresse zur Seite, da der Subsidiari-
tätsgrundsatz des § 30 Abs. 4 HKJGB mangels eigener Räume der Antragstellerin nicht
verletzt sein könne. Mit dieser Argumentation übersieht die Antragsgegnerin allerdings,
dass das Verwaltungsrecht das Rechtschutzinteresse der Antragstellerin in der Gefahr
der Verwirklichung irreversibler Fakten sieht, da bei abgeschlossenem Vergabeverfahren
Primärrechtschutz ausgeschlossen sei (Seite 7, letzter Absatz des amtlichen Beschluss-
umdrucks). Diese Annahme stellt die Antragsgegnerin mit ihren Ausführungen nicht in
Frage.

8 Weiter trägt die Antragsgegnerin vor, aufgrund des erfolglos verlaufenen, dem Bau der
Kindertagesstätte im X...weg vorgelagerten Interessebekundungsverfahren zur Errich-
tung einer neuen Kindertagesstätte durch einen freien Träger bestehe ihre eigene Ver-
pflichtung zur Deckung des unstreitig bestehenden Betreuungsbedarfs. Diese Verpflich-
tung ist vorliegend allerdings nicht streitig. Streitig ist lediglich, ob die Antragsgegnerin
sich zur Erfüllung ihrer Verpflichtung eines Vergabeverfahrens bedienen darf.

9 Soweit die Antragsgegnerin auf Seite 5 ihres Schriftsatzes vom 16. November 2023 aus-
führt, die zu treffende Auswahlentscheidung zwischen den Bewerbern rechtfertige - an-
ders als in dem dem Urteil des BSG vom 17. Mai 2023 - B 8 SO 12/22 - zugrundeliegen-
den Fall - ein Vergabeverfahren, behauptet sie dies lediglich, legt es aber nicht dar. Sie
führt zwar aus, vorliegend gehe es nicht darum, dass sich Interessenten in einem „Pool“
registrierten und nebeneinander den Eltern der zu betreuenden Kindern ihre Leistungen
anböten, sondern darum, dass nur ein Bewerber für den Betrieb der Kindertagesstät-
te im X...weg ausgewählt werden könne. Zur Begründung zitiert sie die Ausführungen
des BSG a.a.O., wonach die Leistungserbringung im sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis
nicht generell vergabefrei ist, sondern vielmehr im Einzelfall zu prüfen ist, „ob der Leis-
tungsträger nach der gesetzlichen Konzeption eine Auswahlentscheidung nach den oben
genannten Kriterien trifft“.

10 Dass die vom BSG verlangte Prüfung vorliegend zu Gunsten der Antragsgegnerin aus-
geht, legt sie allerdings nicht dar. Sie legt zudem nicht dar, dass die Entscheidung des
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BSG auf den vorliegenden Fall übertragbar wäre. In der o.a. Entscheidung des BSG hat-
te ein Träger der Eingliederungshilfe zu Unrecht Leistungen der Eingliederungshilfe für
sein Stadtgebiet im Vergabeverfahren ausgeschrieben, obwohl die gesetzliche Konzep-
tion des Eingliederungshilferechts den Abschluss von Vereinbarungen zwischen Trägern
der Eingliederungshilfe und geeigneten Leistungserbringungen nach den §§ 75 ff. SGB XII
nach den Kriterien der Leistungsfähigkeit, Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit vorsieht.
Vorliegend geht es allerdings gerade nicht um die grundsätzliche Vereitelung des Ab-
schlusses von Trägervereinbarungen im sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis durch ei-
ne Vergabe an einen Träger, sondern um eine dieser gesetzlichen Grundentscheidung
nachgelagerte konkrete Auswahlentscheidung zwischen mehreren Trägern. Die in Bezug
genommene Rechtsprechung des BSG hat allerdings lediglich die Zulässigkeit von Ver-
gabeverfahren im sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis bejaht, in denen bereits auf der
Ebene der gesetzlichen Grundkonzeption eine Auswahlentscheidung zu treffen ist. Dass
diese Rechtsprechung auch auf die hier streitgegenständliche nachgelagerte Entschei-
dungsebene zu übertragen ist mit der Folge, dass die im SGB IIX vorgegeben Kriterien
von den vergaberechtlichen Auswahlkriterien verdrängt werden, hat die Antragsgegnerin
nicht dargelegt.

11 Die von der Antragsgegnerin weiter aufgeworfene Frage, ob der Betreibervertrag einen
öffentlichen Auftrag oder eine Dienstleistungskonzession im Sinne des GWB darstellt,
ist für die Frage, ob sie ein Vergabeverfahren durchführen durfte, unerheblich. Auch der
Umstand, dass der für Vergabeverfahren vorgesehene EU-Schwellenwert erreicht sei, be-
antwortet die Frage, ob die Antragsgegnerin sich entgegen der Auffassung des Verwal-
tungsgerichts rechtfehlerfrei für eine Auswahlentscheidung im Vergabeverfahren ent-
scheiden durfte, nicht.

12 Dass nach Ansicht der Beschwerde vorliegend der Anwendungsbereich des § 74 Abs. 1
SGB IIX nicht eröffnet und eine Förderpflicht nicht streitgegenständlich sei, hat für die
Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Durchführung eines Vergabeverfahrens keine Be-
deutung. Entsprechendes legt die Antragsgegnerin auch nicht dar.

13 Auch der Hinweis der Antragsgegnerin, dass das Vergabeverfahren ausschließlich auf
freie Träger beschränkt ist, und daher deren Interessen berücksichtigt worden seien, legt
die Rechtmäßigkeit einer Auswahl durch Vergabeverfahren nicht dar.

14 Die weitere Aussage der Beschwerde, ein EU-weites Vergabeverfahren sei die einzige
ermessenskonforme Entscheidungsmöglichkeit, behauptet die Rechtmäßigkeit des Er-
gebnisses des Vergabeverfahrens, nicht aber die hier allein streitgegenständliche Frage
nach der Zulässigkeit des Vergabeverfahrens in der vorliegenden Konstellation.

15 Soweit die Antragsgegnerin behauptet, die Vorgaben des HKJGB würden durch vorrangi-
ge europarechtliche Vorgaben überlagert, setzt sie wiederum die Zulässigkeit eines Ver-
gabeverfahrens voraus, legt sie aber nicht dar.

16 Die Kostenentscheidung findet ihre Grundlage in § 152 Abs. 2 VwGO. Die Streitwertent-
scheidung beruht auf den §§ 47 Abs. 1 und 2, 43 Abs. 2 Abs. 1, 52 Abs. 2 GKG. Hinsicht-
lich der weiteren Begründung folgt der Senat der erstinstanzlichen Entscheidung.

17 Der Beschluss ist gemäß § 152 Abs. 1 VwGO, §§ 68 Abs. 1 Satz 5, 66 Abs. 3 Satz 3 GKG
unanfechtbar.
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AKTENVERMERK 

Betreff: Oestrich-Winkel/ Beratung VI (Vergaberecht – Kita nördlich des Bürgerzentrums in Oestrich; Akte 23/00376) 
Datum:  07.02.2024 
Verfasserin: RAin Ehrmann 
 

 
 
VG Darmstadt, Beschl. v. 13.10.2023 Az. 7 L 1857/23.DA 
 

A. Sachverhalt 
 

Die Gemeinde (Antragsgegnerin) sucht einen externen Betreiber für eine Kita in einem neu errichteten und gemeindeeigenen 
Gebäude für die Dauer von 10 Jahren (mit Verlängerungsoption). Aus diesem Grund hat sie das Vergabeverfahren im Juni 
2023 veröffentlicht. Der Betreiber (= potenzieller Auftragnehmer) wird verpflichtet, bestimmte Betreiber-Leistungen zu er-
bringen. Die Rahmenbedingungen zum Betrieb der Kita (beispielsweise die Öffnungszeiten und die Anzahl der Kitaplätze) 
stammen von der Auftraggeberin (Gemeinde). 
 
Der Betreiber zieht die Beiträge direkt bei den Erziehungsberechtigten der Kinder ein. Sofern kein auskömmliches Ergebnis 
für den Betreiber erzielt wird, kann dieser ein monatliches Entgelt durch die Gemeinde als „Förderung“ verlangen. 
 
Die Antragsgegnerin beabsichtigte eine Zuschlagserteilung Mitte Oktober 2023. Die Antragsstellerin wandte sich daher an 
das Verwaltungsgericht, um den Zuschlag und die weitere Durchführung des Vergabeverfahrens zu verhindern. Sie selbst 
betreibt eine Kita im Gemeindegebiet und ist bereit, diese Einrichtung in einem anderen Gebäude weiterzubetreiben.  
 

 
B. Verfahren 

 
Es handelt sich um eine Entscheidung im einstweiligen Rechtsschutz gem. § 123 VwGO, d.h. um eine lediglich vorläufige 
Entscheidung. Das Gericht hat eine Sicherungsanordnung erlassen, mit der die Antragsgegnerin (Gemeinde) verpflichtet 
wird, das Vergabeverfahren vorläufig abzubrechen und die Zuschlagserteilung vorläufig zu unterlassen.  
 
Grundsätzlich schließt sich das Hauptsacheverfahren noch an. Dieses hat aber eine wesentliche längere Verfahrensdauer 
und dessen Ausgang bleibt daher abzuwarten.  
 
Im vorläufigen Rechtsschutz erfolgt grundsätzlich nur eine summarische Prüfung, allerdings liegt im vorliegenden Fall die 
Besonderheit vor, dass die vorläufige Anordnung insoweit eine „Vorwegnahme der Hauptsache“ beinhaltet, sodass erhöhte 
Anforderungen an die Prüfung bzw. die Prognose der Erfolgsaussichten in der Hauptsache gestellt werden. 
 
Der Entscheidung des VG lag daher folgender Prüfungsmaßstab zugrunde: Um den Antragsgegner zu einem Unterlassen zu 
verpflichten, war es erforderlich, dass gegen die Rechtmäßigkeit des Vergabeverfahrens ernsthafte Bedenken bestehen und 
der Anspruch des Antragsstellers mit überwiegender Wahrscheinlichkeit gegeben ist. Dies wurde vom Gericht letztlich be-
jaht. 
 
Im Anschluss an die Entscheidung legte die Antragsgegnerin (Gemeinde) Beschwerde gegen den Beschluss des VG Darmstadt 
ein. Der VGH Kassel hat die Beschwerde jedoch mangels ausreichender Darlegung der Gründe, weshalb die erstinstanzliche 
Entscheidung aufzuheben bzw. abzuändern ist, verworfen (Hessischer Verwaltungsgerichtshof Beschluss v. 29.11.2023 – 8 B 
1502/23).  
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C. Inhalt der Entscheidung des VG Darmstadt 

 
Das Gericht hat sich mit der Frage befasst, ob für die Beauftragung eines freien Jugendhilfeträgers zur Erbringung von 
Leistungen des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes nach § 14 Abs. 1 SGB VIII durch eine Gemeinde ein Vergabever-
fahren durchgeführt werden kann.  
 
Die Entscheidung des Gerichts (Beschluss) beinhaltet folgende Aussagen:  
 

 Es liegt bereits der für die Anwendbarkeit des Vergaberechts nach §§ 97 ff. GWB erforderliche „öffentliche 
Auftrag“ i. S. d. § 103 Abs. 1 GWB nicht vor.  

 
 Wenn ein Vergabeverfahren gleichwohl vorgenommen wurde, so verstößt dieses gegen die Grundsätze des 

Jugendhilferechts und ist daher unzulässig.  Es verstößt gegen das in § 30 Abs. 4 HKJGB verankertes Subsidi-
aritätsprinzip sowie gegen die besonders geschützte Selbstständigkeit der freien Träger aus § 3 Abs. 4 HKJGB. 
Zuletzt kam es im vorliegenden Fall nicht mehr auf einen Verstoß gegen das Prinzip der Angebots- und Trä-
gervielfalt an.  

 
 

I. Kein öffentlicher Auftrag im Sinne des § 103 Abs. 1 GWB 
 

Definition: Öffentliche Aufträge sind nach § 103 Abs. 1 GWB entgeltliche Verträge zwischen öffentlichen Auftraggebern oder 
Sektorenauftraggebern und Unternehmen über die Beschaffung von Leistungen, die die Lieferung von Waren, die Ausfüh-
rung von Bauleistungen oder die Erbringung von Dienstleistungen zum Gegenstand haben.  
 

 Keine Vergütung des Betreibers durch die Gemeinde, mithin kein synallagmatischer Vertrag. Im Gegenzug ist der 
Betreiber auch nicht zur Erbringung der Betreiberleistung verpflichtet.  

 Gegenstand des Vergabeverfahrens ist nicht die Beschaffung von Dienstleistungen gegen Entgelt, sondern die 
Festlegung der Bedingungen für die Leistungsabwicklung im sozialhilferechtlichen Dreiecksverhältnis.  

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 Vorliegend ist Vertragsgegenstand die Festlegung von Bedingungen für die Leistungsabwicklung im sozialhilfe-
rechtlichen Dreiecksverhältnis zwischen der Gemeinde, dem freien Träger und den Leistungsberechtigten (Eltern 
bzw. Kinder) 

 Es besteht ein Entgeltanspruch des Leistungserbringers (freier Träger) gegenüber den Eltern/Kindern 
 Im vorliegenden Fall wurde die Gemeinde nur aufgrund des Schuldbeitritts Mitschuldnerin des zivilrechtlichen Ent-

gelts. Sofern das Ergebnis für den freien Träger nicht auskömmlich war, sollte die Gemeinde ein Entgelt leisten. 
Durch diesen Schuldbeitritt entsteht jedoch keine öffentlich-rechtliche Schuld. Zahlt die Gemeinde nur aufgrund 
dieses Schuldbeitritts kann dennoch kein direkter Leistungsaustausch zwischen der Gemeinde und dem freien Trä-
ger angenommen werden. Der Vertrag sieht daher keine zwingende Geldleistung an den Betreiber vor, sondern 
vielmehr nur für den Fall der fehlenden Bedarfsdeckung. Das potenzielle Entgelt ist daher als Förderung nach § 30 
Abs. 3 HKJGB i. V. m. § 74 Abs. 1 bis 5 SGB VIII zu sehen.  

 

Gemeinde Freier Träger 

Eltern bzw. Kinder 
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II. Rechtsprechung des Thüringer OLG (Beschl. v. 09.04.2021 - Verg 2/20) ist in Hessen nicht anwendbar. 
 
In Thüringen werden die Kindertageseinrichtungen grundsätzlich von der Gemeinde betrieben, während in Hessen ein grund-
sätzlicher Betrieb durch die freien Träger erfolgen soll.  
 
VG Darmstadt: Der Vertragsgegenstand sei keine Leistung, die ohne die Beauftragung eines konkreten Betreibers von der 
Gemeinde selbst erbracht werden müsste. Es liegt keine einklagbare Erfüllungspflicht vor. Denn anders als in Thüringen gibt 
es in Hessen und auf Bundesebene keine zu § 3 Abs. 3 Thüringer Kindergartengesetz (ThürKigaG) vergleichbare Norm.  

 
§ 3 Abs. 3 ThürKigaG 
Um ihre Verpflichtung nach Absatz 2 zu erfüllen, betreiben die Wohnsitzgemeinden eigene Kindertageseinrichtungen, soweit 
sie dies nicht einem der in § 6 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 4 genannten Träger übertragen. In diesem Fall schließen sie mit dem Träger 
Verträge, die insbesondere folgende Inhalte regeln: (…) 
 
In Thüringen ist gesetzlich verankert, dass die Gemeinden eigene Kindertageseinrichtungen betreiben, soweit dies nicht 
einem Träger übertragen ist. Dies bedeutet, dass die Gemeinden Verträge mit den freien Trägern schließen, deren Inhalt in 
§ 3 Abs. 3 S. 2 ThürKigaG vorgegeben ist.  
 
In Hessen ist gerade nicht vorgesehen, dass die Gemeinden mit den freien Trägern Verträge über den Betrieb von Kinderta-
geseinrichtungen schließen und mittels vertraglicher Vorgaben die Selbstständigkeit der Träger einschließen. In Hessen 
tragen die Gemeinden auch Sorge dafür, dass die im Bedarfsplan vorgesehenen Plätze vorhanden sind. Dennoch besteht in 
Hessen das Gebot den Betrieb durch freie Träger zu fördern und anzuregen. Sollten die Plätze auf diesem Weg geschaffen 
werden, so ist von eigenen Maßnahmen der Gemeinde abzusehen.  
 
Ohne Ausschreibung wäre die Gemeinde in Hessen daher nicht in der Pflicht die Betreiberleistung selbst zu betreiben. Im 
Übrigen handeln die freien Träger nicht auf Weisung der Gemeinde, sie erfüllen nur eigene Pflichten aus dem Vertragsver-
hältnis zu den Leistungsempfängern. 
 
Es handelt sich weder mittelbar noch unmittelbar um eine Erbringung der Leistung gegenüber der Gemeinde, sondern um 
eine unmittelbare Inanspruchnahme der Leistung durch die jeweiligen Bürger beim Träger der freien Jugendhilfe.  
 
Zwischenergebnis:  
Die Gemeinde kauft nicht gezielt Leistungen ein, um sie den Leistungsberechtigten zur Verfügung zu stellen – wie es für die 
Anwendbarkeit des Vergaberechts erforderlich wäre. Daher werden auch keine öffentlichen Aufträge i.S.d. Wettbewerbs-
recht erteilt. Die Tätigkeit der freien Träger wird vielmehr gefördert. Da es an einem öffentlichen Auftrag fehlt, besteht 
weder die Verpflichtung noch die gesetzliche Ermächtigung zur Durchführung eines Vergabeverfahrens. 
 
 

III. Unvereinbarkeit der Durchführung eines Vergabeverfahrens mit den Grundsätzen des Jugendhilferechts 
 
Sollte dennoch ein Vergabeverfahren durchgeführt werden, so ist dieses mit den Grundsätzen des Jugendhilferechts un-
vereinbar.  

 
1. Subsidiaritätsprinzip aus § 30 Abs. 4 HKJGB 

 
§ 30 Abs. 4 HKJGB 

(4) Soweit geeignete Angebote von Trägern der freien Jugendhilfe betrieben oder rechtzeitig geschaffen werden 
können, sollen die Gemeinden von eigenen Maßnahmen absehen. 

 
Das Subsidiaritätsgebot beinhaltet auch ein Abwehrrecht der freien Träger gegen ein Tätigwerden der Gemeinde. Durch den 
vorliegend beabsichtigten Betreibervertrag wird dieses Gebot verletzt. Die Antragsstellerin als freie Trägerin ist bereit ihre 
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Kita in einem anderen Gebäude weiterzubetreiben. Insofern liegt der Verstoß in der Beauftragung eines externen Dienstleis-
ters. Aus den Vergabeunterlagen ergibt sich auch nicht, dass nur freie Träger in Betracht kommen oder diese priorisiert 
werden. Doch selbst wenn der Zuschlag an einen freien Träger erfolgen würde, läge ein Verstoß gegen die besonders ge-
schützte Selbstständigkeit vor (siehe weiter unten). 
 
Die Verletzung ist auch nicht erst dadurch bedingt, dass die Gemeinde mit der Maßnahme die Deckung des allg. Bedarfs an 
Kita-Plätzen verfolgt. Die Gemeinde hat dieses Gebot bei jeder einzelnen Maßnahme zu prüfen.  
 

2. Besonders geschützte Selbstständigkeit nach § 3 Abs. 4 HKJGB 
 
§ 3 Abs. 4 HKJGB 

(4) Die Träger der Jugendhilfe arbeiten partnerschaftlich zusammen; dabei ist die Selbstständigkeit der freien 
Jugendhilfe in Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisationsstruktur 
zu achten. 

 
Ein Verstoß gegen diesen Grundsatz liegt aufgrund der strengen Vertragsvorgaben bereits vor. Der freie Träger ist in sei-
ner Selbstständigkeit erheblich eingeschränkt.  
 
 

3. Verletzung der Angebots- und Trägervielfalt 
 
Zuletzt kommt ein Verstoß gegen dieses Prinzip in Betracht. Das VG Darmstadt hat sich in der vorliegenden Entscheidung 
jedoch nicht weiter damit befasst, da die vorgenannten Prinzipien bereits verletzt wurden. Im zugrundeliegenden Fall trug 
die Gemeinde hier jedoch vor, dass sie dieses Prinzip nicht verletze, da auch weitere freie Träger Kindertagesstätten im 
Gemeindegebiet betreiben könnten.  
 
 

IV. Beschwerdeverfahren vor dem VGH Kassel (HessVGH, Beschluss v. 29.11.2023 – 8 B 1502/23). 
 
Die Beschwerde der Antragsgegnerin (der Gemeinde) gegen die Entscheidung des VG Darmstadt wurde verworfen mit der 
Begründung, dass es an der Darlegung der Gründe, aus denen die erstinstanzliche Entscheidung abzuändern oder aufzuhe-
ben ist mangelt. Die Antragsgegnerin ist ihrer Darlegungspflicht nicht ausreichend nachgekommen. Einzelner Vortrag der 
Antragsgegnerin wird somit vom Senat abgetan. Der VGH führt insbesondere aus, dass es nicht auf die Zugriffsrechte des 
freien Trägers auf das gemeindeeigene Gebäude ankommt. Der VGH bestätigt die Verletzung des Subsidiaritätsgrundsatzes 
zudem durch die bestehende Gefahr der Verwirklichung irreversibler Fakten. Auch die vom Antragsgegner vorgetragene 
Entscheidung des Bundessozialgerichts, wonach ein Vergabeverfahren im Einzelfall durchzuführen ist, sei nicht ausreichend 
auf die vorliegende Situation angewandt worden und im Übrigen nicht übertragbar, da es sich um einen anderen Verfah-
rensstand handele. Zuletzt bemängelt der VGH, dass sich einzelne Begründungen nicht mit der Frage befassten, ob das 
Vergabeverfahren überhaupt durchgeführt werden dürfe, vielmehr befasse sich der Antragsgegner mit nachgelagerter 
Frage zu der konkreten Vergabe.  
 
Die Entscheidung des VGH ist daher aufgrund der Verwerfung der Beschwerde wenig aussagekräftig, was den Inhalt der 
erstinstanzlichen Entscheidung angeht.  
 
 
(Ehrmann) 
Rechtsanwältin 
 

 



 

 

Aktenzeichen: 7 L 1857/23.DA  

VERWALTUNGSGERICHT DARMSTADT 

 

BESCHLUSS 

In dem Verwaltungsstreitverfahren  

der C., , , 
C-Straße, C-Stadt, 

Antragstellerin, 

bevollmächtigt: 

D.,, 
D-Straße, D-Stadt, 
- - 

gegen 

die Gemeinde A, 
A-Straße  -, ---, 

Antragsgegnerin, 

bevollmächtigt: 

B., 
B-Straße, B-Stadt, 
 
wegen Vergaberechts 
 
hat das Verwaltungsgericht Darmstadt - 7. Kammer -  

am 13. Oktober 2023 beschlossen: 
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Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anordnung verpflich-
tet, das Vergabeverfahren „Z“ vorläufig abzubrechen und die Zuschlagser-
teilung vorläufig zu unterlassen.  

Die Kosten des Verfahrens hat die Antragsgegnerin zu tragen. 

Der Streitwert wird auf 5.000,00 EUR festgesetzt. 

Gründe 

I. 

Die Antragstellerin begehrt als anerkannte Trägerin der freien Jugendhilfe den vorläufi-

gen Abbruch eines Vergabeverfahrens durch die Antragsgegnerin. 

Die Antragsgegnerin veröffentlichte im Juni 2023 das Vergabeverfahren „Z“. Hierbei 

sucht die Antragsgegnerin einen externen Betreiber für eine Kindertagesstätte in einem 

neu errichteten und gemeindeeigenen Gebäude für einen Zeitraum von zehn Jahren mit 

Verlängerungsoption. Mit dem im Wettbewerb stehenden Auftrag wird der zukünftige 

Betreiber verpflichtet, bestimmte Leistungen zu erbringen, wie die Kindergartenplätze in 

dem genannten Gebäude zu bestimmten Zeiten und unter bestimmten, von der An-

tragsgegnerin vorgegebenen Rahmenbedingungen vorzuhalten. Der zukünftige Betrei-

ber zieht dabei die Elternbeiträge direkt bei den Erziehungsberechtigten der Kinder ein. 

Sofern die Kalkulation über die Kosten und Einnahmen kein auskömmliches Ergebnis 

für den Betreiber darstellt, kann dieser ein monatliches Entgelt für die Erbringung der 

geschuldeten Leistungen durch die Antragsgegnerin verlangen.  

Die Zuschlags- und Bindungsfrist läuft am 30. November 2023 ab, während die An-

tragsgegnerin eine Zuschlagsentscheidung Mitte Oktober 2023 beabsichtigt. Der Leis-

tungsbeginn soll am 1. Januar 2024 erfolgen.  

An dem Vergabeverfahren ist die Antragstellerin beteiligt. Sie betreibt die Kindertages-

stätte „Y“ im Gemeindegebiet der Antragsgegnerin und ist bereit, diese Einrichtung in 

einem anderen Gebäude weiterzubetreiben. 
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Die Antragstellerin hat das Gericht am 31. Juli 2023 um einstweiligen Rechtsschutz er-

sucht. Sie vertritt insbesondere die Ansicht, das Vergabeverfahren verstoße gegen die 

Grundprinzipien des SGB VIII und verletze die Vorschriften des Hessischen Kinder- und 

Jugendhilfegesetzes (im Folgenden: HKJGB).  

Die Antragstellerin beantragt, 

der Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung aufzugeben, das 

Vergabeverfahren vorläufig abzubrechen und ihr zu untersagen, einem Teilneh-

mer am Vergabeverfahren den Zuschlag zu erteilen, 

Die Antragsgegnerin beantragt,  

den Eilantrag vom 31. Juli 2023 zurückzuweisen.  

Zur Begründung bezieht sich die Antragsgegnerin insbesondere auf eine Entscheidung 

des Thüringer Oberlandesgerichts (Beschluss vom 9. April 2021 – Verg. 2/20 –). Der 

Verwaltungsrechtsweg sei nicht eröffnet. Aufgrund des laufenden Vergabeverfahrens 

liege die ausschließliche Zuständigkeit der Vergabekammern des Regierungspräsidiums 

Darmstadts vor. Die Antragstellerin begehre vorliegend ein Unterlassen im Sinne des 

§ 156 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (im Folgenden: GWB). 

Es mangele an einem Anordnungsgrund sowie einem Rechtsschutzinteresse, da die 

Antragstellerin ihre rechtlichen Interessen in dem Vergabeverfahren hinreichend vertre-

ten könne. Der geplante Betrieb der Kindertagesstätte stelle unzweifelhaft einen öffentli-

chen Auftrag im Sinne des § 103 Abs. 1 GWB in Form eines Dienstleistungsauftrags 

nach § 103 Abs. 4 GWB dar. Vorliegend sei ein synallagmatischer Vertrag gegeben, bei 

dem die Antragsgegnerin den zukünftigen Betreiber für die erbrachten Betreiberleistun-

gen vergüte und der zukünftige Betreiber im Gegenzug die Erbringung der Betreiberleis-

tungen schulde. Es gehe nicht um das Recht bzw. die Genehmigung, einen Kindergar-

ten betreiben zu dürfen, sondern vielmehr um die Beauftragung und die daraus resultie-

rende Verpflichtung, dies zu tun. Auch sei bei dem gegenständlichen Auftrag mit einem 

Wert über 2.000.000,00 EUR netto der Schwellenwert nach § 106 GWB überschritten 
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und es liege keine Ausnahme des Anwendungsbereichs vor. Die Antragstellerin verken-

ne, dass die Antragsgegnerin hier als Eigentümerin eines Kindergartengebäudes und 

nicht als Trägerin der Sozialhilfe auftrete. Es gebe vorliegend kein Widerspruch zum 

Sozialrecht. Die Antragsgegnerin übe Zurückhaltung aus, indem sie einen externen 

Dienstleister mit dem Betrieb der Kindertagesstätte beauftrage. Das Prinzip der Ange-

bots- und Trägervielfalt werde nicht ausgehebelt. Es stehe der Antragstellerin offen, ei-

nen eigenen Kindergarten im Gemeindegebiet zu betreiben. Sie habe keinen Anspruch 

darauf, den Betrieb des Kindergartens im Gebäude der Antragsgegnerin vorzunehmen. 

Es ginge nicht um das allgemeine Angebot an Sozialleistungen gegenüber Leistungs-

empfängern und mithin die Deckung des allgemeinen Bedarfs an Kindergartenplätzen 

im Gemeindegebiet. Die Antragsgegnerin suche lediglich einen Betreiber für eine Kin-

dertagesstätte in ihrem gemeindeeigenen Gebäude. Dabei komme nur ein und nicht 

mehrere Betreiber in Betracht. 

Das Verfahren ist zunächst in der 2. Kammer des Verwaltungsgerichts Darmstadt ein-

gegangen und zugewiesen worden. Mit Verfügung vom 13. September 2023 hat es die 

7. Kammer in die eigene Zuständigkeit übernommen.  

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands und des Vorbringens der 

Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte des vorliegenden Verfahrens Bezug ge-

nommen.  

II. 

 

Für das vorliegende Verfahren ist die hiesige 7. Kammer des Verwaltungsgerichts ge-

setzlicher Richter, da sie nach dem gerichtsinternen Geschäftsverteilungsplan für das 

Sachgebiet „Vergaberecht“, Sachgebietsnummer 041401 zuständig ist. Unbeachtlich ist 

insoweit, dass es in dem Vergabeverfahren um Leistungen des Kinder- und Jugend-

schutzes geht, da sich die Antragstellerin gegen die Durchführung des Vergabeverfah-

rens an sich wendet. Streitentscheidende Normen sind solche des Vergaberechts (des 
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GWB). Es kommt maßgeblich darauf an, ob im vorliegenden Fall ein Vergabeverfahren 

durchzuführen ist.  

Für den vorliegenden Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz ist der Verwaltungsrechts-

weg nach § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO eröffnet. Es liegt eine öffentlich-rechtliche Streitig-

keit vor, für die keine abdrängende Sonderzuweisung gegeben ist. 

Bei der im Streit stehenden Frage, ob die Beauftragung eines freien Jugendhilfeträgers 

zur Erbringung von Leistungen des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes nach 

§ 14 Abs. 1 SGB VIII durch eine Gemeinde im Vergabewege erfolgen kann, handelt es 

sich um eine öffentlich-rechtliche Streitigkeit.  

In der Rechtsprechung ist geklärt, dass die Beziehung zwischen Leistungserbringer und 

Jugendhilfeträger im jugendhilferechtlichen Dreiecksverhältnis öffentlich-rechtlicher Na-

tur ist. 

Vgl. Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 19. Juni 2018 – 12 C 

18.313 –, juris, Rn. 7. 

Zwar ist die Antragsgegnerin als kreisangehörige Gemeinde kein örtlicher Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe, vgl. § 5 Abs. 1 HKJGB, und auch nicht zu einem örtlichen Trä-

ger der öffentlichen Jugendhilfe nach § 5 Abs. 2 HKJGB bestimmt worden. Aber die An-

tragsgegnerin nimmt im vorliegenden Fall eine mit den öffentlichen Jugendhilfeträgern 

vergleichbare Rolle ein. Das Verhältnis zwischen den Beteiligten wird durch die Normen 

des HKJGB bzw. dem SGB VIII geregelt. Die hessischen Gemeinden sollen nach § 30 

Abs. 4 HKJGB genauso wie die öffentliche Jugendhilfe gemäß § 3 Abs. 5 HKJGB von 

eigenen Maßnahmen absehen, soweit geeignete Maßnahmen von Trägern der freien 

Jugendhilfe betrieben oder rechtzeitig geschaffen werden können. Auch sollen die Ge-

meinden entsprechend den öffentlichen Trägern nach § 74 Abs. 1 bis 5 SGB VIII die 

freiwillige Tätigkeit auf dem Gebiet der Kindertagesbetreuung anregen und fördern, vgl. 

§ 30 Abs. 3 HKJGB.  
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Im Übrigen dürfte sich der öffentlich-rechtliche Charakter der Streitigkeit auch daraus 

ergeben, dass die Antragstellerin die begehrte Unterlassung des streitgegenständlichen 

Vergabeverfahrens insbesondere auf eine (potentielle) Verletzung des § 30 Abs. 4 

HKJGB und des § 4 Abs. 2 SGB VIII stützt, mithin auf öffentlich-rechtliche Normen.  

Eine abdrängende Sonderzuweisung nach §§ 155, 156 Abs. 1, 158 Abs. 2 GWB liegt 

entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin nicht vor.  

Gemäß § 156 Abs. 2 GWB können zwar Rechte aus § 97 Abs. 6 GWB sowie sonstige 

Ansprüche gegen Auftraggeber, die auf die Vornahme oder das Unterlassen einer 

Handlung in einem Vergabeverfahren gerichtet sind, nur vor den Vergabekammern (bei 

dem Regierungspräsidium Darmstadt, vgl. § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über die 

Vergabekammern vom 18. Juni 1999) und dem Beschwerdegericht (dem Oberlandesge-

richt B-Stadt als einziges Oberlandesgericht in Hessen nach § 171 Abs. 3 GWB) geltend 

gemacht werden. Vorliegend steht jedoch weder ein Anspruch der Antragstellerin auf 

Einhaltung von Bestimmungen über das Vergabeverfahren nach § 97 Abs. 6 GWB noch 

die Vornahme oder das Unterlassen einer Handlung in einem Vergabeverfahren in 

Streit. Die Antragstellerin begehrt vielmehr – gestützt auf Bestimmungen des SGB VIII 

sowie die des HKJGB – die Unterlassung der Durchführung eines Vergabeverfahrens 

überhaupt. 

Eine solche Feststellung indes lässt sich in einem Vergabenachprüfungsverfahren von 

vornherein nicht erreichen. Die Abwendung der Durchführung eines Vergabeverfahrens 

an sich ist kein Rechtsschutzziel, welches in einem vergaberechtlichen Nachprüfungs-

verfahren zulässiger Weise verfolgt werden könnte. 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 23. August 2021 – 12 CE 

21.2141 –, juris, Rn. 4; vgl. auch: OLG Düsseldorf, Beschluss vom 13. Mai 2015 

– VII-Verg 38/14 –, juris, Rn. 30.  

Ein vergaberechtlicher Anspruch, eine Auftragsvergabe durch Aufhebung der Aus-

schreibung zu verhindern, besteht nicht. Nachprüfungsverfahren haben allein den 
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Zweck, dass Aufträge – ordnungsgemäß – erteilt werden, nicht aber, dass die Auf-

tragserteilung überhaupt verhindert wird. 

Vgl. Brandenburgisches Oberlandesgericht, Beschluss vom 3. November 2011 – 

Verg W 4/11 –, juris., m. w. N. 

Die Ansicht der Antragsgegnerin, aufgrund des laufenden Vergabeverfahrens liege die 

ausschließliche Zuständigkeit der Vergabekammern vor und die Antragstellerin begehre 

vorliegend ein Unterlassen im Sinne des § 156 Abs. 2 GWB, würde dazu führen, dass 

die Antragstellerin angesichts der eindeutigen Rechtsprechung der Beschwerdegerichte 

rechtsschutzlos gestellt wäre. Dies würde gegen die Garantie effektiven Rechtsschutzes 

(Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG) verstoßen. 

Vgl. Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 23. August 2021 – 12 

CE 21.2141 –, juris, Rn. 5. 

Anders als die Antragsgegnerin meint, liegt auch das erforderliche Rechtsschutzinteres-

se vor.  

Ein in diesem Sinne qualifiziertes Rechtsschutzinteresse an der Gewährung vorbeugen-

den Rechtsschutzes wird angenommen, wenn die Gefahr besteht, dass irreversible Fak-

ten geschaffen werden oder bereits die kurzfristige Hinnahme eines befürchteten Ver-

waltungshandelns geeignet ist, den Betroffenen in seinen Rechten in besonders 

schwerwiegender, nicht wiedergutzumachender Weise zu beeinträchtigen. Von der An-

nahme dieser Voraussetzungen ist zurückhaltend Gebrauch zu machen. 

Vgl. Hessischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 27. Februar 2023 – 2 B 

2156/22 –, juris, Rn. 25, m. w. N. 

Nach diesen Maßstäben ist die Antragstellerin nicht auf das Vergabeverfahren zu ver-

weisen. Ihr kann nicht zugemutet werden, die Vergabeentscheidung abzuwarten. Wird 
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der Zuschlag wie beabsichtigt erteilt, schließt dies den Primärrechtsschutz der Antrag-

stellerin aus.  

 Vgl. OLG Frankfurt, Urteil vom 29. Januar 2013 – 11 U 33/12 –, juris, Rn. 63. 

Der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz nach diesem Zeitpunkt würde ins Leere lau-

fen.  

Der im Übrigen zulässige Antrag ist auch in der Sache begründet.  

Die Voraussetzungen für den Erlass einer Sicherungsanordnung nach § 123 Abs. 1 

Satz 1 VwGO sind gegeben. Danach kann das Gericht eine einstweilige Anordnung in 

Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine Ver-

änderung des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des Antragstel-

lers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. Voraussetzung dafür ist neben 

einer besonderen Eilbedürftigkeit (Anordnungsgrund) ein Anspruch der Antragstellerin 

auf die begehrte Sicherung (Anordnungsanspruch). Anordnungsgrund und Anordnungs-

anspruch sind glaubhaft zu machen, vgl. § 123 Abs. 3 VwGO i. V. m. §§ 920 Abs. 2, 294 

ZPO.  

Nimmt der Erlass einer einstweiligen Anordnung – wie hier mit dem vorläufigen Abbruch 

des Vergabeverfahrens bei einem gewollten Leistungsbeginn ab Januar 2024 begehrt – 

die Hauptsache im Wesentlichen vorweg, so sind an die Prognose der Erfolgsaussich-

ten in der Hauptsache besondere Anforderungen zu stellen.  

Vgl. Hessischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 24. Oktober 2007 – 7 

TG 2131/07 –, juris, Rn. 4. 

Es ist insofern erforderlich, dass gegen die Rechtmäßigkeit des Vergabeverfahrens 

ernsthafte Bedenken bestehen und der Anspruch mit überwiegender Wahrscheinlichkeit 

gegeben ist.  
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Der Antragstellerin ist es – gemessen an den dargelegten Maßstäben – gelungen, einen 

Anordnungsanspruch glaubhaft zu machen. Bei der im Rahmen des einstweiligen 

Rechtsschutzverfahrens allein gebotenen und möglichen summarischen Prüfung der 

Sach- und Rechtslage hat die Antragstellerin gegen die Antragsgegnerin mit überwie-

gender Wahrscheinlichkeit einen Anspruch auf Unterlassen des Zuschlags und damit 

auf den Abbruch des Vergabeverfahrens aus § 30 Abs. 4 HKJGB. 

Der Antragsgegner greift mit der Durchführung des Vergabeverfahrens rechtswidrig in 

das in § 30 Abs. 4 HKJGB verankerte Subsidiaritätsgebot und damit in die in Berufsfrei-

heit der Antragstellerin aus Art. 12 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 19 Abs. 3 GG als freie Ju-

gendhilfeträgerin ein.  

Es liegt bereits der für die Anwendbarkeit des Vergaberechts nach §§ 97 ff. GWB erfor-

derliche „öffentliche Auftrag“ i. S. d. § 103 Abs. 1 GWB nicht vor. 

Öffentliche Aufträge sind nach § 103 Abs. 1 GWB entgeltliche Verträge zwischen öffent-

lichen Auftraggebern oder Sektorenauftraggebern und Unternehmen über die Beschaf-

fung von Leistungen, die die Lieferung von Waren, die Ausführung von Bauleistungen 

oder die Erbringung von Dienstleistungen zum Gegenstand haben. 

Vorliegend ist – anders als die Antragsgegnerin meint – kein synallagmatischer Vertrag 

gegeben, bei dem die Antragsgegnerin den zukünftigen Betreiber für die erbrachten Be-

treiberleistungen vergütet und der zukünftige Betreiber im Gegenzug die Erbringung der 

Betreiberleistungen schuldet.  

Gegenstand des vorliegenden Vergabeverfahrens ist nicht die Beschaffung von Dienst-

leistungen gegen ein Entgelt, sondern die Festlegung der Bedingungen für die Leis-

tungsabwicklung im sozialhilferechtlichen Dreiecksverhältnis zwischen dem Leistungs-

träger (der Antragsgegnerin), dem Leistungserbringer (dem zukünftigen Betreiber) und 

dem Leistungsberechtigten (den Kindern bzw. deren Eltern). Der Leistungserbringer hat 

einen Entgeltanspruch gegen den Leistungsberechtigten. Nur aufgrund des Schuldbei-

tritts wird der Leistungsträger Mitschuldner des zivilrechtlichen Entgelts. Durch den 
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Schuldbeitritt wandelt sich die Forderung jedoch nicht in eine öffentlich-rechtliche 

Schuld. Zahlt der Leistungsträger das Entgelt an den Leistungserbringer allein aufgrund 

des Schuldbeitritts, kann ein direkter synallagmatischer Leistungsaustausch zwischen 

Leistungsträger und Leistungserbringer durch den Abschluss der Leistungsvereinbarung 

nicht angenommen werden. Beim sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis handelt es sich 

um ein differenziertes Rechtsinstitut, das nicht zu einem lediglich zweiseitigen Auftrags-

verhältnis „uminterpretiert" werden kann. 

Vgl. Landessozialgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 23. März 

2022 – L 12 SO 227/19 –, Rn. 68 f., juris, Rn. 69 m. w. N. 

Der vorliegende Betreibervertrag sieht vor, dass der zukünftige Betreiber die Elternbei-

träge direkt bei den Erziehungsberechtigten der Kinder einzieht und nur sofern die Kal-

kulation über die Kosten und Einnahmen kein auskömmliches Ergebnis für den Betrei-

ber darstellt, ein monatliches Entgelt für die Erbringung der geschuldeten Leistungen 

durch die Antragsgegnerin erhält. In dem Vertrag ist damit bereits keine zwingende 

Geldleistung an den zukünftigen Betreiber vorgesehen, sondern nur für den Fall der feh-

lenden Bedarfsdeckung. Bereits aus diesem Grund ist ein synallagmatisches Verhältnis 

zu verneinen, obgleich eine fehlende Bedarfsdeckung zu erwarten sein wird. Des Weite-

ren soll der zukünftige Betreiber die Beiträge direkt bei den Leistungsberechtigten (und 

nicht bei dem Leistungsträger) einziehen. Das potentielle monatliche Entgelt durch die 

Antragsgegnerin ist dabei lediglich als eine Förderung entsprechend § 30 Abs. 3 HKJGB 

i. V. m. § 74 Abs. 1 bis 5 SGB VIII zu sehen.  

Der von der Antragsgegnerin vorgenommene Verweis auf den Beschluss des Thüringer 

Oberlandesgerichts vom 9. April 2021 – Verg 2/20 – geht fehl. Vertragsgegenstand ist 

gerade keine Leistung, die ohne Beauftragung eines konkreten Betreibers von der An-

tragsgegnerin selbst erbracht werden müsste; eine einklagbare Erfüllungsverpflichtung 

fehlt. 

Grund hierfür ist, dass eine mit § 3 Abs. 3 Thüringer Kindergartengesetz (im Folgenden: 

ThürKigaG) vergleichbare Norm im hessischen oder bundesrechtlichen Kinder- und Ju-
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gendhilferecht nicht existiert. In § 3 Abs. 3 Satz 1 ThürKigaG ist explizit vorgesehen, 

dass die Gemeinden eigene Kindertageseinrichtungen betreiben, soweit sie dies nicht 

einem er in § 6 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 4 genannten Träger (anerkannte Träger der freien 

Jugendhilfe, sonstige juristische Personen, deren Zweck das Betreiben einer Kinderta-

geseinrichtung ist und deren Tätigkeit nicht auf Gewinnerzielung gerichtet ist, oder sons-

tige Träger, insbesondere Elterninitiativen und Betriebe) übertragen. In diesem Fall 

schließen sie mit dem Träger Verträge, deren Inhalt den Umfang der bereitzustellenden 

Plätze und deren Finanzierung (Nr. 1), das Verfahren des finanziellen Ausgleichs 

(Nr. 2), die Beachtung und Einhaltung der Qualitätsvorgaben des ThürKigaG und der 

auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen und sowie des SGB VIII hinsichtlich der 

Kindertagesbetreuung (Nr. 3), Fristen und Verfahren für die Bereitstellung von Daten 

und Informationen aufgrund dieses Gesetzes (Nr. 4) sowie Rechtsfolgen für die Fälle, in 

denen die Vertragsparteien die Bestimmungen des Vertrags oder des ThürKigaG nicht 

einhalten (Nr. 5) regelt, vgl. § 3 Abs. 3 Satz 2 ThürKigaG. 

Es ist in Hessen gerade nicht vorgesehen, dass die Gemeinden mit freien oder anderen 

Trägern Verträge über den Betrieb von Kindertageseinrichtungen schließen und mittels 

vertraglichen Vorgaben die Selbständigkeit der Träger einschränken. Die Gemeinden 

tragen in Hessen nach § 30 Abs. 2 Satz 1 HKJGB auch in eigener Verantwortung dafür 

Sorge, dass die im Bedarfsplan vorgesehenen Plätze in Tageseinrichtungen zur Verfü-

gung stehen. Nichtsdestotrotz sollen die hessischen Gemeinden die freiwillige Tätigkeit 

auf dem Gebiet der Kindertagesbetreuung anregen und fördern und soweit geeignete 

Angebote von Trägern der freien Jugendhilfe betrieben oder rechtzeitig geschaffen wer-

den können, von eigenen Maßnahmen absehen, vgl. § 30 Abs. 3 und 4 HKJGB. Damit 

werden in Hessen Kindertageseinrichtungen – anders als in Thüringen – nicht grund-

sätzlich von den Gemeinden, sondern grundsätzlich von freien Trägern betrieben. Die 

Antragsgegnerin müsste die Betreiberleistung ohne Ausschreibung nicht selbst betrei-

ben. Vielmehr könnte diese Aufgabe beispielsweise durch die Antragstellerin als freie 

Trägerin wahrgenommen werden. Eine einklagbare Erfüllungsverpflichtung ist insofern 

nicht ersichtlich.  
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Wie die öffentlichen Jugendhilfeträger kaufen die Gemeinden nicht gezielt Leistungen 

ein, um sie den Leistungsberechtigten zur Verfügung zu stellen, wie dies für die Anwen-

dung des Vergaberechts erforderlich wäre; sie beschaffen nicht Leistungen gegen Ent-

gelt auf einem „Markt für Jugendhilfeeinrichtungen“. Die Gemeinden erteilen deshalb 

keine „öffentlichen Aufträge“ i. S. d. Wettbewerbsrechts, sondern befördern und ermög-

lichen „lediglich“ die vorrangigen Tätigkeiten der freien Jugendhilfe; sie sorgen mit der 

Förderung der freien Jugendhilfe auch nicht für die Erfüllung eigener Aufgaben, sondern 

unterstützen „lediglich“ die freie Jugendhilfe bei der Erfüllung von Aufgaben, die diese 

sich selbst gestellt hat. 

Vgl. zu öffentlichen Jugendhilfeträgern: Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Be-

schluss vom 6. Dezember 2021 – 12 CE 21.2846 –, juris, Rn. 7, m. w. N. 

Träger der freien Jugendhilfe, die gegenüber Hilfeempfängern eine Leistung erbringen, 

erfüllen ihre eigene Verpflichtung aus einem privatvertraglichen Schuldverhältnis mit 

diesen, handeln insoweit aber nicht im Auftrag und gemäß den Weisungen der Gemein-

de. Vielmehr arbeiten die freien und öffentlichen Träger der Jugendhilfe partnerschaft-

lich zusammen, während die Selbstständigkeit der freien Jugendhilfe in Zielsetzung und 

Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu 

achten ist, vgl. § 3 Abs. 4 HKJGB. Bei der Leistungserbringung nach dem SGB VIII – 

wie der vorliegenden erzieherischen Leistung nach § 14 SGB VIII – handelt es sich des-

halb weder unmittelbar noch mittelbar um eine Erbringung der Leistung gegenüber der 

Gemeinde, sondern um eine unmittelbare Inanspruchnahme der Leistung durch die je-

weiligen Bürger beim Träger der freien Jugendhilfe selbst. 

Vgl. zu öffentlichen Jugendhilfeträgern: Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Be-

schluss vom 6. Dezember 2021 – 12 CE 21.2846 –, juris, Rn. 8, m. w. N. 

Da es infolgedessen an einem „öffentlichen Auftrag“ fehlt, besteht weder eine Verpflich-

tung noch eine aufgrund von Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG erforderliche gesetzliche Ermäch-

tigung für die Durchführung eines Vergabeverfahrens. Eine – wie hier – gleichwohl vor-
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genommene vergaberechtliche Ausschreibung ist wegen Unvereinbarkeit mit den 

Grundsätzen des Jugendhilferechts unzulässig.  

Durch die Erteilung des Zuschlags wird die Antragstellerin mit überwiegender Wahr-

scheinlichkeit in ihrem Recht aus § 30 Abs. 4 HKJGB verletzt. Danach sollen die Ge-

meinden von eigenen Maßnahmen absehen, soweit geeignete Angebote von Trägern 

der freien Jugendhilfe betrieben oder rechtzeitig geschaffen werden können.  

Das in § 30 Abs. 4 HKJGB enthaltene bedingte Subsidiaritätsgebot vermittelt anerkann-

ten Trägern der freien Jugendhilfe ein subjektives Abwehrrecht gegen ein Tätigwerden 

der Gemeinde. 

Vgl. bezüglich öffentlichen Jugendhilfeträgern zum nahezu gleichlautenden § 4 

Abs. 2 SGB VIII: D-Stadtisches Oberverwaltungsgericht, Urteil vom 25. August 

2022 – 4 Bf 19/21 –, juris. 

Durch das Vergabeverfahren und den beabsichtigten Betreibervertrag wird das in § 30 

Abs. 4 HKJGB verankerte Subsidiaritätsgebot verletzt. Die Antragstellerin ist bereit und 

imstande, ihren derzeit im Gemeindegebiet betriebene Kindertagesstätte „Y“ in einem 

anderen Gebäude weiterzubetreiben. Es ist nicht ersichtlich, dass die Antragsgegnerin – 

wie sie ausführt – das Subsidiaritätsprinzip berücksichtigt, indem sie einen externen 

Dienstleister mit dem Betrieb der Kindertagesstätte beauftragt. Weder ist in den Verga-

beunterlagen ersichtlich, dass die Antragsgegnerin nur freie Jugendhilfeträger als Be-

treiber zulassen würde, noch ist den Unterlagen eine Priorität zu entnehmen. Gleichzei-

tig würde selbst bei einem Zuschlag zugunsten eines freien Jugendhilfeträgers dessen 

in § 3 Abs. 4 HKJGB besonders geschützte Selbstständigkeit aufgrund der strengen 

Vertragsvorgaben erheblich eingeschränkt. Aufgrund des Auftragsverhältnisses würde 

es sich im Ergebnis nicht um eine Tagesstätte in freier selbstständiger Trägerschaft 

handeln.  

Die Antragsgegnerin dringt ferner nicht mit den Argumenten durch, das Prinzip der An-

gebots- und Trägervielfalt werde nicht ausgehebelt, da es der Antragstellerin offenstehe, 
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einen eigenen Kindergarten im Gemeindegebiet zu betreiben, sie, die Antragsgegnerin, 

suche lediglich einen Betreiber für eine Kindertagesstätte in ihrem gemeindeeigenen 

Gebäude.  

Die Antragsgegnerin verkennt, dass durch ihr Handeln bereits das Subsidiaritätsgebot 

verletzt ist und es auf eine zusätzliche Verletzung des Prinzips der Angebot- und Trä-

gervielfalt nicht mehr ankommt. Die Verletzung des Subsidiaritätsgebots erfordert nicht, 

dass die Maßnahme der Gemeinde der Deckung des allgemeinen Bedarfs an Kinder-

gartenplätzen im Gemeindegebiet dient. Vielmehr hat die Gemeinde bei jeder einzelnen 

Maßnahme zu prüfen, ob geeignete Angebote der freien Jugendhilfeträger betrieben 

oder rechtzeitig geschaffen werden können und bejahendenfalls diesen den Vorrang 

einzuräumen.  

Des Weiteren hat die Antragstellerin den Anordnungsgrund und damit die besondere 

Eilbedürftigkeit glaubhaft gemacht. Es ist der Antragstellerin nicht zuzumuten, eine et-

waige Hauptsacheentscheidung abzuwarten. Der Zuschlag soll Mitte Oktober, spätes-

tens am 30. November 2023 erfolgen und die Betreiberleistungen sollen bereits ab dem 

1. Januar 2024 erbracht werden. Eine Hauptsacheentscheidung würde bis Leistungsbe-

ginn nicht ergehen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Das Verfahren ist nicht nach 

§ 188 VwGO gerichtskostenfrei. Zwar bezieht sich die Antragstellerin zur Verhinderung 

des Vergabeverfahrens auf kinder- und jugendhilferechtliche Vorschriften des SGB VIII 

und HKJGB, aber streitentscheidend sind insbesondere die Vorschriften des Vergabe-

rechts, welchen keine Privilegierung hinsichtlich der Gerichtskosten zukommt. 

Die Festsetzung des Streitwertes beruht auf §§ 63 Abs. 2, 53 Abs. 2 Nr. 1, 52 Abs. 2 

GKG unter entsprechender Berücksichtigung von Nummer 1.5 des Streitwertkatalogs für 

die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2013. Da die hiesige Entscheidung aufgrund des bald 

vorzunehmenden Zuschlags und zu erfolgenden Leistungsbeginns die Hauptsache vor-

wegnimmt, wird von einer Reduzierung des Streitwerts abgesehen.   



Abwägung zur grundsätzlichen Entscheidung über die Frage der zukünftigen 
Trägerschaft der Kita Kunterbunt 
 
Mitwirkende Fachbereiche 

• FB Bauen 
• FB Finanzen 
• Familienbüro 

 
 
Grundstück 
Gemarkung Oestrich; Flur 37; Flurstücke 239,240 mit zusammen 3.542 m² Grundstücksfläche. 
 
 
VORBEMERKUNG 
Zur Grundlagenermittlung einer neuen Kita gehört eine Einschätzung der Bedarfsgröße. 2018-2019 
wurde mit belastbaren Zahlen festgestellt, dass die Stadt weitere Kindergartenplätze zur Verfügung 
stellen muss. Daraufhin wurden Flächen für einen weiteren Kindergarten gesucht und letztendlich 
sollte die Kita auf einer Fläche nördlich des Bürgerzentrums realisiert werden. Dies wurde im 
Magistrat am 06.09.2020 und in der Stadtverordnetenversammlung am 21.09.2020 beschlossen. 
Hierbei sollte es sich zunächst um einen 6-gruppigen Kindergarten mit integriertem Archiv handeln. 
Da es auf dem favorisierten Gelände noch kein Baurecht gab und mit dem Bau des Kindergartens 
mindestens zwei Jahre vergehen würden, entschlossen sich die Gremien dazu, erstmal einen 
provisorischen Kindergarten in einer Art „Containerlösung“ für eine 2-gruppige KiTa zu realisieren. 
Gegenwärtig geht die Stadt von einem Bedarf an Kindergartenplätzen aus, für die ein 4-gruppiger 
Kindergarten errichtet werden müsste, bestehend aus zwei Krippengruppen (Kinder von 1-3 Jahren – 
maximal 24 Betreuungsplätze) und zwei altersübergreifende Gruppen (Kinder von 2-6 Jahren – 
maximal 50 Betreuungsplätze). 
 
Der Kindertagesstättenentwicklungsplan des Rheingau-Taunus-Kreises bescheinigt seit einigen 
Jahren  fehlende Betreuungsplätze. 
Das Fortschreiten des Baugebietes „Auf der Fuchshöhl“ sowie das Entstehen von mehreren 
Wohneinheiten auf dem „Eger-Gelände“ muss in einer Kita-Planung berücksichtigt werden. 
Auch werden weiterhin Zuzüge von Geflüchteten erwartet. 
 
Unsere sieben Kindertagesstätten im Stadtgebiet sind derzeit zu 100% ausgelastet. 
Die Mitarbeitenden sind an ihrer Belastungsgrenze – die räumliche Kapazität ist voll beansprucht. 
Um hier eine Entlastung zu schaffen, werden weitere Betreuungsplätze benötigt. 
 
 
A. FINANZIELLE ABWÄGUNG  
 
Baukosten: 
Im Haushaltsplan 2024 sind 5 Mio. Euro für Baukosten eingeplant. Aktuell geht die Verwaltung von 
knapp 5 Mio. Euro Baukosten aus, die sich aus ca. 4 Mio. Baukosten und 20% Risikoaufschlag  
(= 800.000 Euro) zusammensetzen. (Anm.: Eine zusätzliche Unterkellerung würde bei etwa 800 m2 
weitere rund 800.000 Euro aufwärts bedeuten). Wichtig ist, dass diese Kostenschätzungen zum 
jetzigen Zeitpunkt ohne konkrete vorliegende Planung, einer Vielzahl verschiedener Bauvarianten 
und der (Kosten-)Volatilität in der Baubranche insgesamt nur Anhaltspunkte sein können. Bei der 
Kostenschätzung wurde von einer durchschnittlichen Ausstattung ausgegangen. In den Fokus gerückt 
sind bei der näheren Betrachtung zwei verschiedene aus Sicht der Verwaltung realistische KfW-
Szenarien: Einmal der gegenwärtige Mindeststandard KfW-55 und das Passiv-Energie-Gebäude. Die 
Mehrkosten für den Passivhaus-Standard liegen bei ca. 10 Prozent. Das 0-Energie oder 



Energieplushaus wurde nicht betrachtet, da bei einem energieautarken Gebäude und deren 
Nutzungsmöglichkeit ein reibungsloser Ablauf eines Kindergartens eventuell nicht gewährleistet 
werden kann. Ein Kindergarten sollte z.B. eine gewisse Raumtemperatur allgemeiner Richtwert 20°C. 
ideal für Kleinkinder 21°C bis 22°C. in Waschräumen 24°C. im Wickelbereich mindestens 24°C. in 
Schlafräumen 18°C. Diese Temperaturen könnten im Wetterextremfall vielleicht nicht erreicht 
werden. 
 
Abwägung zwischen städtischer und externer Trägerschaft 
Wichtig bei der Betrachtung der Baukosten ist, dass es letzten Endes unter dem Strich keine 
Unterschiede bei den Baukosten gibt zwischen der Stadt als Träger und einem externen Träger, da 
der externe Träger mutmaßlich sämtliche Investitionskosten, die die Stadt im Falle der städtischen 
Trägerschaft selbst zu tragen hätte, 1 zu 1 auf die Stadt umlegt. Hier können allerdings sehr wohl 
Unterschiede entstehen bei der Umlage der Investitionskosten und der Belastung für den 
städtischen Ergebnishaushalt. Beispiel: Die Stadt kann einen Kita-Neubau über 5 Mio. Euro nach 
Rücksprache mit der Aufsichtsbehörde über 50 Jahre abschreiben. Die jährliche Belastung des 
Ergebnishaushalts durch Abschreibungen beträgt damit 100.000 Euro pro Jahr. Eine unverbindliche 
Marktsondierung bei potentiellen Kita-Trägern hat als maximale Umlagedauer der 
Investitionskosten 40 Jahre ergeben = 125.000 Euro pro Jahr. Die Annahme, dass ein möglicher 
externer Träger wirtschaftlicher und schneller bauen kann, wird durch das ohnehin notwendige 
Ausschreibungsverfahren relativiert. 
Zudem wichtig: Im Falle einer externen Trägerschaft ist die Stadt nach Ableistung der 
Investitionskosten nicht automatisch (!) Eigentümer des Gebäudes. Ob und zu welchen 
Konditionen dann ein Übertrag an die Stadt erfolgen kann ist offen und muss im Rahmen der 
„Nutzungsvereinbarung bzw. Betreibervertrags“ im Vorfeld geregelt werden.  
 
Hinweis: In der Vergangenheit wurde durch Landes- und Bundesförderung ein Zuschuss von 250.000 
Euro pro neu entstandener Betreuungsgruppe gewährt. Das wären im Fall des Neubaus der „Kita 
Kunterbunt“ 1.000.000 Euro bei einer 4-er-Gruppe. Dieser Zuschuss kann derzeit nicht 
miteinbezogen werden, da ein neues Förderprogramm derzeit nicht vorhanden ist. Sowohl die 
Zuschussgewährung wie auch der Entfall des selbigen betrifft aber sowohl externen Träger wie Stadt. 
 
Betriebskosten 
Eine Stand heute verbindliche Kalkulation der Betriebskosten für einen in der Zukunft liegenden 
Zeitraum bei noch nicht sicher prognostizierbarer Auslastung sowie Aufteilung zwischen U3- und Ü3-
Betreuung mit entsprechend variierenden Personalschlüsseln kann naturgemäß nur näherungsweise 
erfolgen. Für die Kalkulation wurde wie folgt vorgegangen:  
Einnahmenseite: Annahme eines realistischen Auslastungsmodells im Betrieb ab 2026. 
Ausgabenseite: Es wurden für die jeweiligen Kostenblöcke die Durchschnittswerte aus den Ansätzen 
aus dem Jahr 2024 der drei städtischen Kitas (einmal 6-gruppig, einmal 5-gruppig, einmal 2-gruppig), 
herunter- bzw. hochberechnet auf eine 4-gruppige Kita (wohlwissend, dass es hier Unterschiede 
zwischen U3- und Ü3-Betreuungsanteilen gibt) und bei den Baukosten zudem mit einem 
Risikoaufschlag von 20 % versehen. 
 
 

Schätzung Einnahmen 
(bei Fertigstellung 2026) 

Trägerschaft 
extern 

Trägerschaft 
städtisch 

Elternbeiträge (Gebühren + Essen)*           175.000 €           175.000 €  
KiFöG**           180.000 €           180.000 €  
Gesamt 355.000 € 355.000 € 

 
 



* Modell: Es wird eine 4-gruppige Kindertagesstätte errichtet. Es werden in Summe 24 U3-Kinder und 50 Ü3-
Kinder betreut. Es gibt einen Anteil von 10 % Geschwisterkindern. 75 Prozent der Kinder werden ganztags, 25 
Prozent halbtags betreut. Die Auslastung beträgt im Jahr 2026 95%. Die Berechnung der Elternbeiträge und des 
Essensgeldes erfolgt auf Grundlage der derzeit gültigen Gebührensatzung der Stadt Oestrich-Winkel. 
** Die Förderung durch das KiFöG bleibt im derzeit gültigen Umfang weiter bestehen, ebenso die Übernahme 
der 6-Stundenbetreuung für Ü3-Kinder. 
Anm.: Eine mögliche Pachteinnahme im Falle der externen Trägerschaft wurde in dieser Betrachtung außen 
vorgelassen, weil sie über die Betriebskostenabrechnung ohnehin wieder auf die Stadt umgelegt werden würde. 
 
 

Schätzung Ausgaben 
(bei Fertigstellung 2026) 

Trägerschaft 
extern 

Trägerschaft 
städtisch 

Personalkosten (Entgelt + SV + ZVK)* 988.000 € 988.000 € 
Sachkosten (ohne AfA auf Gebäude)** 293.000 € 293.000 € 
AfA auf Gebäude*** 125.000 € 100.000 € 
Gesamt 1.406.000 € 1.381.000 € 

 
* Die Personalkosten sind nur identisch, wenn sowohl beim Personalschlüssel für die Betreuung wie auch der Art 
der Hauswirtschaft identische Ansätze erfolgen. Kocht ein externer Träger beispielsweise selbst oder reinigt 
intensiver, erhöht sich der Ansatz entsprechend – das ließe sich aber im Rahmen der Ausschreibung ggf. auch 
verbindlich vorgeben. 
** Hier ist zu berücksichtigen, dass bei externer Trägerschaft die Kontrolle über die Sachausgaben durch die 
Stadt nur eingeschränkt möglich ist und davon ausgegangen wurde, dass es keinen Betriebskostenzuschuss gibt. 
*** Hier unter der Annahme getroffen, dass die Stadt als Träger 50 Jahre abschreiben kann, ein externer Träger 
Investitionskosten auf maximal 40 Jahre umlegt.  
 
Abwägung zwischen städtischer und externer Trägerschaft 
Wichtig bei der Betrachtung der Betriebskosten ist, dass es für die Abwägung zwischen externer 
und städtischer Trägerschaft nur bedingt relevant ist, weil die Stadt die dann anfallenden Kosten 
ohnehin zu begleichen hat (sie kann aus finanziellen Gründen beispielsweise nicht auf Personal 
oder Gruppen verzichten, wenn der Betreuungsanspruch besteht und die Nachfrage entsprechend 
da ist) und auch bei externer Trägerschaft durch die Umlage der Betriebskosten die Stadt diese 
letzten Endes auch 1 zu 1 jährlich zu bezahlen hat. Unterschiede können sich bei der Intensität der 
Hauswirtschaft und Reinigung ergeben sowie bei einem möglichen Risikoaufschlag bei externer 
Trägerschaft aufgrund mangelnder Kontrolle durch die Stadt, worauf im Folgenden eingegangen 
wird.  
 
Risikozuschlag bei externer Trägerschaft aufgrund mangelnder Kontrollmöglichkeit durch die Stadt  
In der folgenden Darstellung werden nur die Sachkosten betrachtet, weil sich bei den Personalkosten 
durch die Anlehnung an den TVÖD und Mitnahme von Tariferhöhungen auch durch externe Träger 
keine Unterschiede zwischen den beiden Trägermodellen ergeben dürften, welche im Falle einer 
externen Trägerschaft 1 zu 1 an die Stadt weitergereicht werden. 
Aktuell gibt es in der Stadt Oestrich-Winkel vier Kitas in externer Trägerschaft (eine in evangelischer, 
drei in katholischer Trägerschaft) und drei in städtischer Trägerschaft. Als Vergleichsmaßstab wurde 
die Entwicklung der Sachkosten im Zeitraum der vergangenen fünf Jahre zugrunde gelegt, um 
festzustellen, ob es bei externer Trägerschaft möglicherweise eine aus städtischer Sicht schlechtere 
oder bessere Entwicklung der Sachkosten gibt. Ersteres – eine schlechtere Entwicklung – würde 
darauf hindeuten, dass die Stadt im Vergleich zu – im konkreten Fall – den beiden kirchlichen Trägern 
wirtschaftlicher haushaltet und/oder ihre Kontrollmöglichkeit bei der Verausgabung von Sachmitteln 
besser wahrnimmt bzw. wahrnehmen kann; zweiteres – eine bessere Entwicklung – könnte auf 
Gegenteiliges hindeuten. Um Sonderfaktoren auszuschließen, wurden auch hier Durchschnittswerte 
über die Steigerung der Sachkosten der vergangenen fünf Jahre der vier kirchlichen und zwei 



städtischen Kitas (Kita Kunterbunt in dieser Betrachtung außen vor, weil erst seit 2022 in Betrieb) 
und miteinander verglichen. 
 

Durchschnittliche Sachkostensteigerung in %  
(2018-2024) 

Trägerschaft 
extern 

Trägerschaft 
städtisch 

 katholische Kitas*  353,8% 83,5% 
* Daten der evangelischen Kirche liegen zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Vorlage noch nicht vor 
 
Abwägung zwischen städtischer und externer Trägerschaft 
Es zeigen sich gravierende Unterschiede bei der durchschnittlichen Sachkostensteigerung, die zum 
einen deutlich machen Derzeit kann nicht davon ausgegangen werden, dass ein externer Träger 
„unwirtschaftlicher“ mit den Sachmitteln umgeht als die Stadt, bezogen auf die kirchlichen Träger 
in unserer Stadt sogar im Gegenteil. Allerdings ist dies natürlich auch einerseits abhängig von der 
Art der städtischen Bewirtschaftung (hier gibt es zum Beispiel zwischen den zwei bzw. drei 
städtischen Kitas große Unterschiede) und andererseits auch dem jeweiligen externen Träger.  
 
Außerplanmäßige einmalige Kosten 

• Rechtsberatung: Diese Kosten können für die Stadt beim Trägerwechsel entstehen, sofern 
man juristische Beratung bei der Prüfung und Ausgestaltung der notwendigen Vertragswerke 
(Betriebsübergang, Betreibervertrag etc.) hinzuzieht, wovon auszugehen ist. 

• Bauberatung: Diese Kosten können für die Stadt im Rahmen der Bauphase entstehen, sofern 
man hier eine externe Unterstützung hinzuzieht. 

 
 
B. PÄDAGOGISCHE ABWÄGUNG  
 
Bei der pädagogischen Abwägung wurden zum einen die Ansichten der Belegschaft und Elternschaft 
der Kita Kunterbunt erfragt, zum anderen auch die anderen beiden städtischen Kita-Leitungen um 
eine Einschätzung gebeten. Hier lässt sich folgendes feststellen: 
 
Belegschaft Kita Kunterbunt 
Die Belegschaft der Kita Kunterbunt lehnt einen Wechsel der Trägerschaft geschlossen ab. Hierbei 
wird auf die bereits vorliegende Stellungnahme verwiesen, diese wurde auch nochmal durch ein 
persönliches Gespräch des Bürgermeisters mit der Belegschaft untermauert. Ob und in welcher 
Anzahl Beschäftigte bei der Stadt im Falle eines Trägerwechsels verbleiben und in die zwei 
verbleibenden städtischen Kitas wechseln würden, um dort den Personalbestand zu stärken, kann 
nicht verlässlich prognostiziert werden.  
 
Elternschaft Kita Kunterbunt 
Die Elternschaft der Kita Kunterbunt strebt keinen Wechsel der Trägerschaft an, sondern hat 
vielmehr einen geordneten Betrieb der Kita im Fokus. Hierbei wird auf die bereits vorliegende 
Stellungnahme verwiesen, diese wurde auch nochmal durch ein persönliches Gespräch des 
Bürgermeisters mit dem Elternbeirat untermauert. Hierbei hat sich bestätigt, dass die Kita 
Kunterbunt vor allem in der Anfangszeit und aufgrund starker Personalfluktuation eine schwierige 
Phase durchgemacht hat, die nun aber überwunden scheint. Es gibt keine Garantie, dass aufgrund 
der genannten Faktoren es erneut zu erschwerten Betreuungsrahmenbedingungen kommen kann. 
Davor sind aber auch langjährige Kitas im Bestand nicht gefeit, wie Beispiele in unserer Stadt sowohl 
in städtischer wie kirchlicher Trägerschaft zeigen. Die Eltern wünschen sich letzten Endes vor allem 
stabile Verhältnisse. 
 
 
 



Städtische Kitas 
Die Kita-Leitungen der beiden anderen städtischen Kitas schätzen den Wert einer dritten städtischen 
Kita, weil sich dadurch Synergien heben lassen, der Austausch untereinander gegenseitig befruchtet, 
bei Personalengpässen wie in der Vergangenheit untereinander kurzfristig oder auch dauerhaft 
ausgeholfen werden kann und durch individuelle pädagogische Schwerpunktsetzungen auch eine 
Angebotsvielfalt für die Eltern besteht, analog möglichen unterschiedlichen Trägermodellen. Hierbei 
wird auf die noch einzuholenden Stellungnahmen verwiesen, aber auch auf ein persönliches 
Gespräch des Bürgermeisters mit den Kita-Leitungen. 
 
Abwägung zwischen städtischer und externer Trägerschaft 
Festzuhalten ist, dass es derzeit weder aus der Elternschaft und erst Recht nicht in den städtischen 
Kitas, insbesondere der betroffenen Kita Kunterbunt, den Wunsch eines Trägerwechsels gibt bzw. 
dieser bevorzugt wird. Es kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht garantiert werden, wie sich das 
Personal bei einem Trägerwechsel verhält. Der Großteil der Belegschaft betont aber, dass er sich 
bewusst für die öffentliche Hand als Arbeitgeber entschieden hat. Eine Vielfalt an pädagogischen 
Betreuungsansätzen kann sowohl mit verschiedenen Trägermodellen wie auch mehreren 
städtischen Kitas erreicht werden bzw. wird jetzt bereits praktiziert. 
 
 
C. PERSONALKAPAZITÄRE ABWÄGUNG 
 
Im Folgenden wird skizziert, welche Unterschiede sich ergeben bezogen auf die Personalkapazitäten 
zwischen dem Betrieb der Kita in städtischer und externer Trägerschaft. 
 
Familienbüro 
Aktuell liegen die Personalverantwortung inklusive das Gebührenmanagements für die „Kita 
Kunterbunt“ im Familienbüro. Dies würde bei einem Wechsel der Trägerschaft entfallen, wobei 
festzuhalten ist, dass es sich hier größtenteils um standardisierte, funktionierende und eingespielte 
Prozesse handelt, so dass die Synergieeffekte geringer sind als beispielsweise der Stellenumfang der 
Kita Kunterbunt im Verhältnis zu den beiden anderen städtischen Kitas. 
 
Liegenschaftsmanagement 
Aktuell liegt die Liegenschaftsbetreuung der Kita Kunterbunt bei der städtischen 
Liegenschaftsverwaltung, die zusammen mit der „Kita Kunterbunt“ noch 24 weitere städtische 
Liegenschaften betreut. Dieser Aufwand, der einerseits aus routinemäßigen (zum Beispiel 
Verwaltung der Reinigung) und andererseits aus anlassbezogenen Aufgaben (zum Beispiel 
Reparaturen) besteht, würde bei einem Wechsel der Trägerschaft entfallen, wobei festzuhalten ist, 
dass es sich hier größtenteils um standardisierte, funktionierende und eingespielte Prozesse handelt, 
so dass die Synergieeffekte unterproportional sind. Hinzu kommt, dass im Laufe des Jahres ein/e 
Haustechniker/in und ein/e weitere/r Hausmeister/in eingestellt werden sollen, die auch präventiv in 
den städtischen Liegenschaften vor allem Reparaturschäden vermeiden sollen. Ob und inwieweit das 
bei einem externen Träger der Fall ist, muss offen bleiben. 
 
Personalamt 
Aktuell liegt die personalrechtliche Betreuung (zum Beispiel Arbeitsvertragsverwaltung) und das 
Personalmanagement (zum Beispiel Bewerbungs- und Kündigungsprozess) beim Personalamt, 
welches im Rahmen der IKZ in Eltville angesiedelt ist. Dieser Aufwand würde bei einem 
Trägerwechsel entfallen, aber für die Oestrich-Winkeler Verwaltung zu keinem direkten 
Synergieeffekt führen. Bei einem Trägerwechsel müssen zudem arbeitsrechtliche Fragen wie die 
Übernahme von Beschäftigten und die Anwendung von Tarifverträgen geklärt werden. Eine 
Übernahme in eine andere städtische Kita muss, wenn von den Beschäftigten gewünscht, 
gewährleistet werden. Zu berücksichtigen ist, dass für das Leitungspersonal der „Kita Kunterbunt“ 
Stand heute keine adäquate Ersatzbeschäftigung möglich wäre. Sofern bei einem Trägerwechsel 



Personal bei der Stadt verbleibt und in eine der beiden anderen städtischen Kitas wechselt, stärkt das 
einerseits den städtischen Personalbestand im Erzieher/innenbereich, relativiert aber den möglichen 
kapazitären Einspareffekt. Festzuhalten ist zudem, dass vor allem bei neu errichteten Kitas mit einer 
überdurchschnittlichen Bewerber/innenanzahl zu rechnen ist. Diese Erfahrung haben andere Träger 
im Rheingau und Rheingau-Taunus-Kreis gemacht, aber auch die Stadt selbst bei der Neueröffnung 
der „Kita Kunterbunt“. 
 
 
Bauamt 
Der Wechsel der Trägerschaft hätte zwangsläufig die größten personalkapazitären Auswirkungen auf 
den FB Bauen, der aktuell personell unterbesetzt ist. Allerdings wird auch eine Wiederbesetzung der 
Stellen bis zum Start der Ausschreibung und insbesondere dem Baubeginn angestrebt und das Thema 
Kita-Neubau würde in der Prioritätensetzung nach oben rücken. Im Folgenden wird dargestellt, 
welche Aufgaben in beiden Trägervarianten durch den FB Bauen zu leisten sind. Je nach personeller 
Situation im FB Bauen bestünde die Möglichkeit einer projektbezogenen externen Unterstützung, 
welche dann als Kostenfaktor mit berücksichtigt werden müsste (anrechenbar bei den 
Investitionskosten). 
 

 Städtische Trägerschaft Externe Trägerschaft 
Tätigkeiten bis Ausschreibung Erstellung LV für 

Ausschreibung Bau unter 
Zuhilfenahme rechtlicher 
Beratung und ZVS und in 
Rücksprache mit städtischen 
Gremien. 

Erstellung LV für 
Ausschreibung Bau + 
Trägerschaft unter 
Zuhilfenahme rechtlicher 
Beratung und ZVS und in 
Rücksprache mit städtischen 
Gremien. 

 Abschluss B-Plan-Verfahren Abschluss B-Plan-Verfahren 
Tätigkeiten von 
Ausschreibung bis Baubeginn 

Begleitung und Auswertung 
des Ausschreibungsverfahrens 

Begleitung und Auswertung 
des Ausschreibungsverfahrens 

Tätigkeiten während des Baus Intensive Überwachung der 
vertraglich vereinbarten 
Ausführungen sowie 
Schnittstellenfunktion 
zwischen Bau durch 
Auftragnehmer. 
Mitverantwortliche 
Abnahmebegleitung des 
Neubaus für die 
verantwortlichen 
Genehmigungsträger wie 
Jugendamt, TÜV, Unfallkasse, 
Brandschutz und 
Gesundheitsamt. Nachweis 
bzw. Beweisführung der 
eventuell genehmigten 
Fördergelder für die KiTa. 
Baumängelnachbearbeitungs-
management. Ggf. Erfüllung 
nachträglicher Wünsche.  

Überwachung der vertraglich 
vereinbarten Ausführungen 
sowie Schnittstellenfunktion 
zwischen Bau durch externen 
Träger.  
 

 
 
 



Abwägung zwischen städtischer und externer Trägerschaft 
Durch einen Wechsel der Trägerschaft würden derzeit bestehende Aufwände in der Verwaltung 
entfallen. Festzuhalten ist, dass diese derzeit aber bereits geleistet werden und die damit 
verbundenen Prozesse funktionieren, so dass die möglichen Kapazitäten Einspareffekte nicht 
proportional gerechnet werden können zum Personal-/Flächenanteil der möglicherweise 
wegfallenden städtischen Kita Kunterbunt. Wichtig: Hinzu kommen vor allem in der möglichen 
Wechselphase zum derzeitigen Zeitpunkt noch nicht definierbare, vor allem arbeitsrechtliche 
Fragestellungen bzgl. eins möglichen Personalwechsels, die in dieser Form noch Neuland sind. 
 
Ein externer Träger kalkuliert diese Overheadkosten im Rahmen der Betriebskostenabrechnungen 
mit ein. Man kann von einer Verwaltungskostenpauschale in Höhe von 3 Prozent bezogen auf die 
gesamten Betriebskosten (ohne Finanzierungskosten) ausgehen (ca. 40.000 Euro p.a.). 
 
 
D. BAULICHE ABWÄGUNG 
 
Ausschreibungsrisiken 
Im Falle eines Wechsels auf eine externe Trägerschaft ist mittlerweile rechtlich geklärt, dass eine 
Paketausschreibung Bau+Trägerschaft möglich ist und – im Falle eines Trägerwechsels – aus Sicht der 
Verwaltung nicht zuletzt auch aus Synergiegründen absolut empfehlenswert wäre. Bereits bei einer 
getrennten Ausschreibung der Trägerschaft, aber vor allem im Paket, besteht bzw. steigt das Risiko, 
dass ein „unerwünschtes“ Ergebnis, vor allem bezogen auf die Trägerschaft, herauskommen kann, 
weil ein Träger im Paket Bau+Trägerschaft am Ende das beste Ausschreibungsergebnis erzielt, 
welches aber ggf. nicht dem „Wunsch“ der Stadt entspricht. Die Begründung, warum man sich dann 
beispielsweise für einen anderen Bieter=Träger entscheidet, kann rechtlich mindestens aufwendig, 
ggf. sogar anfechtbar und damit unmöglich werden. Dies sollte beim Wechsel und der damit 
verbundenen notwendigen Ausschreibung der Trägerschaft bewusst sein. Hinzu kommt, dass es für 
die Ausschreibung eines Trägers zumindest in der Stadt keine Erfahrungswerte gibt und es im 
Kreisgebiet keinen Präzedenzfall eines ausgeschriebenen Trägerwechsels gibt, auf den die ZVS 
zurückgreifen könnte.  
 
Sachstand B-Plan „Nördliches Bürgerzentrum“ 
Im Folgenden wird an dieser Stelle nachrichtlich der Sachstand zum Bebauungsplan Nr. 97 „Nördlich 
Bürgerzentrum“ (Kita-Neubau) dargestellt, siehe auch Mitteilungsvorlage.  
Der Bebauungsplan bzw. dessen Planreife nach § 33 BauGB ist Voraussetzung für das benötigte 
Baurecht bzw. für die Zulässigkeit von Vorhaben während der Planaufstellung.  
Der Bebauungsplan wird in einem zweistufigen Vollverfahren gem. Baugesetzbuch durchgeführt. Die 
Planreife gem. § 33 BauGB wird nach Durchführung der 2. Beteiligungsrunde erreicht. 
Das Regierungspräsidium Darmstadt hält eine Flächennutzungsplan-Änderung für nicht notwendig. 
Da der Bebauungsplan wegen Gemeinbedarfs als aus dem Flächennutzungsplan (FNP) entwickelt 
angesehen werden kann, ist eine Genehmigung nicht erforderlich.  
Die erste Beteiligungsrunde (Öffentlichkeit / TÖB) ist im Oktober 2023 erfolgt. Auf Basis der 
Rückläufe wurde vom Planungsbüro eine Abwägungsempfehlung ausgearbeitet und der Vorentwurf 
weiter bearbeitet. Diese Unterlagen liegen der Verwaltung aktuell zur Prüfung vor. Aufgrund von 
Stellungnahmen (BUND, NABU und UNB) ist ein weiteres Artenschutzgutachten in der kommenden 
Vegetationsperiode zu erstellen, das weitere Verfahren verzögert sich entsprechend. Die Ergebnisse 
der Löschwasserprüfung von der RheingauWasser GmbH sind zu bewerten. Es besteht noch ein 
Kompensationsdefizit, welches über den Ankauf von Ökopunkten gedeckt werden soll. 
Noch in Klärung: 1. Ankauf von Ökopunkten für Kompensationsdefizit, 2. Bewertung der erfolgten 
Löschwasserprüfung, 3.Ausgleichsbilanzierung Bodeneingriff, 4. Artenschutzuntersuchung im 
Frühjahr 2024. 
Trotz der aufgezeigten Verzögerungen im Bebauungsplanverfahren (max. bis Herbst 2024) und des 
anstehenden Personalwechsels wird sich der Bau des Kindergartens nicht verzögern, weil die 



Vorarbeiten (Klärung Vorgehensweise, Ausschreibung, Vergabe usw.) zum Bau ebenfalls einige Zeit in 
Anspruch nehmen und das Bauleitplanfahren zeitlich parallel läuft. 
 
 
E. ZEITPLANUNG 
 
Zeitplanung Gremienberatung 

• 5. Februar: Erste Beratung Magistrat 
• 26. Februar: Zweite Beratung Magistrat und Beschlussfassung zur Weitergabe an SV 
• 6./7. März: Erste Beratung JSSK/HFA 
• 11. März: Magistrat (für mögliche Nacharbeiten) 
• 18. März: Erste Beratung oder Beschlussfassung SV 
• Weitere Magistratssitzungen für Nacharbeiten: 25. März, 8./22. April, 6. Mai 
• 15./16. Mai: Zweite Beratung JSSK/HFA 
• 27. Mai: Finale Beratung und Beschlussfassung SV 

 
Zeitplanung Bau 
Im Folgenden werden grob die nächsten Projektschritte und Zeiträume nach der 
Grundsatzentscheidung skizziert, welche in der ersten Jahreshälfte, im besten Fall in der Mai-
Sitzungsrunde, um vor der anstehenden Sommerpause noch Schritte einleiten zu können, getroffen 
werden sollen: 

• Mindestens zweimonatige Vorlaufzeit der europaweiten Ausschreibung durch die ZVS. 
• Parallel Vorbereitung des Leistungsverzeichnisses in Abstimmung mit der Politik 
• Mindestens sieben Monate Ausschreibungsfristen (Abgabefristen, Wartefristen, 

Einspruchsfristen etc.) 
 Ca. ein Jahr ab Entscheidung Verfahren bis zur Vergabe, vorbehaltlich Kapazitäten ZVS und 

Gremienbeschlüssen 
• Parallel Abschluss B-Plan-Verfahren 
• Ab dann Bau, geschätzte Baudauer 18 Monate. 

 
 
F. FAZIT 
 
Es ist wichtig, alle Faktoren sorgfältig abzuwägen, bevor eine Entscheidung getroffen wird.  
Die Auslagerung von Kindertagesstätten-Trägerschaften ist ein komplexes Thema, das auch 
rechtliche Aspekte umfasst und wozu es in der Stadt (in der Region?) bisher keine Erfahrungswerte 
gibt. Es gibt viele Faktoren, die bei der Entscheidung, ob man die Trägerschaft auslagern sollte oder 
nicht, berücksichtigt werden müssen. Die fachbereichsübergreifende Arbeitsgruppe der Verwaltung 
kommt in ihrer Bilanz zu folgendem Ergebnis: 

• Ein Wechsel der Trägerschaft im laufenden Betrieb ist ein Präzedenzfall und damit Neuland, 
den bisher keiner der handelnden Akteure in der Stadt und selbst bei der ZVS mitgemacht 
hat. Der Wechsel ist dennoch möglich, aber mit einer Reihe an Hürden und Stand heute auch 
noch nicht einschätzbaren Unwägbarkeiten verbunden. 

• Vor allem in finanzieller Hinsicht sind keine Einsparungen bei einem Trägerwechsel zu 
erwarten, so dass wirtschaftliche Erwägungen kein Argument für einen Trägerwechsel 
spielen.  

• Der Vorteil der zeitlichen Komponente bei einer freihändigen Vergabe ist durch die 
Notwendigkeit einer europaweiten Ausschreibung entfallen. 

• Auf Seiten der Belegschaft besteht keine Akzeptanz für einen Trägerwechsel, von Seiten der 
Elternschaft wird diese nicht eingefordert und aus Sicht der verbleibenden beiden 
städtischen Kitas werden dadurch eher Nachteile für die in städtischer Verantwortung 
liegende Kinderbetreuung gesehen. 



• Die personalkapazitären Entlastungen bei einem Trägerwechsel sind überschaubar bzw. 
Belastungen (vor allem im FB Bauen) kompensier- und steuerbar und rechtfertigen als 
einzigen signifikanten denkbaren Vorteil nicht die dadurch entstehenden Risiken und 
zusätzlichen Hürden. 

• Im Ergebnis ist ein Trägerwechsel von einer akzeptierten und etablierten Kita nicht 
gerechtfertigt, weshalb die fachbereichsübergreifende Arbeitsgruppe einen Verbleib der 
städtischen Kita Kunterbunt in städtischer Trägerschaft empfiehlt, um nun schnellstmöglich 
das Bauvorhaben ausschreiben und damit auf den Weg bringen zu können. 

 
 
Anlagen 

• Stellungnahme von Belegschaft und Elternschaft der „Kita Kunterbunt“ sowie Kita-Leitungen der 
anderen beiden städtischen Kitas 

• Medienberichte von Praxisbeispielen bzgl. Trägerwechsel 











Elternbeirat Kita Kunterbunt 
 

Michelle Zell, Leonie Semmler  
Sandra Lenz, Saskia Bublitz 

Kunterbunt_elternbeirat@gmx.net 

 

 

 

 

        Oestrich-Winkel, 15.11.2023 

 

Sehr geehrte Frau Nikolai-Jagiela, 

 

wir wurden gebeten, als Elternbeirat der Kita Kunterbunt, eine Stellungnahme zu der 

aktuellen Trägerschafts-Fragestellung zu geben. Dem möchten wir gerne nachkommen. 

 

Natürlich ist es nicht einfach, einen Konsens zu finden. Auch in der Elternschaft liegen 

unterschiedliche Sorgen und Wünsche vor. Jeder hat auch andere Anforderungen an eine Kita 

und da spielt der Träger eine sehr zentrale Rolle. 

 

Hier fängt es bei der Glaubensausrichtung an. Einige Eltern haben Bedenken, wenn die 

Trägerschaft in kirchliche Hände übergeht, da sich teilweise bewusst gegen die kirchliche 

Institution entschieden wurde. 

 

Auch gibt es nach wie vor Sorgen, was die personelle Situation betrifft, sofern die Stadt die 

Trägerschaft abgibt. Für die Kinder würde dies eine erneute emotionale Umorientierung 

bedeuten und das Team ist sehr bemüht mit den Kindern und entwickelt gerade ein 

schlüssiges Konzept. Von den Kindern und uns Eltern sind sie sehr geschätzt. 

 

Ein weiterer wichtiger Punkt, sofern die Trägerschaft wechselt, ist, dass die 

Betreuungsmodule gleich bleiben. Wir als Eltern sind aufgrund der Jobs darauf angewiesen, 

dass die Zeiten gleich bleiben/verlängern und nicht z.B. aus einem 14-Uhr-Platz ein 13-Uhr-

Platz wird. 

 

Sollte die Stadt Oestrich-Winkel den Betrieb der Kita Kunterbunt behalten/übernehmen, 

hoffen wir, dass sie auch bereit ist, die notwendigen Mittel für eine Kita voll Wachstum 

bereitzustellen. An den Kindern darf nicht gespart werden und wir als Eltern möchten 

natürlich bestmögliche Voraussetzungen schaffen. 

 

Nichtsdestotrotz liegt auch Hoffnung in einem Neuanfang, da gerade die anhaltende 

Personalknappheit und daraus resultierende verkürzte Öffnungszeiten und Bitten, die Kinder 

zu Hause zu betreuen, ein Ende finden müssen. Vielleicht könnte ein Trägerwechsel hier mehr 

bewirken und andere Mittel zur Mitarbeiterakquirierung bereitstellen. 

 

Bethanien wird im Umfeld (z.B. in Erbach und Geisenheim) als sehr loyal beschrieben. 

Unserer Einschätzung nach besteht in der Elternschaft keine grundsätzliche Abneigung gegen 

einen neuen Träger z.B. Bethanien. Sorge ist hier vielmehr (wie schon oben angeschnitten), 

wie viel Platz die christliche Ausrichtung im Alltag der Kinder einnimmt. 

Das Konzept und Gesamtpaket an sich liest sich allerdings sehr positiv. 

 

Auch ist mit „freier Träger“ natürlich nicht zwangsläufig Bethanien gemeint- hier gibt es also 

Ungewissheit, was und wer uns bei einem Trägerwechsel erwarten könnte und ob unseren  
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Elternbeirat Kita Kunterbunt 
 

Michelle Zell, Leonie Semmler  
Sandra Lenz, Saskia Bublitz 

Kunterbunt_elternbeirat@gmx.net 

 

 

 

Anforderungen (konzeptionell, Module, Mitnahme der Mitarbeiter-Neubewerbungen?) 

entsprochen wird. Es birgt aber gleichzeitig auch viel Hoffnung auf einen positiven 

Umschwung. Denn, wie bereits erwähnt, macht die Personalknappheit den Familien zu 

schaffen und stellt sie immer wieder vor organisatorische Herausforderungen. 

 

Alles in allem ist eine gute und ausreichende Betreuung unserer Kinder unser größtes 

Anliegen – ganz gleich welche Träger den zukünftigen Betrieb der Kita Kunterbunt 

übernimmt. 

 

Wir hoffen, dass für unsere Kinder das Bestmögliche erwirkt werden kann und sind jederzeit 

ansprechbar. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Der Elternbeirat der Kita Kunterbunt 
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Stellungnahmen der städtischen Kita-Leitungen zur Abgabe der städtischen Trägerschaft der Kita 
Kunterbunt 
 
Purzelbaum – Antje Hentsch 
 
Sehr geehrter Herr Sinß, 
hier, wie gewünscht, meine Stellungnahme bezüglich der Trägerschaft der Kita Kunterbunt. 
 
Es sind sicher schon ausreichend Argumente von den unterschiedlichsten Stellen zum Für und Wider 
genannt worden. Ich beziehe mich nur auf das „Für“ einer weiteren städtischen Trägerschaft. Es 
überwiegen für mich die Vorteile:  
 
Für mich ist der wichtigste Punkt für eine weitere Trägerschaft der Kita Kunterbunt durch die Stadt 
Oestrich-Winkel die endlich entstehende professionelle Zusammenarbeit der städtischen Kitas. Wir 
haben uns in den letzten Monaten schon verknüpft bei Fortbildungen, z.B. Erste-Hilfe-Kurs 
gemeinsam Kunterbunt und Purzelbaum, ebenso bei der Fortbildung zum Bildungsplan. Es gab 
gemeinsame Projekte im Bereich BNE zwischen Kunterbunt und Purzelbaum. Dadurch kann 
vorhandenes Fachwissen unterschiedlicher Kolleg:innen besser genutzt und ein breiterer Transfer 
des Wissens erfolgen. Wir konnten Material gegenseitig zur Verfügung stellen und und und.  
Die Zusammenarbeit der Leitungen und des Familienbüros hat sich intensiviert. Wir haben 
gemeinsam die Satzungen überarbeitet. Und es gibt noch weitere Punkte, die gemeinsam bearbeitet 
sollten.  
 
Ein weiterer Punkt sind für mich ganz klar Veränderungswünsche von Mitarbeitenden. Hier kann 
schneller den Wünschen entsprochen werden, wird bisher ja auch so praktiziert. Auch Versetzungen 
sind möglich, um so einer Abwanderung vorzubeugen. Wir können personelle Engpässe besser 
abfangen und so Schließungen oder Verkürzungen der Öffnungszeiten entgegenwirken. 
 
Die Übernahme der Kita durch einen anderen Träger kann auch für die aktuell Beschäftigten der Kita 
Kunterbunt zu Schwierigkeiten führen. Will ein neuer Träger das Personal so übernehmen? Will er 
alle Stellen neu ausschreiben? Bleibt es für die MA bei dem Gehalt, was sie bisher haben? Was ist, 
wenn Mitarbeitende nicht zum neuen Träger wechseln wollen? … Auch diese Fragen bergen viel 
Unsicherheit.  
 
Egal wie das jetzt ausgeht. Ich hoffe und wünsche mir, dass die Stadt sich jetzt mal positioniert. Das 
wäre wichtig, um dieses Hickhack um die Kita Kunterbunt zu beenden.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Antje Hentsch 
Kindertagesstättenleitung 

 
 
  



Pflaumenköpfchen – Katja Schmitt 
 
Hallo Herr Sinß, 
 
nach meinem Dafürhalten ist es sinnvoll, die Trägerschaft der Kita Kunterbunt in städtischen Händen 
zu lassen. Ich sehe keine Vorteile einer Ausschreibung. Die Wahrscheinlichkeit eines konfessionellen 
Trägers ist recht hoch, sind aber in Oestrich-Winkel in der Mehrzahl vertreten.  
 
Wir drei städtischen Kitas arbeiten stellenweise gut und auch konstruktiv zusammen, was es lohnt 
auszubauen und zu vertiefen.  
 
Ein weiterer Aspekt den es zu bedenken gilt, ist dass die Bürgerschaft bzw. Eltern den Prozess und 
eine eventuell neue Trägerschaft der Kita Kunterbunt nicht nachvollziehen könnten… 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
Katja Schmitt 
Kitaleitung 
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2 Beispiele aus anderen Kommunen Kitas in Eigenregie zu betrei-
ben oder auszugliedern 
 
Stadt gibt alle neun Kindertagesstätten ab 
Neuss · Lukita, eine GmbH unter dem Dach des Lukaskrankenhauses, wird Be-
treiber. Privatisierung von Opposition kritisiert. 
 
10.06.2013 , 00:00 Uhr 3 Minuten Lesezeit Von Christoph Kleinau 
Im Finnischen steht "Lukita" für abschließen oder verriegeln, in Neuss soll damit 
künftig der Name einer gemeinnützigen Tochtergesellschaft des Lukaskrankenhau-
ses verbunden werden, die die neun städtischen Kindertageseinrichtungen weiter-
führt. Während die Opposition an dieser — wie einige in der SPD meinten — vielsa-
genden Doppeldeutigkeit des Wortes noch Spaß hatte, konnte sie an dem Faktum 
selbst nichts Witziges finden. Deshalb stimmten SPD und Grüne im Rat in geheimer 
Abstimmung gegen die Übertragung der städtischen Kitas an das Lukaskranken-
haus, die aber mit der Mehrheit von CDU und FDP doch durchgesetzt wurde. 
Mit der Übertragung bauen Politik und Verwaltung weiter an einem Sozialkonzern 
"Lukas". Dessen Kern bildet das städtische Krankenhaus, dem schon 2011 das städ-
tische Altenpflegeheim Herz Jesu übertragen wurde. Das entwickelte sich innerhalb 
eines Jahres vom Verlustbringer zum wirtschaftlich zu führenden Unternehmen. 
Diese Sparte möchte der Konzern "Lukas" gerne erweitern und dazu auch Betreiber 
eines noch zu bauenden Pflegeheimes in Norf werden. 
Drei Kindergärten liegen in angemieteten Räumen 
In eigenen Räumen Kita "Am Wasserturm" (Mühlenstraße); Kita Lessingplatz; Kita 
"Wetterhäuschen" (Am Kivitzbusch); Kita "Kleine Freiheit) (Vogelsanger Str.), Kita 
"Kleine Welt" (Wingender Straße). 
In gemieteten Räumen Kita "Pusteblume (Rheydter Straße); Kita Meertal 8, Kita 
Cranachstraße 
Umzuwandelnde Einrichtung Der Hort Oberstraße, schon von Schließung bedroht, 
wird nun Kita. 
Wirtschaftliche Überlegungen stecken auch hinter dem Gedanken, die neun Kitas der 
Stadt zu privatisieren. Ein Gutachten, das nicht nur den künftig nicht mehr zu zahlen-
den Trägeranteil der Stadt bewertet, kommt zu einer jährlichen Entlastung des städti-
schen Haushaltes in einer Größenordnung von über 600 000 Euro. Bis die Kitas aber 
kostendeckend arbeiten, sollen entstehende Anfangsverluste durch Übertragung 
auch des Sachvermögens (Immobilien) sowie eine Sicherstellung der Liquidität von 
Lukita durch die Stadt aufgefangen werden. 
Für die 122 Beschäftigen, die rückwirkend zum Jahresanfang einen neuen Arbeitge-
ber bekommen, ändert sich nichts. Die Zustimmung des Personalrates war an die 
Zusage geknüpft, dass es keine tarifliche Verschlechterung für das Personal gibt. 
Das soll sogar in städtische Dienste zurückkehren dürfen, falls Lukita floppt. Auch für 
die Eltern der derzeit 588 betreuten Kinder werde sich nichts ändern, betonte 
Thomas Nickel — zugleich Verwaltungsratsvorsitzender des "Lukas" — für die Koali-
tion: "Wir sparen an der Verwaltung der Kindertageseinrichtungen, aber nicht an den 
Inhalten." Das pädagogische Konzept, fügte er hinzu, werde in jeder Einrichtung mit 
den Eltern erarbeitet, genau wie in den 64 Neusser Kindergärten in privater Träger-
schaft auch. 
Die Opposition wurde nicht überzeugt. Sie anerkennt, dass die 122 Beschäftigten 
nicht schlechter gestellt werden, fragt aber, zu welchen Tarifen neues Personal ein-
gestellt wird. "Es gibt ja nur zwei Stellschrauben, um an den Kosten zu drehen", er-
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klärte Hannelore Staps (SPD). Das Personal und die Gebühren. SPD und Grüne wa-
ren und sind ferner der Ansicht, dass Städte eigene Kindertagesstätten vorhalten 
müssen. Und sie fürchten, dass Verluste der Kitas das Ergebnis des Krankenhauses 
belasten. Das seien getrennte Gesellschaften, hielt Heide Broll (FDP) dagegen. Und 
sie kündigte an, dass der Name Lukita noch geändert werden könnte — um Missver-
ständnissen vorzubeugen. 
 
 
Prüfbericht: Kitas bleiben im „Konzern Stadt“  
Kommission sagt: Andere Organisationsform bringt nichts. Der Stadtrat ent-
scheidet Ende Dezember.  
Von Herbert Baumann 
Mönchengladbach. Viele Eltern werden erleichtert sein, und die etwa 400 Stadt-Mitar-
beiter wohl auch: Die 37 städtischen Kindergärten sollen in der Trägerschaft der Kom-
mune bleiben. Zu diesem Ergebnis kommt eine Art Kommission, die das Pro und 
Kontra einer von den Freien Demokraten geforderten Auslagerung der Kitas analysiert 
hat. 
Ganz anders die Stadt Neuss: Sie gibt aus Kostengründen alle ihre Kinderhäuser ab. 
Und gründet für sie eine neue Betriebsgesellschaft. 
Das hatte auch die FDP-Fraktion in der Ampel-Koalition vor, als sie vor Monaten — 
erst im zweiten Anlauf — im Stadtrat den Prüfbericht durchboxte. Es sollte herausge-
funden werden, ob die 37 Häuser (das neue im Pahlkebad ist mit inbegriffen) ausge-
lagert werden können, um Geld zu sparen. 
Die Prüfer haben nun ein Fazit vorgelegt, das sich sehen lassen kann, wie es heißt, 
und das mitgelieferte Zahlenwerk sei recht umfangreich. Federführend bei der Aus-
wertung war die Stadtsparte Service und Organisation. 
Dass alles so bleibt, wie es ist, forderten nicht nur die Personalvertretung der Stadt 
und die Gewerkschaft Verdi. Sie organisierte Demos gegen eine mögliche „Kindergar-
ten-Firma“. Veränderungen, so der Gewerkschaftstenor, brächten keineswegs die von 
den Liberalen gewünschten Kostensenkungen. 
Die jetzige „bewährte“ Regelung im Verbund mit der Stadt, ihrem sozialen Netzwerk 
(unter anderem Jugendamt) müsse erhalten bleiben, weil relativ effizient. Kosten- und 
damit Angebots-Senkungen zu Lasten der Kinder — das werde man nie akzeptieren. 
Befürchtet wurden auch Einkommensverluste der Kita-Mitarbeiter 
Nein zu den FDP-Plänen sagt auch der Gesamt-Elternrat für die Kinderhäuser. Er 
sammelte 2300 Unterschriften — vor allem von Erziehungsberechtigten. Die Über-
schrift der Aktion lautete: Die Stadt muss Träger der Kitas bleiben. Die Sammlung er-
hielt OB Norbert Bude (SPD). 
In seiner letzten Sitzung 2011, am 22. Dezember, wird der Stadtrat endgültig entschei-
den müssen. Insider gehen davon aus, dass der Empfehlung des Arbeitskreises, die 
Kitas im Konzern Stadt zu belassen, gefolgt wird. Die SPD-Fraktion hat mehrfach sig-
nalisiert, am Status quo der Kindertagesstätten nichts zu verändern. 
Gehört werden muss jetzt auch noch der „Betriebsrat“ der Stadtverwaltung. Er wird der 
Empfehlung folgen. Alles andere wäre eine Überraschung. 
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Aktenzeichen Personal/AWi 

Dezernat / Fachbereich Personalstelle  

Vorlagenerstellung Andrea Wippel 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 26.02.2024 

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2024 
 
 
Ausschreibung und Besetzung der Stelle „Jugendarbeit“ 
 
 
Beschlussvorschlag 

Der sofortigen Ausschreibung und Besetzung ab ca. 01.06.2024 der befristet freiwerdenden Stelle (20 
Wochenstunden/Teilzeit) aufgrund eines geplanten Ausfalls der Stelleninhaberin wird zugestimmt. 
 

Sachverhalt  

Die Stelle wird für einen aktuell unklaren Zeitraum (vermutlich für einen Zeitraum von 1,5 Jahren) frei. Eine 
Einstellung zum nächstmöglichen Zeitpunkt mit 20 Wochenstunden soll diesen Ausfall auffangen.  
Der Zeitraum kann sich verlängern, wenn die aktuelle Stelleninhaberin eine Verlängerung der Auszeit 
wünscht.  
 
Die öffentliche Ausschreibung soll zeitnah erfolgen, um zu diesem Zeitpunkt einen adäquaten Ersatz zu 
haben. Die Ausschreibung wird über die Printmedien, sowie Mailverteiler, Homepage usw. erfolgen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 

Keine außer Veröffentlichungskosten der Stellenausschreibungen 
 
 
 
Oestrich – Winkel, 21.02.2024 
 
 
Dezernatsleiter  
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Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Personalstelle  

Vorlagenerstellung Andrea Wippel 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 26.02.2024 

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2024 
 
 
Hausmeister: Aufhebung der Stellenbesetzungssperre, Wiederbesetzung und Ausschreibung  
 
 
Beschlussvorschlag 

Der direkten Aufhebung der Stellenbesetzungssperre aufgrund Eigenkündigung des Beschäftigten sowie der 
schnellstmöglichen Ausschreibung und Wiederbesetzung wird zugestimmt.    
 

Sachverhalt  

Ein Hausmeister verlässt die Stadt Oestrich-Winkel zum 31.03.2024 durch Eigenkündigung. Somit wird die 
Stelle frei. Weil ein dringender Bedarf für die Tätigkeit besteht und die Neuausschreibung und Einstellung 
der im Haushaltsplan 2024 vorgesehenen zusätzlichen Stellen frühestens mit Genehmigung des Haushalts 
angegangen werden kann, soll die Stelle schnellstmöglich wieder ausgeschrieben und besetzt werden.    
 

Finanzielle Auswirkungen 

Kosten der Ausschreibung  
 
 
 
Oestrich – Winkel, 21.02.2024 
 
 
Dezernatsleiter  



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-33/2024 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen Ki. 

Dezernat / Fachbereich Eigenbetriebe  

Vorlagenerstellung Frank Kirsch 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 26.02.2024 

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2024 

Stadtverordnetenversammlung 18.03.2024 
 
 
Zusammenführung der Eigenbetriebe Stadtwerke, Baubetriebshof und Kultur und Freizeit (mit den 
Betriebszweigen Freibad Hallgarten und Brentanoscheune) 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Die Eigenbetriebe Stadtwerke, Baubetriebshof und Kultur und Freizeit mit den Betriebszweigen Freibad 
Hallgarten und Brentanoscheune werden zu einem noch zu benennenden neuen Eigenbetrieb zum 
01.01.2025 zusammengeschlossen. 
2. Der Magistrat/die Verwaltung wird damit beauftragt, alle erforderlichen Schritte (Benennung, 
Eigenbetriebssatzung, Bestellung der Betriebsleiter etc.) vorzunehmen. 
 

Sachverhalt  

Basierend auf der Mitteilungsvorlage MI-238/2023 (Stellungnahme zum Prüfauftrag der SV vom 
27.03.2023), in welcher die Betriebsleitung ausführlich dargelegt hat, dass die Fortführung der städtischen 
Betriebe in Form eines Eigenbetriebs erfolgen sollte, hat sich der Magistrat am 18.12.2023 darauf 
verständigt, die Mitteilungsvorlage auf die Sitzung am 08.01.2024 zu verschieben und hierzu Herrn 
Kempenich und Herrn Kirsch zur Erläuterung der Stellungnahme einzuladen. 
 
Ferner erwog der Magistrat eine Beschlussempfehlung zur Zusammenführung der Stadtwerke, 
Baubetriebshof und des Freibads Hallgartens und eine Rückführung der Brentanoscheune in den 
Kernhaushalt zum Bereich der Touristinfo. 
 
In der Magistratssitzung am 08.01.2024 erläuterten Herr Kempenich und Herr Kirsch die umfangreiche 
Stellungnahme zum Prüfauftrag und legten dar, dass sowohl aus organisatorischen als auch 
wirtschaftlichen Gründen von einer Rückführung in den Kernhaushalt abgeraten wird. 
 
Gegen die angedachte Rückführung der Brentanoscheune in den Kernhaushalt werden insbesondere 
folgende Gründe aufgeführt: 
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• Die wirtschaftliche Entwicklung der Brentanoscheune hat sich seit Ausgliederung in den 

Eigenbetrieb nachweislich deutlich und nachhaltig verbessert. Entstand im Jahr 2003 noch ein 
Verlust von rd. 154 T€, konnte dieser nachhaltig, auf einen durchschnittlichen jährlichen Verlust 
von rd. 51 T€ (Jahre 2013 bis 2022), reduziert werden. Damit einhergehend konnte der Zuschuss 
der Stadt um rd. 100 T€/Jahr reduziert werden. Grund hierfür war insbesondere, die von der 
Betriebsleitung, mit Unterstützung der Betriebskommission, vorgenommenen 
Änderungen/Ausrichtungen. 

• Bei der Brentanoscheune handelt es sich um einen BGA. (Betrieb gewerblicher Art). Für diesen ist, 
aufgrund der damit verbundenen Körperschaftssteuerpflicht, ein eigener Jahresabschluss zu 
erstellen. Dies bedarf einer Vollkostenabbildung, welche im städtischen Haushalt kaum oder 
lediglich mit einem doch erheblichen zusätzlichen Aufwand verbunden wäre. Ferner würden hierfür 
weitere Erstellungs- und Prüfungskosten durch einen zu beauftragenden Wirtschaftsprüfer 
entstehen. Dies würde wiederum zu zusätzlichen und vermeidbaren Kosten führen. 

• Die Brentanoscheune ist grundsätzlich umsatzsteuerpflichtig. Aufgrund der besonders zu 
bewertenden Vermietungssituation (tw. steuerfrei, tw. steuerpflichtig) musste ein über 10 Jahre 
berechneter durchschnittlicher Vorsteuerabzug ermittelt werden. Für die laufende Verbuchung ist 
es daher erforderlich, dass die mit der Verbuchung betrauten Personen sich im Steuerrecht 
auskennen, um bei jeder Verbuchung sicherzustellen, dass diese korrekt mit Umsatzsteuer, 
steuerfrei, mit vollem Vorsteuerabzug, mit anteilm. Vorsteuerabzug oder ohne Vorsteuerabzug 
verarbeitet wird.  

 
Nach intensiver Vorberatung und Beantwortung aller aufkommenden Fragen, bildete sich ein allgemeines 
Meinungsbild dahingehend, dass die Brentanoscheune weiter in Form eines Eigenbetriebs zu führen und 
diese in den neu zugründenden Eigenbetrieb einzugliedern ist. 
 
Für die Eingliederung spricht u. a.: 
 
Derzeit werden in der Brentanoscheune, über das Förderprogramm lebendige Zentren, die kpl. Freianlagen 
historisch und betriebsgerecht neu hergestellt sowie die historische Mauer saniert. Ferner wurde im 
Innenbereich eine Klimatisierung eingebaut und weitere wesentliche Ausstattungen erneuert. 
Zum dauerhaften Erhalt dieser Anlagen bedarf es einer kontinuierlichen Pflege des Hauses sowie der 
Freianlagen. 
Hier bietet es sich an, dass der städtische Baubetriebshof diese Aufgaben übernimmt. 
Damit soll sichergestellt werden, dass das gebildete Vermögen dauerhaft gepflegt und instandgehalten 
wird. 
Die technische und pflegerische Betreuung könnte federführend vom Betriebsleiter des 
„Gesamteigenbetriebs“ übernommen werden. 
Dies trifft u. a. auch auf die Unterhaltung der technischen Anlagen, Gebäude und Freianlagen des Freibades 
Hallgarten zu. 
 
Finanzielle Auswirkungen 

Durch die Zusammenführung der drei Eigenbetriebe, mit vier Betriebszweigen, können weitere 
Einsparungen für den städtischen Haushalt umgesetzt werden, da u. a. Prüfungskosten sowie Kosten für 
Sitzungsgelder eingespart werden können. 
 
Oestrich – Winkel, 09.02.2024 
 
 
Dezernatsleiter  



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-29/2024 1. Ergänzung 
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IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen II/4.1 – 1. ÄS SpAppStS 

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Finanzen  

Vorlagenerstellung Marco Kleppich 
 
Verfahrensgang Termin 

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2024 

Stadtverordnetenversammlung 18.03.2024 
 
 
 
1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung einer Steuer auf Spielgeräte und auf das Spielen um 
Geld oder Sachwerte im Gebiet der Stadt Oestrich-Winkel (SpAppStS) 
 
 
 
Beschluss des Magistrats vom 26.02.2024 

Dem vorliegenden Entwurf der 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung einer Steuer auf 
Spielgeräte und auf das Spielen um Geld oder Sachwerte im Gebiet der Stadt Oestrich-Winkel (SpAppStS) 
[Anlage 1] wird aufgrund neuer Erkenntnisse nicht zugestimmt. 
 
 

Sachverhalt  

In der HFA-Sitzung am 5. Januar 2024, während der Beratung des TOP 1 „Aufstellungsverfahren zur 
Haushaltssatzung mit Haushalts- und Stellenplan für das Haushaltsjahr 2024 sowie dem 
Investitionsprogramm und dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Baubetriebshof, des Eigenbetriebs Kultur 
und Freizeit, des Eigenbetriebs Stadtwerke und des Eigenbetriebs Soziale Dienste“ (BV-227/2023) im Zuge 
der Haushaltsberatungen, wurde folgender Beschluss gefasst: 
„Erhöhung der Spielapparatesteuer: beschlossen; 6 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen“ (Siehe Anlage 2) 
 
Dieser Beschluss, die daraus resultierende Beschlussempfehlung an die Stadtverordnetenversammlung und 
die entsprechende Umsetzung durch das Kassen- und Steueramt, wurde im Rahmen der Haushaltsberatung 
zum Haushalt 2024 von der Stadtverordnetenversammlung am 10. Januar 2024 beim Beschluss zum 
Haushalt 2024 beschlossen (siehe hierzu STVV vom 10. Januar 2024; TOP 1; BV-227/2023; 
Beschluss/Abstimmung zu I: Zugestimmt bei 16 Ja-Stimmen, 8 Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen) 
 
Stellungnahme Kassen- und Steueramt: 
 
Zunächst die aktuelle Fassung des § 4 Absatz 1 der SpAppStS lautet wie folgt: 
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§ 4 
Steuersätze 

(1) Die Steuer beträgt  
zu § 2 Abs. 1 Nr. 1: 

je angefangenem Kalendermonat und Gerät 
1. für Geräte mit Gewinnmöglichkeit 20 v.H. der Bruttokasse, 
2. für Geräte ohne Gewinnmöglichkeit 10 v.H. der Bruttokasse, 
3. Sofern ein Gerät ohne Gewinnmöglichkeit nicht über ein Zählwerk, das den Nachweis nach 

§ 7 Absatz 4 ermöglicht verfügt, beträgt die Steuer  
a) in Spielhallen     60,00 Euro, 
b) in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten  60,00 Euro, 

4. für Geräte, mit denen sexuelle Handlungen oder Gewalttätigkeiten dargestellt werden oder die eine 
Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges zum Gegenstand haben 40 v.H. der Bruttokasse. 

zu § 2 Abs. 1 Nr. 2: 
je angefangenem Quadratmeter und Kalendermonat  26,00 Euro. 

 
Zu § 4 Absatz 1 zu § 2 Absatz 1 Nr. 1: Punkt 1 SpAppStS (Steuersatz 20 von Hundert der Bruttokasse): 
 
Fußnote zu § 4 aus der Mustersatzung des HSGB zur Spielapparatesteuersatzung bezüglich der Höhe des 
Steuersatzes: 
„Die Steuersätze sind nach Oben durch das Verbot einer erdrosselnden Wirkung der Steuer begrenzt. Diese 
hat die Rechtsprechung bislang noch stets verneint (Steuersatz von 20% nicht erdrosselnd: HessVGH, Beschl. 
v. 18.07.2012, Az. 5 B 1015/12 – juris, Rn. 5). Allerdings verneint das Gericht die erdrosselnde Wirkung des 
für die Landeshauptstadt Wiesbaden festgelegten Steuersatzes mit der Erwägung, dass die Zahl der 
Spielhallen auch unter Geltung des hohen Steuersatzes gewachsen sei. Diese Argumentation ist 
insbesondere für kleinere Kommunen nicht ohne weiteres übertragbar. Der Hess.VGH hat mit 
Normenkontrollbeschluss vom 04.10.2018 Az. 5 C 295/18.N – juris Rn. 46 ausgeführt: „Zudem spricht gegen 
die Annahme einer erdrosselnden Wirkung eines Steuersatzes in Höhe von 15 von Hundert der Bruttokasse, 
dass in der oberverwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung sogar ein Spielapparatesteuersatz in Höhe von 20 
von Hundert der Bruttokasse als nicht erdrosselnd anerkannt ist“ (mit Nachweisen, veröffentlicht auch in 
HSGZ 2019 S. 118 ff.)“ 
 
Begriffsdefinition Erdrosselungsverbot: 
Das Erdrosselungsverbot besagt, dass Abgaben nur in dem Maße erhoben werden sollten/dürfen, wie sie 
den Abgabepflichtigen nicht "erdrosseln". Das heißt, dass die Abgabesätze nicht so hoch sein sollten, dass 
sie dem Abgabepflichtigen die Möglichkeit zur freien persönlichen und wirtschaftlichen Entfaltung nehmen 
bzw. selbige unverhältnismäßig stark einschränken. 
 
Aktuell hat die Stadt Bad Camberg einen Steuersatz in Höhe von 25 von Hundert der Bruttokasse 
beschlossen und eingeführt. Bad Camberg hatte ganz aktuell ein Gerichtsverfahren wegen des Steuersatzes 
25v. H., es hatten insgesamt 6 Aufsteller gegen den Steuersatz in Höhe von 25 von Hundert geklagt. Von 
den 6 Klägern habe 5 die Klage vor der mündlichen Verhandlung zurückgezogen. Der letzte verbleibende 
Kläger hat die Klage in der mündlichen Sitzung zurückgezogen. 
 
Nach Aussage des HSGB könnte eine erdrosselnde Wirkung eintreten, wenn im Zeitraum von 3 Jahren eine 
Spielhalle in Oestrich-Winkel aufgrund einer Steuererhöhung schließen muss. Eine erdrosselnde Wirkung ist 
jedoch durch den Steuerpflichtigen nur sehr schwer nachzuweisen. 
 
Das Kassen- und Steueramt hat eine Umstellung der Besteuerungsgrundlage von Bruttokasse auf 
Spieleinsatz (wie in der Stadt Frankfurt am Main oder der Landeshauptstadt Wiesbaden) geprüft, kam 
hierbei aber zu dem Ergebnis, dass ein Wechsel der Besteuerungsgrundlage zu einer Mindereinnahme 
führen würde. Als Grundlage für die Berechnung diente der Steuersatz von 20 von Hundert bei der 
Bruttokasse gegenüber dem Steuersatz von 6,5 von Hundert beim Spieleinsatz. Es wurde sowohl bei der 
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Besteuerungsgrundlage Bruttokasse, als auch bei der Besteuerungsgrundlage Spieleinsatz von den 
gerichtlich bestätigten Höchststeuersätzen ausgegangen. Zum Zeitpunkt der Recherche war die Steuerhöhe 
von 7,5 von Hundert beim Spieleinsatz der Landeshauptstadt Wiesbaden weder dem Kassen- und 
Steueramt, noch dem HSGB bekannt. Das Kassen- und Steueramt verließ sich hier auf Aussagen aus einer 
besuchten Schulung (Ende November 2023) zum Thema Spielapparatesteuer, dass der gerichtlich bestätige 
Höchststeuersatz für die Besteuerung nach Spieleinsatz, in Höhe von 6,5 von Hundert aktuell keine 
Anwendung findet und die aktuell angewendeten Steuersätze bei 5 von Hundert liegen (z.B. bei der Stadt 
Frankfurt am Main). Hierzu ein Auszug aus der Erläuterung des HSGB zur Höhe des Steuersatzes der 
Besteuerungsgrundlage Spieleinsatz: 
„Zur Feststellung welcher Steuersatz bei der Umstellung auf die Besteuerung nach dem Spieleinsatz für eine 
Aufkommensneutralität erforderlich ist müssen örtliche Berechnungen erfolgen. Gerichtlich bestätigt ist ein 
Steuersatz von 6,5 Prozent (OVG NRW, Urteil vom 09.10.2020, Az. 14 A 2838). Für eine 
Erdrosselungswirkung kommt es nach der Rechtsprechung nicht auf die Höhe einer etwaigen Anhebung, 
sondern auf die Höhe des absoluten Betrages an. Dennoch begrenzt ein schrittweises Vorgehen das 
rechtliche Risiko der Städte und ist daher empfehlenswert. Nach den Rückmeldungen der Städte, die bereits 
eine Besteuerung nach dem Spieleinsatz vornehmen, war ein Rückgang der Widersprüche zu bemerken.“ 
Aufgrund der voraussichtlich entstehenden Mindereinnahmen und der aktuell angespannten kommunalen 
defizitären Haushaltslage, hat das Kassen- und Steueramt davon abgesehen, eine anvisierte Satzung auf 
Basis der Spieleinsatzbesteuerung vorzulegen.  
 
Bezüglich eventueller Änderungen des Steuersatzes des § 4 Absatz 1 zu § 2 Absatz 1 Nr. 1: Punkt 2, 
§ 4 Absatz 1 zu § 2 Absatz 1 Nr. 1: Punkt 4 oder der Beträge des § 4 Absatz 1 zu § 2 Absatz 1 Nr. 
1: Punkt 3 a) + b) bzw. des § 4 Abs. 1 zu § 2 Abs. 1 Nr. 2 ist zu sagen, dass eine Besteuerung nach diesen 
Steuersätzen aktuell nicht vorgenommen wird. Eine Änderung der Steuersätze hätte keine Auswirkung auf 
Einnahmen in dem Bereich der Spielapparatesteuer, da diese bei den beschriebenen Steuersätzen aktuell 
bei 0,00 € liegt. Einnahmen in diesem Bereich der Steuer werden auch zukünftig kaum zu generieren sein, 
da dort auch in der Vergangenheit keine Einnahmen aufgrund fehlender Geräte generiert wurden.  
 
 

Finanzielle Auswirkungen 

Mehreinnahmen durch Erhöhung des Steuersatzes.  
 
Anmerkung Kassen- und Steueramt: 
Das vorläufige Ergebnis der Einnahmen bei der Spielapparatesteuer für das Jahr 2022 beläuft sich laut 
Kämmerei auf 224.079,00 € (Stand 1. Februar 2024). Das vorläufige Ergebnis für das Jahr 2023 beläuft sich 
laut Kämmerei auf 260.905,32 € (Stand 1. Februar 2024). Daher würde, bei gleichbleibender Entwicklung, 
der Ansatz des Haushalts 2024 in Höhe von 220.000,00 €, auch ohne eine Steuererhöhung, erreicht bzw. 
übertroffen werden. 
 
 
 
Anlage(n) 

1. 1. Änderungssatzung SpAppSS Oestrich-Winkel_01.04.2024 
2. Auszug NS HFA 
 
 
Oestrich – Winkel, 29.02.2024 
 
 
Dezernatsleiter  
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Erste Änderungssatzung zur 
Satzung über die Erhebung einer Steuer 
auf Spielgeräte und auf das Spielen um Geld oder Sachwerte 
im Gebiet der Stadt Oestrich-Winkel (SpAppStS) 
 
 
Rechtsgrundlagen 
§§ 5 und 51 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Februar 2023 (GVBl. S. 90, 93) 

§§ 2 und 13 des Hessischen Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24. März 2013 
(GVBl. I S. 134), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582)  

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom … 
 
 
Artikel 1 
Änderung § 4 Steuersätze 
 
§ 4 der Satzung wird wie folgt geändert: 
 
Abs. 1, zu § 2 Abs.1 Nr. 1: Punkt 1, die Höhe des Steuersatzes für Geräte mit Gewinnmöglichkeit wird von 
20 v.H. der Bruttokasse auf 25 v.H. der Bruttokasse angehoben. 
 
Abs. 1, zu § 2 Abs.1 Nr. 1: Punkt 3 a), die Höhe des Steuersatzes für Spielgeräte ohne Gewinnmöglichkeit, 
welche nicht über ein Zählwerk welches Nachweis nach § 7 Abs. 4 ermöglicht verfügt, wird in Spielhallen von 
60,00 Euro auf 75,00 Euro angehoben. 
 
Abs. 1, zu § 2 Abs.1 Nr. 2:, die Höhe des Steuersatzes für das Spielen in Spielclubs, Spielcasinos und ähnlichen 
Einrichtungen um Geld oder Sachwerte, wird je angefangenen Quadratmeter und Kalendermonat von 
26,00 Euro auf 30,00 Euro angehoben. 
 
Absatz 1 erhält folgende neue Fassung: 
 
§ 4 
Steuersätze 
 
(1) Die Steuer beträgt  

zu § 2 Abs. 1 Nr. 1: 
je angefangenem Kalendermonat und Gerät 
1. für Geräte mit Gewinnmöglichkeit 25 v.H. der Bruttokasse, 
2. für Geräte ohne Gewinnmöglichkeit 10 v.H. der Bruttokasse, 
3. Sofern ein Gerät ohne Gewinnmöglichkeit nicht über ein Zählwerk, das den Nachweis nach 

§ 7 Absatz 4 ermöglicht verfügt, beträgt die Steuer  
a) in Spielhallen     75,00 Euro, 
b) in Gaststätten und an sonstigen Aufstellorten  60,00 Euro, 
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4. für Geräte, mit denen sexuelle Handlungen oder Gewalttätigkeiten dargestellt werden oder die eine 
Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges zum Gegenstand haben 40 v.H. der Bruttokasse. 

zu § 2 Abs. 1 Nr. 2: 
je angefangenem Quadratmeter und Kalendermonat  30,00 Euro. 

 
Artikel 2 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 1. April 2024 in Kraft. 
 
Ausfertigung 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit dem hierzu ergangenen Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 
Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 
 
 
Oestrich-Winkel,  
 
Der Magistrat 
 
Carsten Sinß 
Bürgermeister 
 
 
Diese Satzung wurde gem. § 9 Abs. 1 der Hauptsatzung vom 13.12.2023 durch Bereitstellung auf der Internetseite der Stadt 
Oestrich-Winkel unter www.oestrich-winkel.de am xx.xx.xxxx öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oestrich-Winkel,  
 
Der Magistrat 
 
Carsten Sinß 
Bürgermeister 
 

http://www.oestrich-winkel.de/
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Anwesend

Vorsitzender:
Thomas Wieczorek (SPD)

Mitglieder:
Dominic Dillmann (SPD)
Almut Hammer (CDU)
Jutta Mehrlein (SPD)
Dr. Dieter Möller (GRÜNE)
Andreas Orth (CDU)
Ingrid Reichbauer (GRÜNE)
Pavlos Stavridis (CDU)

Magistrat:
Bürgermeister Carsten Sinß 
Heinz-Dieter Mielke (SPD)

Stadtverordnetenversammlung:

Schriftführer:
Patrik Krummeich 

Verwaltung:
Christof Molitor 

Abwesend
Marius Schäfer  (FDP)
Erster Stadtrat  Björn Sommer
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1. Aufstellungsverfahren zur Haushaltssatzung mit Haushalts- und Stellenplan für das Haushaltsjahr 
2024 sowie dem Investitionsprogramm und dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
Baubetriebshof, des Eigenbetriebs Kultur und Freizeit, des Eigenbetriebs Stadtwerke und des 
Eigenbetriebs Soziale Dienste
BV-227/2023

Es werden Punkte aus dem Fragenkatalog geklärt.
SV Wieczorek fragt nach den Personalaufwendungen, welche aus der geplanten Höhergruppierung in den 
städtischen Kindertagesstätten resultieren.
BGM Sinß legt dar, dass die Höhergruppierung noch nicht in den Ansätzen enthalten war. Es waren lediglich 
Personaländerungen enthalten. Die Höhergruppierung sind nun für ein halbes Jahr eingerechnet und sollen 
ab Juli 2024 umgesetzt werden.
Weitere Nachfragen zum Fragenkatalog gibt es nicht.
BGM Sinß erläutert die neuen Punkte der Veränderungsliste.
Herr Wieczorek bittet darum, dass man die Stelle im Standesamt ab April 2024 erst rechnet. Die Änderung 
wird der SV vorgelegt.
Es wird auf die einzelnen Fraktionsanträge eingegangen.

- Anträge der FDP:
o Streichung 3661-2204 MTB-Trail, abgelehnt; 1 Ja-Stimme und 8 Nein-Stimmen
o Streichung 5211-2201 Klimaschutz, abgelehnt; 1 Ja-Stimme, 5 Nein -Stimmen und 3 

Enthaltungen
o Streichung 4561-2303 Trinkwasserspender (WB BGM Sinß, SV Reichbauer, SV Stavridis), 

abgelehnt; 1 Ja-Stimme, 5 Nein-Stimmen und 3 Enthaltungen
o Streichung 5711-2401 Fahrradreparaturstation, abgelehnt; 4 Ja-Stimmen und 5 Nein-

Stimmen

Haushaltsbegleitantrag: (WB SV Freimuth, SV Dillmann, SR Mielke, Herr Molitor, SV Stavridis)
Beschluss: Der Magistrat der Stadt Oestrich-Winkel wird gebeten, im Rahmen der Haushaltsberatungen 
2024 die Einführung einer Parkraumbewirtschaftung auf den städtischen Parkplätzen zu prüfen.
Der Antrag wird zurückgezogen

- Anträge der SPD: WB Dillmann, SV Hammer, SV Reichbauer, BGM Sinß, SV Möller, SV Wieczorek
o Quartiersmanagement streichen; 6 Ja-Stimmen und 3 Enthaltungen
o Metzgerkapelle streichen, Abdeckung über bestehenden Ansatz „Sonstiges“; 5 Ja-Stimmen 

und 4 Enthaltungen
o Schottergartensatzung kürzen um 15.000: beschlossen, 5 Ja-Stimmen und 4 Nein-Stimmen
o Erhöhung der Spielapparatesteuer: beschlossen; 6 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen
o Senkung Kreisumlage um 187.000 EUR: beschlossen; 5 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen
o Betriebskostenzuschuss für kirchliche Träger um 64.000 EUR erhöhen: beschlossen; 5 Ja-

Stimmen, 1 Nein-Stimme, 3 Enthaltungen
o Neue Defibrillatoren: beschlossen, 9 Ja-Stimmen
o Schaffung Stelle Hauptamtsleitung im Stellenplan: beschlossen, 5 Ja-Stimmen, 1 Nein-

Stimme, 3 Enthaltungen
o 50.000 EUR zur Attraktivitätssteigerung Kerbeplatz: beschlossen, 6 Ja-Stimmen, 3 

Enthaltungen

Haushaltsbegleitanträge:
Kegelbahn Hallgarten: Der Magistrat wird beauftragt, die Nutzungsmöglichkeit der Kegelbahn Hallgarten in 

geeigneter Form zu bewerben (u.a. Eintrag auf städtischer Homepage mit Preisliste und 
Ansprechpartner).

Erhöhung der Spielapparatesteuer: beschlossen; 6 Ja-Stimmen, 3 Nein-Stimmen



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-40/2024 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Zentrales  

Vorlagenerstellung Nadja Riedel 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 26.02.2024 

Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales und Kultur 06.03.2024 

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2024 

Stadtverordnetenversammlung 18.03.2024 
 
 
 
Satzung für die Bestellung und die Aufgaben eines Behindertenbeauftragten (m/w/d) der Stadt Oestrich-
Winkel 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Die Satzung für die Bestellung und die Aufgaben eines Behindertenbeauftragten (m/w/d) der Stadt 
Oestrich-Winkel wird wie vorgelegt beschlossen. 
 

 
Sachverhalt  

Gemäß Beschluss des Seniorenbeirats vom 13.04.2022 soll in Oestrich-Winkel die Stelle eines 
Behindertenbeauftragten eingerichtet und besetzt werden. 
 
Positive Erfahrungen gibt es bereits seitens des Rheingau-Taunus-Kreises mit der Stelle eines 
Inklusionsbeauftragten. Alle Planungen des Kreises werden dort vorgelegt, so dass die Belange 
insbesondere von Menschen mit Behinderungen früh einfließen. Bei den Entscheidungen ist auch die UN-
Behindertenkonvention zu beachten, die u.a. auch Inklusionsbeauftragte in den Kommunen verankert 
sehen möchte. 
 
Eine Vernetzung des RTK mit den Kommunen ist sinnvoll.  
 
Die Satzung für die Bestellung und die Aufgaben eines Behindertenbeauftragten (m/w/d) soll die 
entsprechende Arbeitsgrundlage schaffen. Der Seniorenbeirat hat die beigefügte Version in seiner Sitzung 
vom 15.02.2024 beschlossen. 
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Nach Rechtskraft der Satzung kann sodann die Wahl des/der Behindertenbeauftragten durch die 
Stadtverordnetenversammlung erfolgen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 

500 EUR für Arbeitsmaterial 
 
 
Anlage(n) 

1. Satzung Behindertenbeauftragter_Beschluss Seniorenbeirat 
 
 
Oestrich – Winkel, 19.02.2024 
 
 
Dezernatsleiter  



 
OESTRICH-WINKEL 

IM RHEINGAU 
 

Satzung Behindertenbeauftragter (m/w/d) Seite 1 

Satzung für die Bestellung und die Aufgaben eines 
Behindertenbeauftragten (m/w/d) der Stadt Oestrich-Winkel 
 
Rechtsgrundlagen 
§ 5 sowie § 30 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
07.03.2005 (GVBI. S.183), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023 (GVBI. S.90, 93), 
§ 8, Abs. 2 des Hessischen Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (HessBGG) vom 
20.09.2004 (GVBI. I 2004, S. 482), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19.06.2019 (GVBI. S. 161),  
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom  
 
Präambel 
Die im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland festgeschriebenen Rechte von Menschen mit Behin-
derung sowie die Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonvention zu verwirklichen, ist in besonderem 
Maße auch die Aufgabe jeder Kommune.  
Die Stadt Oestrich-Winkel wird mit der Installation eines Beauftragten (m/w/d) für Menschen mit Behinde-
rungen dazu beitragen, dass die gesetzlichen Vorgaben aus Artikel 3 Grundgesetz und der UN-Behinderten-
rechtskonvention sowie den gesellschaftlichen Erwartungen, auf kommunaler Ebene strukturiert angegan-
gen werden.  
Ein Behindertenbeauftragter (w/m/d) für die Stadt Oestrich-Winkel kann als Ansprechpartner für Bürgerin-
nen und Bürger sowie für Politik und Verwaltung dienen.  
Das Ziel seiner Tätigkeit soll es sein im Rahmen seiner Möglichkeiten darauf hinzuwirken, die Verwirkli-
chung der gleichberechtigten Teilhabe in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens zu sichern und die 
Schwierigkeiten der Lebensführung von Menschen mit Behinderung zu beseitigen. Zur Erreichung dieser 
Ziele gilt es, die unterschiedlichsten Barrieren zu erkennen und die daraus resultierenden Maßnahmen mit 
anzustoßen. 
Die städtischen Gremien betonen mit Beschlussfassung dieser Satzung die Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderung im Alltag und in allen Bereichen des Lebens als eine gesellschaftliche und politisch wichtige Auf-
gabe, die gemeinsam mit den Betroffenen wertschätzend, emphatisch und ergebnisorientiert umzusetzen 
ist. 
 
§ 1 Wahl 
Der Behindertenbeauftragte (w/m/d) wird von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oestrich-Win-
kel aufgrund von Wahlvorschlägen nach den Bestimmungen des § 55 HGO gewählt. Wahlvorschläge kön-
nen nach öffentlicher Ausschreibung, die mindestens auf der Homepage der Stadt Oestrich-Winkel bekannt 
gemacht wird, eingereicht werden.  

Der Behindertenbeauftragte (m/w/d) sollte direkt oder indirekt Betroffener und sachkundig sein. Es kann 
nur bestellt werden, wer seinen ständigen Wohnsitz in Oestrich-Winkel hat. Bei einem Wohnortwechsel 
erlischt die Beauftragung. 

Die Wahlzeit beträgt vier Jahre. Eine mehrfache Berufung ist möglich.  
Bei der Wahl eines neuen Beauftragten (m/w/d) bleibt der vormalige Beauftragte (m/w/d) solange im Amt, 
bis die Nachfolge bestätigt und in die Aufgabe eingeführt ist; die qualifizierte Übergabe hat innerhalb von 
vier Wochen nach der Wahl zu erfolgen. 
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Der Beauftragte (m/w/d) kann sein Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber der Stadtverordnetenver-
sammlung niederlegen. Bei gravierenden Verstößen gegen diese Satzung oder wichtigen Gründen ist eine 
Abberufung durch einen Beschluss der Stadtverordnetenversammlung möglich. 
 
§ 2 Rechtsstellung 
Der Behindertenbeauftragte (m/w/d) ist Anlaufstelle für Menschen mit Behinderungen und soll die Interes-
sen von Menschen mit Behinderung in allen Lebensbereichen wahrnehmen. Er nimmt seine Aufgaben eh-
renamtlich, unabhängig und überparteilich wahr und ist weder an Weisungen politischer Vertreter/innen 
noch sonstiger Institutionen gebunden. Er berät die Verwaltung und Politik in Fragen der Belange von Men-
schen mit Behinderung. Er soll eng mit dem Magistrat zusammenarbeiten, soweit dies notwendig und mög-
lich ist. Er darf nicht Mitglied des Magistrats sein. 
Rechtsverbindliche Auskünfte an Dritte obliegen ausschließlich den jeweiligen zuständigen Fachstellen und 
nicht dem Beauftragten (m/w/d). 
 
§ 3 Aufgaben 
Der Behindertenbeauftragte (m/w/d) wirkt auf die Umsetzung des HessBGG in Oestrich-Winkel hin und be-
fasst sich vor diesem Hintergrund insbesondere mit folgenden Aufgaben: 

• Unterstützung und Beratung der Stadt Oestrich-Winkel und ihrer Gremien in allen Anliegen, die 
Menschen mit Behinderung betreffen und zum Wirkungskreis der Stadt gehören in Form von 
Anregungen, Empfehlungen und Stellungnahmen. 

• Sensibilisierung, Barrieren zwischen Menschen mit und ohne Behinderung zu identifizieren sowie 
Möglichkeiten aufzuzeigen, wie diese überwunden werden können. 

• Vermittlung von Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartnern bei Beratungsbedarf. 
• Einberufung und Leitung des Arbeitskreis Barrierefreiheit (mindestens zweimal jährlich). 
• Pflege der für die Aufgabe notwendigen aktuellen Sach- und Fachkunde, z.B. durch Teilnahme an 

Fortbildungen. 
 
§ 4 Mitwirkung 
Der Behindertenbeauftragte (m/w/d) soll bei allen wichtigen Vorhaben und Aktivitäten (insbesondere Sat-
zungen/Verwaltungsvorschriften und Bauvorhaben) der Stadt beteiligt werden, welche sich auf Menschen 
mit Behinderung auswirken oder auswirken können.  
Der Behindertenbeauftragte (m/w/d) ist berechtigt, jederzeit Anfragen an den/die Bürgermeister/in bzw. 
den Magistrat zu stellen.  
Der Behindertenbeauftragte (m/w/d) hat das Recht, an den öffentlichen Sitzungen der Gremien der Stadt 
teilzunehmen und dort gehört zu werden, wenn nach seiner Ansicht die zur Beratung anstehenden Angele-
genheiten Menschen mit Behinderungen besonders betreffen können. 

Der Magistrat kann den Behindertenbeauftragten (m/w/d) zu Beratungen hinzuziehen 
 
§ 6 Verwaltungshilfe 
Die Stadt Oestrich-Winkel stellt dem Behindertenbeauftragten (m/w/d) die für seine Tätigkeit notwendigen 
Mittel und Auskünfte zur Verfügung. Hierzu gehören die Überlassung geeigneter Räumlichkeiten und die 
Beschaffung von fachbezogenen Zeitschriften und sonstigem Informationsmaterial im Wert von bis zu 500 
Euro jährlich. Entsprechende Mittel sind im städtischen Haushaltsplan vorzusehen. 
Der Beauftragte (m/w/d) erhält zur Wahrnehmung der Aufgaben und unter Beachtung datenschutzrechtli-
cher Vorschriften die erforderlichen Unterlagen und Informationen.  
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Um einen direkten und reibungslosen Informationsfluss über die aktuellen Themen, die Menschen mit Be-
hinderung betreffen könnten, zu gewährleisten, erhält der Beauftragte (m/w/d) einen Zugang zum Ratsin-
formationssystem der Stadt Oestrich-Winkel. 
Die Verwaltung gewährleistet Unterstützung bei der Aufgabenerfüllung, der Durchführungen von Veran-
staltungen oder sonstigen Angelegenheiten. 

 
§ 7 Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht 
Der Beauftragte (m/w/d) hat über Angelegenheiten, die während der Tätigkeit bekannt geworden sind, 
Stillschweigen zu wahren. Es gilt ausdrücklich die Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht. Die Pflicht zur 
Verschwiegenheit besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit fort. 
 
§ 8 Entschädigung 
Im Rahmen seiner Tätigkeit ist der Behindertenbeauftragte (m/w/d) bezüglich seiner persönlichen Rechte 
und Pflichten einem ehrenamtlichen Stadtverordneten gleichgestellt. Dies gilt z.B. für die Erstattung seiner 
Auslagen und Kosten sowie die Absicherung in allen versicherungsrechtlichen Fragen. Die Höhe der regel-
mäßigen Aufwandsentschädigung ist in der Entschädigungssatzung geregelt. 
 
§ 9 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der Stadtverordne-
tenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvor-
schriften eingehalten wurden. 
 
 
Oestrich-Winkel,  
 
Der Magistrat 
 
 
Carsten Sinß 
Bürgermeister 
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Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Bauen  

Vorlagenerstellung Nicole Ermler 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 26.02.2024 

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2024 

Stadtverordnetenversammlung 18.03.2024 
 
 
 
Ausübung eines Vorkaufsrechts 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Das Vorkaufsrecht nach § 24 Abs. 1 Nr. 1 BauGB für das Grundstück Gemarkung Oestrich, Flur 35, Flurstück 
159/1, Verkehrsfläche Hallgartener Straße, wird ausgeübt. 
 
 

Sachverhalt  

Im Jahr 2013 hat die Stadt Oestrich-Winkel über den Erwerb einer Teilfläche von 42 m² an dem Grundstück 
Gemarkung Oestrich, Flur 35, Flurstück 159/1 für die Errichtung einer Treppenanlage sowie eines Aufzugs 
als Bahnunterführung einen Kaufvertrag mit dem damaligen Eigentümer geschlossen. Der Kaufpreis für 
diese Teilfläche betrug 200 €. Die Eigentumsauflassungsvormerkung wurde im Grundbuch im Mai 2013 
eingetragen, die abschließende Eigentumsumschreibung jedoch nicht. Die Bindungsfrist von 10 Jahren gem. 
§ 196 BGB für die Auflassungsvormerkung ist mittlerweile abgelaufen und der damalige Vertragspartner 
verstorben. 
 
Die Erben haben das genannte Flurstück nun veräußert. Vor Beurkundung dieses Kaufvertrages wurde 
seitens der Erbengemeinschaft kein Kontakt mit der Stadtverwaltung aufgenommen. 
 
Gemäß § 24 ff BauGB hat die Gemeinde die Möglichkeit ein Vorkaufsrecht auszuüben. 
Laut § 24 Abs. 1 Nr. 1 BauGB kann die Gemeinde u.a. ein Vorkaufsrecht dann geltend machen, wenn im 
Geltungsbereich eines Bebauungsplanes für eine Fläche eine Nutzung für öffentliche Zwecke festgesetzt ist. 
Das hier betroffene Grundstück liegt innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 34 – Zwischen 
Jahnstraße und Hallgartener Straße“ bzw. rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 34 – Zwischen Jahnstraße 
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und Hallgartener Straße – 1. Änderung“. Für das Flurstück 159/1 ist dort eine Nutzung als Verkehrsfläche 
festgesetzt. Der öffentliche Zweck i. S. des § 24. Abs. 1 Nr. 1 BauGB ist somit gegeben.  
 
Die Treppenanlage sowie der Aufzug für die Bahnunterführung wurden mittlerweile gebaut. Die 
verbleibende Restfläche an dem Grundstück abzüglich der Aufbauten und erforderlichen Gehwegflächen ist 
so gering ( ca. 15 m²), dass seitens der Verwaltung empfohlen wird, das gesamte Flurstück mit einer Größe 
von 71 m² im Zuge der Geltendmachung des Vorkaufsrechtes zu erwerben. 
 
Die Ausübung des Vorkaufsrechts ist im öffentlichen Interesse unbedingt erforderlich. 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 

1.900 € Grundstückskauf zzgl. Nebenkosten (Notar- und Gerichtskosten, Grunderwerbssteuer) 
Gelder stehen auf der Inv-Nr. 5119-2101 Erwerb unbebauter Grundtücke, als HH-Rest aus 2023, zur 
Verfügung.  
 
 
Anlage(n) 

1. 20240222-Er_OES_Ausübung_Vorkaufsr._Hallgartenet_Str. 
 
 
Oestrich – Winkel, 22.02.2024 
 
 
Dezernatsleiter  
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Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Dezernat Bürgermeister  

Vorlagenerstellung Carsten Sinß 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 26.02.2024 

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2024 

Stadtverordnetenversammlung 18.03.2024 
 
 
 
Machbarkeitsstudie zur Prüfung der Option für eine enge Zusammenarbeit mit anderen Kommunen des 
Zweckverbands Rheingau 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Beauftragung einer Machbarkeitsstudie zur Prüfung 
der Optionen für eine enge Zusammenarbeit von einer einfachen Interkommunalen Zusammenarbeit 
(bereichsweise IKZ) bis zu einem Gemeindeverwaltungsverband mit anderen Kommunen des 
Zweckverbandes Rheingau. 

Diese Studie soll die sich aus einer bereichsweisen IKZ und insbesondere die sich aus einem 
Gemeindeverwaltungsverband ergebenden Vor- und Nachteile für die Kommunen darstellen. 
Diese Studie soll als vertiefende Diskussions- und ggfs. Entscheidungs-grundlage für die Gemeindegremien 
dienen. 
 
2. Der Magistrat der Stadt Oestrich-Winkel erteilt dem Vorstand des Zweckverbandes Rheingau das Recht, 
den Förderantrag stellvertretend beim Hessischen Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz 
(HMdI) für die o.g. Machbarkeitsstudie zu stellen, nachdem in allen Rheingauer Nachbarkommunen der 
positive Beschluss gefasst wurde. 
 
 

Sachverhalt  

Auf die Kommunen sind in den letzten Jahren zahlreiche zusätzliche Aufgaben und Anforderungen 
zugekommen, deren Beachtung und Durchführung erhebliche Kapazitäten der Verwaltungen bindet. 



 

Beschlussvorlage BV-39/2024   Seite 2 von 3 

Die Ergebnis- und Finanzlage sämtlicher Kommunen hat sich in den vergangenen Jahren trotz deutlich 
erhöhter Abgabensätze, trotz guter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen und trotz guter Zuweisungen und 
Zuwendungen des Landes noch verschlechtert. Dieses betrifft auch unsere Kommunen im Rheingau. 

Probleme sind in jüngerer Zeit auf die Kommunen auch dadurch zugekommen, dass die 
Fachkräftesicherung für ausscheidende Mitarbeiter mittlerweile problematisch geworden ist. Diese 
Erscheinung wird sich durch die weitere demografische Entwicklung noch deutlich verschärfen. 

Viele Positionen im öffentlichen Dienst lassen sich bereits jetzt nicht mehr mit Fachkräften besetzen, und 
zwar auf allen Ebenen. Diese Lücke wächst von Jahr zu Jahr. Fest steht: Findet der öffentliche Sektor keine 
wirksamen Instrumente, um den Fachkräftemangel zu beheben, hat dies weitreichende Konsequenzen für 
die gesamte Gesellschaft. Im schlimmsten Fall kann das dazu führen, dass der Staat und damit auch die 
Kommunen manche der Kernaufgaben nicht mehr erfüllen können. Insgesamt werden dem öffentlichen 
Sektor laut einer aktuellen Analyse der Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsgesellschaft PwC Deutschland 
bis 2030 voraussichtlich schon eine Million Fachkräfte fehlen. 

Eine drängende Frage lautet daher: Wie lässt sich sicherstellen, dass Kommunen durch ausreichendes 
Fachpersonal langfristig leistungsfähig bleiben und sie ihre Aufgaben dauerhaft erfüllen können?  

IKZ kann auch hier ein sehr geeignetes Mittel sein, dieser Erscheinung wirksam zu begegnen.  

Aus allen diesen vorgenannten Gründen wird von zahlreichen Kommunen eine Interkommunale 
Zusammenarbeit (IKZ) angestrebt oder ist oftmals bereits erfolgreich umgesetzt worden. 

Interkommunale Zusammenarbeit bringt für die Kommunen vielfache Vorteile, wobei insbesondere eine 
Verbesserung der Arbeitsergebnisse der Verwaltung durch zunehmende Spezialisierung der einzelnen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie eine Verringerung des finanziellen Aufwandes für die Erbringung 
der jeweiligen Verwaltungsleistungen bei auch qualitativer Sicherung oder gar Steigerung die ganz 
maßgeblichen Vorteile der IKZ darstellen.  

In kleineren Städten und Gemeinden bringt aber Interkommunale Zusammenarbeit nur dann die 
gewünschten Erfolge, wenn größere Bereiche der Verwaltungen zusammengeführt und das 
Aufgabenspektrum der jeweiligen Kommune gemeinsam mit mehreren anderen Kommunen bearbeitet 
werden. 

Eine nur sehr selektive, geringfügige Zusammenarbeit in wenigen Aufgabenfeldern wird, wenn überhaupt, 
nur minimale Vorteile erbringen.  

Aufgrund der großen Aufgabenbreite der einzelnen Mitarbeiter in kleineren Kommunalverwaltungen lässt 
sich vielfach effektives Zusammenarbeiten organisatorisch kaum gestalten. Hier bedarf es deshalb der 
Interkommunalen Zusammenarbeit in vielen und zugleich breiter angelegten Aufgabenfeldern, um die 
Aufbau- und Ablauforganisation so gestalten zu können, dass dadurch spürbare Verbesserungen und 
Vorteile für die Kommune entstehen.  

Eine mögliche Form der Zusammenarbeit wäre ein Gemeindeverwaltungsverband, wie diese in den 
zurückliegenden Jahren in Hessen bereits mehrfach durch Kommunen bereits gegründet wurden oder in 
der Phase der Schaffung befindlich sind.  

Um die sich aus den unterschiedlichen Stufen und Formen der Interkommunalen Zusammenarbeit speziell 
für unsere Kommunen möglichen Vor- und Nachteile im Detail zu ermitteln, soll nun eine 
Machbarkeitsstudie in Auftrag gegeben, wie dieses vielfach andere Kommunen auch bereits getan haben.  

Eine solche Machbarkeitsstudie wird durch das Hessische Ministerium des Innern, für Sicherheit und 
Heimatschutz für die Untersuchung bis zu einem Gemeindeverwaltungsverband mit zunächst pauschal 
30.000 Euro bei nur zwei teilnehmenden Kommunen gefördert. Bei mehr als zwei an der Erstellung der 
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Studie teilnehmenden Kommunen und somit weiteren zu untersuchenden Kommunen wird mit weiteren 
Zuschlägen bei der Zuwendungshöhe für jede weitere Kommune gefördert, wie die Gespräche mit 
Ministeriumsvertretern ergeben hat.  

Ein exakter Betrag kann jedoch erst dann durch das HMdI mitgeteilt werden, wenn feststeht, wie viele 
Kommunen letztlich teilnehmen, wobei bei der Teilnahme sämtlicher Kommunen des Zweckverbandes 
Rheingau eine Förderung in Höhe von 60.000 – 70.000 € in Aussicht gestellt wurden.  

Mit diesen Förderbeträgen wird es möglich sein, eine Studie weitgehend zu finanzieren.  

Es wird daher gebeten, wie beantragt zu beschließen.  

 
 
 
Oestrich – Winkel, 19.02.2024 
 
 
Dezernatsleiter  
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Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Bürgerdienste  

Vorlagenerstellung Ute Fleschner 
 
Verfahrensgang Termin 

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2024 

Magistrat 11.03.2024 

Magistrat 18.03.2024 

Stadtverordnetenversammlung 18.03.2024 
 
 
 
Bürgerbegehren und Entscheidung über die Zulassung eines Bürgerentscheides nach § 8b Hess. 
Gemeindeordnung (HGO); Festsetzung des Termins und Festlegung der Wahlbezirke 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Alternative 1: 
Das Bürgerbegehren ist nach § 8 b nicht zulässig. 
 
Alternative 2: 
1. Das Bürgerbegehren ist nach § 8 b zulässig. 
2. Die zur Abstimmung stehende Frage lautet: 
„Sind Sie dafür, dass Windkraftanlagen innerhalb der ausgewiesenen Windvorrangflächen auf den 
gemeindeeigenen Flächen der Stadt Oestrich-Winkel errichtet und betrieben werden?“. 
3. Die Stellungnahme des Magistrats lautet:  
„Die Frage, ob auf den durch Landesrecht ausgewiesenen Windvorrangflächen in Oestrich-Winkel die 
Errichtung und der Betrieb von Windkraftanlagen angestrebt werden soll, wird politisch und gesellschaftlich 
seit vielen Jahren diskutiert. Der Magistrat der Stadt Oestrich-Winkel begrüßt es, diese Frage mit dem 
Instrument des Bürgerentscheids zu beantworten.“ 
4. Die Stellungnahme der Stadtverordnetenversammlung lautet: 
„Die Frage, ob auf den durch Landesrecht ausgewiesenen Windvorrangflächen in Oestrich-Winkel die 
Errichtung und der Betrieb von Windkraftanlagen angestrebt werden soll, wird politisch und gesellschaftlich 
seit vielen Jahren diskutiert. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oestrich-Winkel begrüßt es, 
diese Frage mit dem Instrument des Bürgerentscheids zu beantworten.“ 
5. Der Termin für die Durchführung des Bürgerentscheides wird festgelegt auf Sonntag, den 08.09.2024. 
6. Für den Bürgerentscheid werden sechs allgemeine und drei Briefwahlbezirke festgelegt analog der 
Europawahl. 
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7. Für die Durchführung des Bürgerentscheids werden außerplanmäßig Mittel in Höhe von 30.000 € 
bereitgestellt. 
 
 

Sachverhalt  

Alternative 1 
1. Die Bürger können gem. § 8 b der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) über wichtige Angelegenheiten 
der Gemeinde einen Bürgerentscheid beantragen. Das sog. Bürgerbegehren ist schriftliche beim 
Gemeindevorstand einzureichen. Es muss die zu entscheidende Frage, eine Begründung und einen nach 
den gesetzlichen Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für die Deckung der Kosten der verlangten 
Maßnahme enthalten, sowie bis zu 3 Vertrauenspersonen benennen, die zur Entgegennahme von 
Mitteilungen und Entscheidungen der Gemeinde sowie zur Abgabe von Erklärungen gegenüber dem 
Gemeindevorstand ermächtigt sind. Das Bürgerbegehren muss in Gemeinden mit weniger als 50000 
Einwohnern mind. 10 % der bei der letzten Gemeindewahl amtlich ermittelten Zahl der Wahlberechtigten 
Einwohner unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung der Unterzeichner muss zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung gegeben sein. Diese Zahl der Wahlberechtigten betrug 9393 zur Gemeindewahl 2021, so 
dass 940 Unterstützungsunterschriften für das Bürgerbegehren erforderlich. Das Bürgerbegehren wurde 
am 29.01.2024 eingereicht. Mit der Prüfung der Unterschriften in der 6. KW 2024 wurden insgesamt 970 
Unterstützungsunterschriften geprüft. Hiervon waren 958 Unterschriften gültig. 12 waren aus 
verschiedenen Gründen ungültig. Es wurden weitaus mehr als die erforderliche Anzahl von 
Unterstützungsunterschriften auf zulässigen Formblättern eingereicht. Da die erforderliche Anzahl gültiger 
Unterstützungsunterschriften erreicht war, wurde auf eine Prüfung weiterer Unterstützungsunterschriften 
verzichtet. Ein Ablehnungsgrund gem. § 8 b Abs. 2 HGO liegt gemäß Stellungnahme des HSGB vor. 
 
Alternative 2 
1. Die Bürger können gem. § 8 b der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) über wichtige Angelegenheiten 
der Gemeinde einen Bürgerentscheid beantragen. Das sog. Bürgerbegehren ist schriftliche beim 
Gemeindevorstand einzureichen. Es muss die zu entscheidende Frage, eine Begründung und einen nach 
den gesetzlichen Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für die Deckung der Kosten der verlangten 
Maßnahme enthalten, sowie bis zu 3 Vertrauenspersonen benennen, die zur Entgegennahme von 
Mitteilungen und Entscheidungen der Gemeinde sowie zur Abgabe von Erklärungen gegenüber dem 
Gemeindevorstand ermächtigt sind. Das Bürgerbegehren muss in Gemeinden mit weniger als 50000 
Einwohnern mind. 10 % der bei der letzten Gemeindewahl amtlich ermittelten Zahl der Wahlberechtigten 
Einwohner unterzeichnet sein; die Wahlberechtigung der Unterzeichner muss zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung gegeben sein. Diese Zahl der Wahlberechtigten betrug 9393 zur Gemeindewahl 2021, so 
dass 940 Unterstützungsunterschriften für das Bürgerbegehren erforderlich. Das Bürgerbegehren wurde 
am 29.01.2024 eingereicht. Mit der Prüfung der Unterschriften in der 6. KW 2024 wurden insgesamt 970 
Unterstützungsunterschriften geprüft. Hiervon waren 958 Unterschriften gültig. 12 waren aus 
verschiedenen Gründen ungültig. Es wurden weitaus mehr als die erforderliche Anzahl von 
Unterstützungsunterschriften auf zulässigen Formblättern eingereicht. Da die erforderliche Anzahl gültiger 
Unterstützungsunterschriften erreicht war, wurde auf eine Prüfung weiterer Unterstützungsunterschriften 
verzichtet. Ein Ablehnungsgrund gem. § 8 b Abs. 2 HGO liegt nicht vor. 
 
2. Die zur Abstimmung stehende Frage kann mit „JA“ oder „NEIN“ beantwortet werden, so dass die zur 
Entscheidung stehende Frage aus dem Bürgerbegehren in den Bürgerentscheid übernommen werden kann. 
 
3./4. Die städtischen Gremien haben eine Stellungnahme zum vorliegenden Bürgerbegehren abzugeben. 
 
5. Der Termin zur Durchführung des Bürgerentscheides wird auf den 08.09.2024 festgelegt.  
 
6. Die Einteilung der allgemeinen Wahlbezirke wird für den Wahltermin am xx.xx.2024 von der Europawahl 
2024 übernommen Es werden 6 allgemeine Wahlbezirke gebildet: 2 WBZ Winkel, 1 WBZ Mittelheim, 2 WBZ 
Oestrich, 1 WBZ Hallgarten. Es werden 3 Briefwahlbezirke gebildet. Die Briefwahlbezirke werden wir folgt 
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aufgeteilt: 1 BWBZ Winkel, 1 BWBZ Oestrich, 1 BWBZ Mittelheim und Hallgarten.  
Durch die stetig abnehmende Wahlbeteiligung und gleichzeitig zunehmende Zahl an Briefwählern. Kann auf 
die Verkleinerung der Wahlbezirke verzichtet werden. Bei der letzten Wahl konnte jedoch auch beobachtet 
werden, dass die Einteilung in 4 Briefwahlbezirke ein Ungleichgewicht bei den Auszählungsaufgaben der 
Wahlvorstände mit sich bringt, so dass die Wahlbezirke Mittelheim und Hallgarten in einem Briefwahlbezirk 
zusammengefasst werden. So ist zu erwarten, dass jeder Briefwahlbezirk die annähernd gleiche Anzahl an 
auszuzählenden Wahlbriefen hat. 
7. Zur Durchführung eines Bürgerentscheids entstehen Kosten für die notwendigen Programme über die 
ekom21 freischalten zu lassen, für den Wahltag Formulare, Informationsmaterial für die 
Abstimmungsorgane und Briefwahlunterlagen zu beschaffen und die Portokosten für die Briefwahl zu 
übernehmen.  
 
Wenn die Gemeindevertretung das Bürgerbegehren zum Bürgerentscheid zulässt, muss sie den Termin für 
die Durchführung des Bürgerentscheides unverzüglich festsetzen, denn die umfangreichen Arbeiten in der 
Gemeindeverwaltung können erst durchgeführt werden, wenn der Termin festgelegt ist. Weiterhin muss 
die Gemeindevertretung in diesem Fall auch sofort über ihre eigene Stellungnahme zum Gegenstand des 
Bürgerbegehrens befinden. Zwar wird bis zur Durchführung des Bürgerentscheides noch eine gewisse Zeit 
verstreichen, aber in die unverzüglich nach der Zulassung des Bürgerbegehrens vorzunehmende amtliche 
Bekanntmachung (wegen der dabei zu beachtenden Förmlichkeiten vgl. Rdnr. 12 zu § 7 HGO) ist neben der 
zu entscheidenden Fragestellung und dem Datum des Bürgerentscheides auch die von den 
Gemeindeorganen vertretene Auffassung aufzunehmen. Da es sich nach dem Wortlaut des Gesetzes um 
die Auffassung der Gemeindeorgane handelt, setzt sich für die öffentliche Darstellung die 
Mehrheitsmeinung durch. Mindermeinungen in Gemeindevertretung oder Gemeindevorstand finden 
insoweit keine Berücksichtigung 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 

APL 30.000 Euro 
 
 
 
 
Oestrich – Winkel, 29.02.2024 
 
 
Dezernatsleiter  
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Riedel, Nadja

Betreff: Bürgerbegehren nach § 8 b HGO

 
 
Anfang der weitergeleiteten Nachricht: 

Von: "Sinß, Carsten" <carsten.sinss@oestrich‐winkel.de> 
Datum: 17. März 2024 um 21:09:43 MEZ 
An: "Heger, Johannes"  > 
Betreff: Aw: Bürgerbegehren nach § 8 b HGO 

 Guten Abend Herr Heger und vielen Dank für Ihre Ausführungen.  
 
Drei Fragen noch dazu: 
 
1) Sie schreiben „Ein kassatorisches Bürgerbegehren gibt es ebenfalls nicht, da bei einem 
Vertreterbegehren gerade…“ ‐> Sie meinen hier statt Bürgerbegehren vermutlich 
Vertreterbegehren, oder?  
 

2) Wo findet sich die Rechtsquelle, die besagt, dass ein Vertreterbegehren keinen 
Kostendeckungsvorschlag und keine Begründung erfordert? 
 

3) Wenn Ihre Einschätzung nun so als gegeben gesehen wird: Wie kann ein erneuter 
Bürgerentscheid in der Sache überhaupt erfolgen? Sehe ich es richtig, dass es nun einen erneuten 
Beschluss der SV benötigt, der beispielsweise Windenergie ablehnt, damit sich hiergegen binnen 
acht Wochen ein Bürgerbegehren richten kann? 
 

Beste Grüße 
  
Carsten Sinß 
Bürgermeister 
  
Telefon: 06723 992 111 
E‐Mail: carsten.sinss@oestrich‐winkel.de 
web: www.oestrich‐winkel.de 

  
 

Am 17.03.2024 um 20:13 schrieb Heger, Johannes < >: 

 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
soweit es die Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung anbelangt, so ist 
diese nach § 63 HGO (14Tage bzw. 4 Wochen) einem Widerspruch bzw. einer 
nachfolgenden Beanstandung zugänglich, soweit die Überzeugung vorherrscht, dass 
der Zulassungsbeschluss rechtswidrig ist. 
 
Zudem hat die Aufsichtsbehörde (LRat) nach § 138 HGO eine Beanstandungsrecht. 
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Nach § 8 b Abs. 4, S. 5 HGO innerhalb von 6 Wochen nach der Beschlussfassung. 
 
Die Anforderungen an ein Vertreter‐ bzw. Bürgerbegehren sind in Teilen 
unterschiedlich. Bei einem Vertreterbegehren sind weder ein 
Kostendeckungsvorschlag noch eine Begründung geboten. Ein kassatorisches 
Bürgerbegehren gibt es ebenfalls nicht, da bei einem Vertreterbegehren gerade an 
die Stelle einer eigenen Entscheidung ein Bürgerentscheid treten soll. Dieses muss 
die Stadtverordnetenversammlung deutlich zum Ausdruck bringen. Das Spezifikum 
hier ist, dass dem Bürgerbegehren ein gescheiteres Vertreterbegegern 
vorangegangen ist. Auch wenn dieses Verhältnis zueinander noch nicht Gegenstand 
eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens war, so ist die Vorbefassung weder in der 
Fragestellung noch in der Begründung erwähnt worden. Auch wenn die 
Fragestellung nicht auf eine Korrektur eines Beschlusses gerichtet ist, so hätte 
dieses nach diesseitiger Auffassung zumindest in der Begründung erwähnt werden 
müssen. 
 
Mag auch das Hess. Energiegesetz Basis für weitere Entscheidungen gewesen sein, 
so ist Bezugspunkt von Satz 4 (mit dem Beschluss im Hess. Landtag) der vorherige 
Satz, der von in Oestrich‐Winkel ausgewiesenen Flächen spricht, deren Potenzial 
nicht genutzt werde. Dieser Bezug ist hier gegeben. Mag es auch nur ein Aspekt der 
Begründung sein, so hat dieses der VGH in den angeführten Entscheidungen als 
ausreichend angesehen, wenn es eine Tatsache darstellt, die als tragend angesehen 
wird. 
 
Bzgl. der Fragestellung und nur hier sieht § 8 b Abs. 4., S.4 HGO eine 
Anpassungsmöglichkeit vor. Hier möchten wir auf die Kommentierung von 
Hannappel/Dreßler ‐ Leitfaden Bürgerbegehren, Vertreterbegehren und 
Bürgerentscheid im Lande Hessen (Ausgabe 2021) verweisen. Danach ist unter 
Verweis auf angeführte Rechtsprechung lediglich von “redaktionellen Änderungen“ 
die Rede. Dieser Meinung schließen wir uns an. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Johannes Heger  
Geschäftsführer  
Hess. Städte‐ und Gemeindebund 











 

Fraktion B90/GRÜNE 
in der Stadtverordnetenversammlung 
 

Antrag 
Nr. AT-52/2024 
 

 
 

 
Fraktionsvorsitz Ingrid Reichbauer 

 
Beratungsfolge Termin 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 05.03.2024 

Haupt- und Finanzausschuss 07.03.2024 

Stadtverordnetenversammlung 18.03.2024 
 

 
Antrag B90/GRÜNE: Unterstützung für die Bürgersolarberatung 
 

 
Antragstext 
Der Magistrat wird gebeten, ein jährliches Budget für die Bürgersolarberatung in Höhe von insgesamt 1.000 
Euro für entstandenen Kosten bei den ehrenamtlich tätigen Solarberatern bereitzustellen. Kosten entstehen 
den Beratern durch Fahrtkosten im Ort, um sich Dächer anzuschauen und Beratungstermine wahrzunehmen. 
Außerdem entstehen Strom-, Papier und Kommunikationskosten um erforderliche Unterlagen für die 
Interessenten bereit zu stellen. 
Im Jahr 2024 kann die Finanzierung aus dem Budget Wettbewerb für energetische Sanierungen genommen 
werden. 
 
Begründung 
Die Bürgersolarberatung besteht aus sieben extra geschulten Personen, die ehrenamtlich im Ort unterwegs 
sind, um an Solaranlagen interessierte Bürger unabhängig zu beraten.  
Das ist ein sehr wertvoller Beitrag zur alternativen Energiegewinnung und nimmt den Bürgern 
Hemmschwellen, sich mit dem Thema Solar auseinanderzusetzen.  Zudem sind mittlerweile auch Firmen im 
Markt, die über callcentergesteuerte Beratungsangebote sehr fadenscheinige Aussagen zum Thema Solar 
machen, was alles andere als vertrauenserweckend wirkt. Durch die kompetente und unabhängige Beratung 
der Bürgersolar-Beratung sind bereits Anlagen im Ort realisiert worden und es gibt mittlerweile eine Liste 
von Bürgern, die sich für die Beratung angemeldet haben. Die Bürgersolar hat zu ihrer Arbeit im vergangenen 
Jahr schon im UPB berichtet. 
Wir bitten alle Fraktionen, die wertvolle Arbeit der Bürgersolarberatung mit einer Zusage über 1.000 Euro 
Budget für die entstehenden Fixkosten zu unterstützen. Einen Gegenfinanzierungsvorschlag haben wir 
unterbreitet. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
1.000 Euro aus dem Wettbewerb energetische Sanierung (grüner Antrag) zur Selbstverwaltung durch die 
Bürgersolar. 
 
 
Oestrich-Winkel, 26.02.2024 
 
Fraktionsvorsitz 
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